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In der Kommunalpolitik
kommt es nicht auf Sex-
appeal, sondern Substanz
an. Dabei ist es keineswegs
neu, dass mit Kleidung Poli-
tik gemacht wird - siehe
Griechenland. Bleibt zu hof-
fen, dass sich die augen-
blickliche Aufmerksamkeit
für das Land auch so inno-
vativ auszahlt. Seite 15
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Kommunalforum Alpenraum 2015:

Wie die Gemeinden ihre 
Schutzaufgaben erfüllen können
Am 18. März 2015 treffen sich erneut kommunale Entscheider

aus Bayern, Tirol, Vorarlberg, Salzburger Land und Südtirol im
Lindner Innovationszentrum in Kundl.

Das Hauptthema in diesem Jahr wird die Rolle der Gemeinden
im modernen Naturgefahrenmanagement sein, denn die Kommu-
nen haben vielfältige Schutzaufgaben zu leisten. Neben Fachvor-
trägen erwarten die Gäste auch heuer wieder Best-practice-Bei-
spiele aus den Regionen.

Nach den Thementischen diskutieren in einer Podiumsdiskus-
sion für das Präsidium des Bayerischen Gemeindetags dessen
oberbayerischer Vorsitzender, Erster Bürgermeister Josef Stei-
genberger, Ernst Schöpf vom Gemeindeverband Tirol, Helmut
Mödlhammer vom Österreichischen Gemeindebund, Andreas
Schatzer vom Südtiroler Gemeindenverband sowie Hermann
Gahr, Obmann Forum Land.
Für Vertreter aus den Kommunen ist die Teilnahme kostenlos. 
Informationen: www.kommunalforum-alpenraum.eu

Vormerken!

18. März 

2015

Meinungsaustausch zwischen 
S-Finanzgruppe und GemeindeZeitung

Um die Kommunikation zwischen der gesamten Sparkassen-Finanzgruppe und den bayeri-
schen Kommunen sicherzustellen, organisiert der Sparkassenverband Bayern alljährlich einen
Meinungsaustausch zwischen den Repräsentanten seiner Verbundpartner und der Bayerischen
GemeindeZeitung. Wir berichten ausführlich über vielfältige Themen der Kommunalfinanzen
und dabei insbesondere auch über aktuelle Themen aus der Sparkassen-Finanzgruppe, etwa
über den Bayerischen Sparkassentag, über die Inhalte der Sparkassen-Kommunalforen oder
das Klimasymposium der Versicherungskammer Bayern. 
Im Bild (jeweils v. l.) Reihe 1: Wolfgang Schmidt, BayernLabo, Theresa von Hassel, GZ;
Günther Tittel, SVB; Tanja Mönkhoff, BayernLB; Reihe 2: Matthias Priwitzer, BayernLB; 
Anne-Marie von Hassel, GZ; Reihe 3: Constanze von Hassel, GZ; Andrea Bastian, SVB; Chris-
tiane Stiller, LBS; Eva Mang, SVB; Klaus König, LBS; Stefan Liebl, Versicherungskammer
Bayern. Foto: Sarah Harrow

Energiedialog Bayern:

Detaillierte Eckpunkte
Reaktionen der kommunalen Spitzenverbände

„Wir haben heute ein klareres Bild von Bayerns 
Energiezukunft als zuvor“, lautete die Bilanz von
Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner zum Ab-
schluss des dreimonatigen Energiedialogs, an dem
Wirtschaft, Verbände, Vertreter der Kirchen und 
Gewerkschaften sowie Bürgerinitiativen, Investoren,
Behörden und Fachleute aus Wissenschaft, For-
schung und Entwicklung mitgewirkt haben. „Mit 
seiner breiten gesellschaftlichen Beteiligung und in
seiner thematischen Tiefe war der Energiedialog ein
einmaliger Konsultationsprozess“, unterstrich Aig-
ner. Der Erkenntnisgewinn sei enorm.

Nach der Abschaltung der letz-
ten Kernkraftwerke werde Bay-
ern eine Lücke bei der Strompro-
duktion und bei der gesicherten
Leistung haben, erklärte die Mi-
nisterin bei der Vorstellung ener-
giepolitischer Eckpunkte. Im
Rahmen des Energiedialogs sei
diese bei der gesicherten Leistung
auf 5 Gigawatt und bei der
Stromproduktion auf 40 Terra-
wattstunden beziffert worden.

Bundesebene

Rein technisch sei es natürlich
möglich, so Aigner, die Versor-
gung Bayerns ohne die umstritte-
nen Trassen Südlink und Südost-
passage sicherzustellen. Die Vor-
aussetzungen dafür müssten aber
auf Bundesebene geschaffen wer-
den: „Die Frage, in welchem
Maße Netzausbau notwendig ist,
hängt davon ab, ob die Marktbe-
dingungen für den wirtschaftli-
chen Betrieb und den Bau von
Gaskraftwerken in Bayern ange-
passt werden.“ Dies sei eine Auf-
gabe für die Verhandlungen auf
Bundesebene. Dabei dürfe es je-
doch für Bayerns Bürger und vor
allem für die Wirtschaft zu keinen
Strompreissteigerungen kom-
men. „Zwei neue Trassen“, so die
Ministerin, „werden für Bayerns
Versorgung nicht gebraucht.“
Grundsätzlich unterstrich Aigner,
dass Leitungen nur dann gebaut
werden, wenn sie für die Versor-
gung notwendig seien und nicht
etwa für den Export von Über-
schussstrom.

Für die Versorgungssicherheit
in Bayern sei konventionelle
Stromproduktion unverzichtbar.
Darüber hinaus sieht Aigner er-
hebliches Potential in der Kraft-
wärmekopplung. 

Kraft-Wärme-Kopplung

Die Eigenstromversorgung im
privaten Bereich will die Ministe-
rin mit einem eigenen Förderpro-
gramm unterstützen: „Wir fördern
mit insgesamt 90 Millionen Euro
zunächst das intelligente Zusam-
menspiel von Strom und Wärme
in Ein- und Zweifamilienhäu-
sern.“ Ziel sei es, das Programm in
einem zweiten Schritt auf größere
Einheiten wie Straßenzüge oder
Gemeinden auszudehnen.

Für den Ausbau der erneuerba-
ren Energien fordert Aigner ei-
nen Prioritätenwechsel: „Der

Ausbau der Erneuerbaren ver-
läuft in Bayern besonders erfolg-
reich. An unseren Ausbauzielen
von 2011 halten wir fest. Wir se-
hen jedoch heute, dass der Bei-
trag der Erneuerbaren zur Ver-
sorgungssicherheit beim gegen-
wärtigen Stand der Technik nur
in eng begrenztem Umfang ge-
steigert werden kann. Bei einem
weiter unkontrollierten Zubau
gerade von Windkraft drohen
uns nicht nur die Kosten der En-
ergiewende aus dem Ruder zu
laufen. Die künftigen Belastun-
gen für das Netz wären enorm
und würden einen immer größe-
ren Bedarf nach zusätzlichen
Leitungen auslösen. Damit muss
Schluss sein!“

Systemintegration

Die ersten Schritte, die mit
dem EEG 2014 gemacht wur-
den, gingen in die richtige Rich-
tung, seien aber viel zu zaghaft.
Das Umsteuern beim Ausbau der
Erneuerbaren müsse viel ent-
schlossener und mutiger erfol-
gen. Die Erneuerbaren müssten
dem Gesamtsystem dienen, ihre
Produktion habe sich am Bedarf
zu orientieren“, erklärte Aigner.
Ein Schwerpunkt müsse deshalb
in Zukunft auf den Möglichkei-
ten zur Systemintegration liegen.

Ergänzt werden müsse dieser
Prioritätenwechsel durch eine

sofortige Speicheroffensive. Der
Bund müsse eine Befreiung der
Speicher von Netzentgelten prü-
fen. Gefordert werden zudem ei-
ne entschädigungsfreie Abrege-
lung bei den erneuerbaren Ener-
gien (Starkwind/Mittagsspitze
Sonne), die Entwicklung von
Marktmodellen für Power-to-X-
Verfahren (z. B. Power-to-Gas,
Power-to-Heat, Power-to-Liquid
(LOHC)) für Überschussstrom
sowie eine Forschungsoffensive
Speicher mit Demonstrations-
vorhaben in Bayern, u. a. für die
Entwicklung von Batterietech-
nologien (Ziel: Kostensenkung,
Erhöhung der Lebensdauer). 

Power-to-Gas

Darüber hinaus wird die Bun-
desregierung aufgefordert, ein

(Fortsetzung auf Seite 4)

Kooperationsveranstaltung in Tutzing:

Strategien für
den ländlichen Raum

Wie können Kommunen und ländlich geprägte Regionen
krisen- und zukunftsfest gemacht werden? Darüber dis-
kutierten zahlreiche Akteure und Experten bei einer Ko-
operationsveranstaltung der Evangelischen Akademie
Tutzing mit Bayerischer Akademie Ländlicher Raum,
dem Bayerischen Gemeindetag, dem Beauftragten für
Umwelt- und Klimaverantwortung der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Bayern und dem Sprecher der Um-
weltbeauftragten der bayerischen (Erz-)Diözesen.

Hinterfragt wurde auch, ob die
Ideen tatsächlich an entscheiden-
den Stellen ansetzen oder nur nette

Spielwiesen und Nischen bedie-
nen. Eine Idee, die bestens ge-
deiht, ist die Regionalwert AG. Vor
dem Hintergrund, dass die Zahl
der landwirtschaftlichen Betriebe
einerseits abnimmt bzw. es Proble-
me mit der Hofnachfolge gibt, und
andererseits durchaus junge Men-
schen Interesse an diesem Beruf
hätten, aber nicht das nötige Kapi-
tal haben, einzusteigen oder zu
modernisieren, gründete Christian
Hiß im Raum Freiburg eine Bür-
geraktiengesellschaft. Sie will so-
wohl Existenzgründungen ermög-
lichen als auch regionale Wert-
schöpfungsketten stärken und da-
bei die sozialen und ökologischen
Leistungen der Landwirtschaft an-
erkennen und das auf ganz prag-
matischem Wege. 

Zersiedelung

Ein weiteres Beispiel ist der
Vorarlberger Verein „bodenfrei-
heit“, der über „crowd funding“
Flächen kauft, die als Bauland
ausgewiesen, aber nie mobilisiert
wurden. Der Verein kauft die

Flächen nicht, um dort zu bauen,
sondern um sie einer Gemein-
schaft stiftenden Nutzung zuzu-
führen. Mit dieser Aktion wollen
sie vor allem auf unnötige Zersie-
delung bzw. Missstände in der
Bodenpolitik hinzuweisen. Mit
Erfolg: immer mehr Personen und
Persönlichkeiten treten bei.

Einen ähnlichen Weg gehen
auch Kommunen im Fränkischen,

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Klaus Hacker
91097 Oberreichenbach

am 15.2.

Bürgermeister Josef Schuh
94104 Witzmannsberg

am 19.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Hans Freiberger
95473 Prebitz

am 1.3.

Bürgermeister Dieter Muth
97789 Oberleichtersbach

am 13.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Karin Bucher

93413 Cham
am 1.3.

Bürgermeister 
Robert Christensen
91463 Dietersheim

am 12.2.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dr. Mario Paul

97816 Lohr am Main
am 17.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Rödel

95180 Berg
am 7.2.

Bürgermeister Walter Ziegler
97500 Ebelsbach

am 8.2.

Bürgermeister Günther Oettinger
63920 Großheubach

am 16.2.

Bürgermeister
Johannes Schwalwig
90562 Heroldsberg

am 28.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dr. Paul Kruck

97753 Karlstadt
am 5.2.

Bürgermeister Hans Urbauer
83361 Kienberg

am 7.2.

Bürgermeister Gerd Zimmer
91353 Hausen

am 8.2.

Bürgermeister Herbert Häusl
83329 Waging am See

am 11.2.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Bayerischer Datenschutzbericht:

Intensive 
Prüfungen

Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz, Dr. Tho-
mas Petri, hat im Bayerischen Landtag seinen Tätigkeitsbericht
für die Jahre 2013/2014 vorgestellt. Darin sind neben den Grund-
satzthemen Neuordnung des Europäischen Datenschutzrechts-
rahmens, Vorratsdatenspeicherung und Videoüberwachung in
Bayern eine Vielzahl von Beiträgen zur Gesetzgebung, zu Bür-
gerbeschwerden und zu Prüfungen bei bayerischen öffentlichen
Stellen enthalten.

Laut Bayerns oberstem Daten-
schützer veröffentlichte die Eu-
ropäische Kommission vor über
zwei Jahren Vorschläge zur Neu-
ordnung des Europäischen Da-
tenschutzrechtsrahmens. Die bis-
her für die EU-Mitgliedstaaten
geltenden allgemeinen Daten-
schutzregeln sollen durch eine
Datenschutz-Grundverordnung
und eine Richtlinie für den Da-
tenschutz im Bereich der Strafju-
stiz ersetzt werden. 

Mittlerweile hat das Europäi-
sche Parlament im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens eine
eigene Verhandlungsposition ent-
wickelt; auch der Rat strebt eine
Verabschiedung der geplanten
Neuregelung bis Ende 2015 an.
„Eine Reform des Europäischen
Datenschutzrechtsrahmens ist
nach wie vor dringend notwen-
dig. Sie sollte allerdings den Mit-
gliedstaaten auch Gestaltungs-
spielräume für die Fortentwick-
lung des Datenschutzes eröff-
nen“, informierte Petri.

Seinen Ausführungen zufolge
führte die Videoüberwachung in
Bayern bereits in den vergange-
nen Jahren zu zahlreichen Be-
schwerden, weshalb sie seit jeher
einen Schwerpunkt seiner Kon-
trolltätigkeit bilde. Im Berichts-
zeitraum habe die Beantwortung
einer parlamentarischen Anfrage
zu einer Auflistung der Kamera-
standorte bei bayerischen öffent-
lichen Stellen geführt. Diese Li-
ste habe er systematisch auf Auf-
fälligkeiten untersucht und sei ih-
nen im Wege von Prüfungen
nachgegangen. Darüber sei ein
mit dem Innenministerium abge-
stimmter Leitfaden entwickelt
worden, der kurz und prägnant
die insbesondere bei der kommu-
nalen Videoüberwachung zu be-
achtenden Gesichtspunkte erläu-
tert.

Nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund der sogenannten NSA-Af-
färe sollte nach Petris Ansicht die
Notwendigkeit für geeignete Ver-
schlüsselungs- und Schutzme-
chanismen nun mittlerweile je-

dermann bewusst sein – „es ist
höchste Zeit, diese Mechanismen
konsequent einzusetzen“. In die-
se Richtung gingen auch die
Bemühungen der bayerischen
Verwaltung nach sicherer E-
Mail, beispielsweise beim De-
Mail-Pilotierungstest und bei der
Plattform für sichere Kommuni-
kation in Bayern - BayMail.
Während das De-Mail-Projekt
noch nicht zu einem erfolgrei-
chen Abschluss gebracht und ein-
geführt werden konnte, habe das
Innenministerium für das Projekt
BayMail laut Petri zumindest ei-
ne bis 31.07.2018 zeitlich be-
grenzte Freigabe erteilt. 

Meldedaten

Der Datenschutzbeauftragte
informierte zudem über den Ver-
stoß eines Kurorts gegen die ge-
setzliche Zweckbindung der in
den Beherbergungsstätten erho-
benen Meldedaten. Der dortige
Leiter der Tourist-Information
hatte im Rahmen regelmäßig
stattfindender sogenannter Hotel-
Stammtische Listen mit den An-
kunfts- und Übernachtungszah-
len der größeren ortsansässigen
Betriebe, getrennt nach den ein-
zelnen Betrieben, an die bei dem
Stammtisch anwesenden Hote-
liers verteilt. Damit wollte er
über die Tourismusentwicklung
in der Gemeinde informieren.
Diesen Hoteliers wurden damit
wirtschaftliche Verhältnisse ihrer
Konkurrenten bekannt. Zur In-
formation über die Tourismus-
entwicklung in der Gemeinde
wäre die Bekanntgabe der An-
kunfts- und Übernachtungszah-
len Petri zufolge im Übrigen
auch gar nicht erforderlich gewe-
sen. Diesem Zweck dienten re-
gelmäßig gerade die Fremden-
verkehrsstatistiken.

Bei der Weitergabe von Mel-
deregisterdaten zu Wahlwerbe-
zwecken habe eine weitere Ge-
meinde gleich mehrfach gegen
den Datenschutz verstoßen, fuhr
der Datenschützer fort. So wur-

den zwar die Widersprüche eines
Ehepaars, das sich an Thomas
Petri gewandt hatte, gegen eine
derartige Datenübermittlung be-
achtet. Jedoch seien die Melde-
daten ihres zweijährigen Kindes
an eine politische Partei weiter-
gegeben worden. Unzulässig sei
auch die Weitergabe einer Liste
aller Haushalte sowie der Ge-
burtsdaten der betroffenen Bür-
ger gewesen. Zu guter Letzt sei
in zehn Fällen auch noch Aus-
kunft über nicht wahlberechtigte
Personen erteilt worden.

Verbesserungspotenziale

Einen Schwerpunkt der Kon-
trollen im Gesundheitswesen bil-
dete die breit angelegte Untersu-
chung von Gesundheitsämtern.
Hier waren der Umgang mit den
dortigen Datenverarbeitungssy-
stemen und die Anbindung an die
Datenverarbeitungssysteme des
jeweiligen Landratsamtes bzw.
der jeweiligen Kommune von
besonderem Interesse. „Auch
hier gibt es noch Verbesserungs-
potential“, informierte Petri.

Im Gesundheitswesen, insbe-
sondere in Kliniken und Gesund-
heitsämtern, lag auch eine Prio-
rität der technisch-organisatori-
schen Prüfungen. Dabei ging es
bei den Kliniken hauptsächlich
um die praktische Umsetzung
der im Jahr 2011 erstmalig veröf-
fentlichten Orientierungshilfe
Krankenhausinformationssyste-
me. „Hier konnten erfreulicher-
weise einige Verbesserungen
festgestellt werden, die sowohl
auf Bemühungen der herstellen-

den Industrie als auch auf die die
Software einsetzenden Häuser
zurückzuführen sind“, meinte der
Datenschutzbeauftragte. 

Soziale Medien

Erneut intensiv beschäftigte
Bayerns obersten Datenschützer
die Nutzung Sozialer Medien
durch bayerische Behörden. Dies
betreffe insbesondere die Ein-
richtung von Fanpages auf Face-
book zum Zweck der Öffentlich-
keitsarbeit, zumal hier weiterhin
strittige Rechtsfragen bestünden.

In einer anderen Fallgestaltung
wollte eine Behörde mittels eines
eigenen Facebook-Accounts Bür-
ger in geschlossenen Gruppen
personenbezogen beraten. Da Pe-
tri die Behörde auf die daten-
schutzrechtliche Unzulässigkeit
des Projekts hingewiesen habe,
habe sie hiervon Abstand genom-
men. Außerdem habe er 5.592
Webseiten bayerischer Behörden
geprüft und erreicht, dass Social
Plugins nicht mehr - unzulässig -
direkt in Webseiten eingebunden
werden. Bei einer der 66 zunächst
auffälligen Stellen sei dies erst ge-
lungen, nachdem er diese Stelle
beanstandet hatte.

Petris abschließender Appell:
„Ich empfehle bayerischen Behör-
den weiterhin, bei der Inan-
spruchnahme von Cloud-Diensten
äußerste Zurückhaltung walten zu
lassen. Bei Beratungen hat sich
auch gezeigt, dass vorgelegte Ver-
tragsbedingungen von Cloud-An-
bietern nicht die Anforderungen
erfüllt haben, die für bayerische
Behörden maßgeblich sind.“ DK

Aktuelle Stunde im Landtag:

Weiter Uneinigkeit
in der Energiepolitik
Die Energiewende ist nach wie vor heftig umstrittenes Thema in
der bayerischen Landespolitik. Vor allem die Landtagsopposition
übte harsche Kritik am Energiekonzept von Wirtscharts- und En-
ergieministerin Ilse Aigner sowie am Verhalten von Ministerprä-
sident Horst Seehofer. Dies kam im Landtag in einer von der Grü-
nen-Fraktion zum Thema Energiewende beantragten Aktuellen
Stunde erneut zum Ausdruck.

Grünen-Fraktionschef Ludwig
Hartmann warf insbesondere
dem Ministerpräsidenten einen
verantwortungslosen Umgang
mit der Energiewende vor. Ihm
fehle der Mut zu einer zukunfts-
orientierten Energiepolitik mit
Windrädern, Stromleitungen und
Speichern. Die CSU habe vier
Jahre nach Beginn der Energie-
wende keinen Plan für die künfti-
ge Stromversorgung Die SPD-
Energieexpertin Natascha Koh-
nen sprach von einem „einzigen
Chaos“ hinsichtlich des neuen En-
ergiekonzepts der Staatsregierung. 

Ihre skeptische Haltung zu neu-
en Stromtrassen stehe in krassem
Widerspruch zum Atomaus-
stiegsprogramm von 2011. See-

hofer verlagere die Entscheidung
über die Stromtrassen verantwor-
tungslos nach Berlin. Ministerin
Aigners Konzept bezeichnete
Kohnen als „Wünsch-Dir-Was-
Katalog“. Für eine erfolgreiche
Energiewende brauche man die
Zusammenarbeit aller Bundes-
länder. Thorsten Glauber von den
Freien Wählern (FW) warf der
Staatsregierung vor, der Energie-
dialog habe keine wesentlichen
neuen Erkenntnisse gebracht.

Markus Blume (CSU) wehrte
sich gegen die Kritik der Opposi-
tion und verteidigte das Energie-
konzept der Staatsregierung. Bay-
ern stehe besser da als alle ande-
ren Bundesländer. Die Opposition
hingegen rede alles schlecht. rm

Erster Heimatbericht:

Der ländliche Raum
holt auf 

„Der ländliche Raum holt auf“, so das Fazit von Finanz- und
Heimatminister Dr. Markus Söder bei der Vorstellung des er-
sten Heimatberichts in München. „Der Heimatbericht zeigt
klar auf, dass Bayern überall stark ist. Gerade der ländliche
Raum wird immer attraktiver: Unternehmen finden gute Stand-
ortbedingungen, immer mehr Menschen ziehen in den ländli-
chen Raum, die Lebensqualität der Menschen hat sich erheb-
lich verbessert“, so Söder weiter. Mehr als die Hälfte aller Bay-
ern leben im ländlichen Raum, er macht 90 Prozent der Fläche
Bayerns aus. Auch fast die Hälfte aller Arbeitsplätze ist im
ländlichen Raum angesiedelt. 

Mit dem Heimatbericht 2014
liegt erstmals eine umfassende
Statistik der Landesentwicklung
in Bayern vor. Er zeigt die Ent-
wicklung des ländlichen Raums
mit Daten und Analysen zu 20
Themenfeldern, wie beispielswei-
se Bevölkerungsentwicklung,
Erwerbschancen, medizinischer
Versorgung, Wanderungsbilanz
und schulischer Versorgung, auf.
„Der Freistaat Bayern ist und
bleibt ein verlässlicher Partner des
ländlichen Raums. Mit dem Hei-
matbericht haben wir eine Grund-
lage für die strategische Weichen-
stellung zur Zukunftssicherung
des ländlichen Raums und Förde-
rung gleichwertiger Lebensbedin-
gungen in ganz Bayern“, stellte
der Heimatminister klar.

Miteinander

Vor einem zu engen Fokus auf
den ländlichen Raum warnte dar-
aufhin der Bayerische Städtetag:
„Heimat ist nicht nur das Dorf
oder die idyllische Landschaft.
Millionen Menschen in Bayern
finden ihre Heimat in der Stadt.
Wir sollten Heimat nicht allein
mit ländlichen Räumen in Verbin-
dung bringen. Stadt und Land
gehören zusammen. Heimat
muss man in Stadt und Land be-
wahren“, sagte Oberbürgermei-
ster Dr. Ulrich Maly, Vorsitzender
des Bayerischen Städtetags und
ergänzte: „Heimat lässt sich nicht
im Gegensatz von Stadt und Land
definieren, sondern nur als un-
trennbares Miteinander.“

Rasche Umsetzung

Der Bayerische Gemeindetag

befürwortet hingegen nachdrück-
lich die Heimatstrategie des
Bayerischen Finanz- und Heimat-
ministers Markus Söder. „Dem
Verfassungsgebot gleichwertiger
Lebens- und Arbeitsbedingungen
in Stadt und Land soll damit end-
lich Rechnung getragen werden.
Wir fordern dies seit langem und
begrüßen daher die neue Heimat-
strategie des Ministers“ erklärte
Gemeindetagspräsident Uwe
Brandl und hofft auf eine rasche
Umsetzung der Pläne.

Bevölkerungsentwicklung 
• Zuwanderungsplus 2013 in Bay-
ern: 97.647 (Saldo aus Zu- und
Abwanderung)
• Davon entfallen 46.400 auf den
ländlichen Raum (2010: 8.850
Zuwanderungsplus)
• Positiver Wanderungssaldo in allen
bayerischen Regierungsbezirken
• Aber: trotzdem Rückgang der
Bevölkerung in 20 Landkreisen
im Norden und Osten (mehr Ster-
befälle als Geburten und Zuwan-
derung)

Bruttoinlandsprodukt (2012 zu
2006)
• Ländlicher Raum: + 22%
• RmbH: + 19,6%
• Verdichtungsraum: + 17,9%
• Bayernweit: + 19,7%

Sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte (2013 zu 2006)
• Ländlicher Raum: +14,6 % 
• Verdichtungsraum: + 13,7%
• Bayernweit: +14,1%

Arbeitslosenquote (2013  zu
2006)
• Ländlicher Raum: Von 6,6 %
(2006) auf 3,3 % (2013) 
• RmbH: Von 8,4% (2006) auf
4,1% (2013) 
• Bayern: Von 6,8 % (2006) auf
3,8 % (2013)
• Bund: Von 10,8 (2006) auf 6,9 %
(2013)

Studentenzahlen der Hoch-
schulen für angewandte Wis-
senschaften 
• Studierende 2013: 106.377
• davon 34.384 im ländlichen
Raum (= Steigerung um 70% seit
2006)

Fördermaßnahmen derBayeri-
schen Staatsregierung
• 1,5 Milliarden-Euro-Breitband-
programm
Aktuell 1.595 Kommunen im
Verfahren (= 78%)
• Regionale Wirtschaftsförderung 
2013 rund 212 Mio. Euro 
(= 94%) in ländlichen Raum 
26.000 Arbeitsplätze gesichert
bzw. geschaffen
• Städtebauförderung
2013 rund 118 Mio. Euro 
(= 78%) in ländlichen Raum. 
insgesamt 612 Maßnahmen ge-
fördert
• Dorferneuerung
2013 rund 1.150 Verfahren, 97%
der Förderung in ländlichen
Raum
• Bau und Unterhalt kommunaler
Straßen
2013 ca. 199 Mio. Euro (= 72%)
in ländlichen Raum
• Staatsstraßen
2013 rund 181 Mio. Euro 
(= 83%) in ländlichen Raum
• Krankenhausförderung
2013 rund 246 Mio. Euro 
(= 54%) in ländlichen Raum 

Wichtige Zahlen und Fakten 
aus dem Heimatbericht 2014

Genossenschaftsverband Bayern:

Einheitliche Aufsicht bei 
Finanzanlagevermittlern notwendig
Götzl: „Position des Bundesrats richtungsweisend für Bundesregierung und Bundestag“

München – Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken
begrüßen die Forderung des Bundesrats, freie Finanzanlagenver-
mittler künftig von der BaFin (Bundesanstalt für Finanzdienstlei-
stungsaufsicht) überwachen zu lassen. „Der Bundesrat hat völlig
recht. Die Aufsicht gehört einheitlich in die Hände der BaFin“,
kommentiert der Präsident des Genossenschaftsverbands Bayern
(GVB), Stephan Götzl, den Beschluss der Länderkammer.

Es sei nicht sachgerecht, freie
Vermittler und Anlageberater al-
lein einer gewerberechtlichen
Aufsicht durch die Landes-
behörden zu unterstellen, wie
das bislang der Fall ist. Götzl:
„Es ist im Sinne der Verbrau-
cher, wenn beim Vertrieb von
Finanzprodukten mit einerlei
Maß gemessen wird. Es ist des-
halb sachgerecht, wenn Berater
von Banken und Sparkassen so-
wie freie Finanzanlagenvermitt-
ler einheitlichen Aufsichtsstruk-
turen unterliegen.“

Klare Position

Der GVB-Präsident hatte schon
bei der Vorlage des Kabinettent-
wurfs zum Kleinanlegerschutzge-
setz im November 2014 die Posi-
tion der bayerischen Volksbanken
und Raiffeisenbanken klar ge-
macht. 

Umfassender
Anlegerschutz

Er fordert nun Bundesregierung
und Bundestag auf, die richtungs-

weisende Empfehlung des Bun-
desrats zu berücksichtigen. „Ein
umfassender Anlegerschutz wird
nur gewährleistet, wenn alle Ak-
teure unter Aufsicht der BaFin ste-
hen“, betont Götzl. Ähnlich hatte
sich dazu auch der Bundesver-
band der Verbraucherzentralen
geäußert.

Zusammenschluss von 
2,8 Millionen Menschen

Der Genossenschaftsverband
Bayern vertritt die Interessen von
1.294 genossenschaftlichen Un-
ternehmen im Freistaat. Sie sind
Zusammenschlüsse von insge-
samt rund 2,8 Millionen engagier-
ten Menschen in Bayern, die ge-
meinsam unternehmerisch, sozial
oder kulturell tätig sind. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

„Sicherheit ist Lebensqua-
lität“ – dieser Leitspruch wird
in diesen Tagen gerade von
uns Kommunalpolitikern im-
mer wieder gerne zitiert, wenn
es darum geht die Bedeutung
unserer heimischen Feuer-
wehren zu unterstreichen, die
traditionell in den ersten Mo-
naten des Jahres ihre Haupt-
versammlungen abhalten. 

Denn Feuerschutz, Katas-
trophenschutz und Hilfe für
den Nächsten sind aus unserem Gesellschafts-
system nicht mehr wegzudenken. Egal ob bei
schweren Verkehrs- und Betriebsunfällen oder
bei Bränden und Unwettern – die Feuerwehren
in ganz Bayern sind stets Garant für schnelle

und professionelle Hilfe. Viele Bürgerinnen und
Bürger nehmen diesen „Luxus“, der in höchs-
tem Maße auf unzähligen Stunden ehrenamtli-
cher und unentgeltlicher Arbeit beruht, inzwi-
schen als selbstverständlich hin. Doch welche
Leistung, welches Engagement und auch wel-
che Ausbildung in Wirklichkeit dahinterstecken
bleibt oftmals im Verborgenen. 

Alleine die nackten Zahlen aus dem bayeri-
schen Feuerwehrwesen können nachhaltig be-
eindrucken: Der Landesfeuerwehrverband spricht
von nicht weniger als 859.000 Mitgliedern 
in 7.700 Feuerwehren. Davon leisten über
320.000 Kameradinnen und Kameraden akti-
ven Dienst in den Freiwilligen Feuerwehren
und sind damit rund um die Uhr in Alarmbereit-
schaft. Zudem lassen sich viele im Rahmen ih-
rer Tätigkeit beispielsweise zu Maschinisten
und Atemschutzträgern ausbilden, um Spezial-
aufgaben zu übernehmen. 

Erfreulicherweise haben auch rund 50.000
Jugendliche in 5.084 Jugendgruppen den Weg
zu Wehren gefunden. Die Jugendfeuerwehren
sichern nicht nur den Nachwuchs, sondern je-
des einzelne junge Mitglied profitiert dabei von
den vielfältigen Fertigkeiten und Werten, die
ihm im Rahmen seiner Ausbildung vermittelt
werden.

Doch welche Rolle spielen
in diesem Zusammenhang die
Kommunen, gerade vor dem
Hintergrund, dass Feuer-
schutz und Katastrophenschutz
zu ihren Pflicht-aufgaben
gehören? Die Gemeinden und
Landkreise sorgen mit hohen
Investitionen für eine gute
Ausrüstung der Wehren. Da-
mit können zum einen die stän-
dig anspruchsvoller werden-
den Aufgaben besser erfüllt
werden, zum anderen mini-
miert eine moderne Schutz-
kleidung bei den jeweiligen

Einsätzen das Risiko für jeden einzelnen Kame-
raden. Auch der Freistaat Bayern ist hier immer
wieder gefordert finanziell mit zu unterstützen.
Als Kommunalpolitische Vereinigung haben wir
uns dahingehend seit Jahren immer wieder ein-
deutig positioniert.

Stichwort Finanzen: Im Zeichen knapper öf-
fentlicher Kassen kommt es auch bezüglich der
Feuerwehren in regelmäßigen Abständen im-
mer wieder zum Ruf nach Effizienzsteigerungen
durch Zusammenlegungen kleinerer Einheiten.
Eines ist klar: Wo es durch die demografische
Entwicklung nicht anders geht oder durch eine
breite Mehrheit der betroffenen Ortschaften und
Aktiven getragen wird, kann dies auch sinnvoll
sein. Doch wir sollten bedenken, dass gerade
unsere kleinen Freiwilligen Feuerwehren im
ländlichen Raum zusätzlich eine weitere und
ganz besonders wichtige gesellschaftliche
Funktion erfüllen. Als aktiver Verein verkörpern
sie in unseren Dörfern oftmals einen der weni-
gen  Impulsgeber und nachhaltigen Unterstüt-
zer für kulturelle Veranstaltungen. Deshalb gilt
es im Sinne unserer Heimatkultur auch diese
Strukturen dauerhaft aufrechtzuerhalten.

Insgesamt lässt sich also feststellen, dass un-
sere Freiwilligen Feuerwehren gleich in mehr-
facher Hinsicht wertvolle Dienste für unsere
Gesellschaft leisten. Für den Feuerschutz, für
den Katastrophenschutz, für Notlagen von
Mensch und Tier, aber eben auch für lebendige
Dorfgemeinschaften und so manche schöne
Festlichkeit, die unsere bayerische Heimat so
lebens- und liebenswert macht.

In diesem Sinne sind wir demnach als kom-
munale Familie aufgefordert, unsere Freiwilli-
gen Feuerwehren weiterhin nachhaltig zu moti-
vieren und zu unterstützen, um unseren Bürge-
rinnen und Bürgern ein wichtiges Stück Lebens-
qualität zu sichern.

Ihr Stefan Rößle
Landrat im Landkreis Donau-Ries
Landesvorsitzender der KPV

KolumneGZ Stefan Rößle

Feuerwehren
gehören 

zur lebendigen
Dorfgemeinschaft

Werkstätten:Messe 2015 in Nürnberg:

Leistung, Vielfalt 
und Qualität

Wenn vom 12.03. bis 15.03.2015 in Nürnberg die Werkstät-
ten:Messe ihre Pforten öffnet, präsentieren mehr als 240 Aus-
steller und Werkstätten für behinderte Menschen ihre Produkte
und Leistungen rund um die Bereiche Bildung und berufliche
Rehabilitation. Von Einrichtungsgegenständen, hochwertigem
Spielzeug über ausgefallene Accessoires bis hin zu originellem
Hobby- und Bastelbedarf – alle Produkte überzeugen mit hoher
Qualität, Nachhaltigkeit und kunstvollem Design. 

Eine Messe zum Erleben und
Mitmachen: Jeder 1.000ste Be-
sucher darf sich auf ein Ge-
schenk freuen, gesponsert von
den Werkstätten. Im Laufe der
Messe wird zudem der Exzel-
lent-Preis verliehen: Prämiert
werden Institutionen mit beson-
ders nachhaltigen und innovati-
ven Ideen in den Kategorien Bil-
dung, Kooperation und Produkt
von und für Menschen mit Be-
hinderung. 

Fachvorträge

Neben all den Attraktionen,
die die Werkstätten:Messe zu
bieten hat, sind es die Fachvor-
träge, die zahlreiche Menschen
nach Nürnberg locken. Mit über
70 Veranstaltungen bietet die
Messe ein Forum zum Dialog
und zur Information über die re-
habilitative Arbeit sowie detail-
lierte Informationen zu Themen
wie strategische Entwicklung,
Personalmanagement, Finanzie-
rung und Besteuerung, Übergän-
ge auf den allgemeinen Arbeits-
markt, Marketing und Recht.

Der Besucher – und dazu
gehören alle am Rehabilitations-
prozess Beteiligten – kann sich
so ein Bild davon machen, was
die Branche bewegt. Nicht nur
Geschäftsführungen und Fach-
kräfte der Einrichtungen nutzen
das Fachvortragsprogramm zum
Austausch und als Treffpunkt,
den sie mit aktuellen Informatio-

nen wieder verlassen. Auch eher
„werkstattferne“ Personenkreise
verschaffen sich dort einen
Überblick über die Bedeutung
dieser unverzichtbaren Institutio-
nen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben und ihr Potenzial, die sich
wandelnden An- und Herausfor-
derungen adäquat zu gestalten.

Sozialraumorientierung

Arbeitsweltbezogenes Tätig-
sein wird immer stärker ein kon-
zeptioneller Baustein der Förder-
stätten in Deutschland. Dabei
werden Arbeitsprozesse zerglie-
dert und an die individuellen
Voraussetzungen des einzelnen
Menschen angepasst. Aktuell
werden dabei immer neue
Aspekte integriert wie z. B. die
Sozialraumorientierung. 

Praxiserfahrung

In einer moderierten Ge-
sprächsrunde stellen fünf Prakti-
ker aus unterschiedlichen Berei-
chen ihre Arbeit und ihre Erfah-
rungen vor. Dabei werden sie er-
läutern, wie sie ihre Ideen in die
Praxis umsetzten und wie ihre
konkrete Vorgehensweise aussah.
Weiterhin beschreiben sie die
Wirkung ihrer Angebote auf die
verschiedenen Beteiligten. Die
Gesprächspartner sind im „Akti-
onskreis Bildung ist Teilhabe“ or-
ganisiert, der die Verbreitung und
Weiterentwicklung des Ansatzes

als wichtige Aufgabe sieht. 
Im Karriere:Forum und an den

Bildungshaltestellen werden Be-
sucher mit und ohne Behinde-
rung zudem die Möglichkeit ha-
ben, sich über bereits bestehende
Bildungsangebote für behinderte
Menschen, Fortbildungs- und
Weiterbildungsmaßnahmen zu
informieren.

Als zweitgrößte Volkshoch-
schule in Bayern bietet das Bil-
dungszentrum im Bildungscam-
pus Nürnberg ein umfangreiches
Angebot an. Gezielt wird behin-
derten und nichtbehinderten Men-
schen „barrierefreies Lernen“ er-
möglicht. Auf einem Streifzug
durch die Erwachsenenbildung
werden den Gästen der Werkstät-
ten:Messe Nürnberg die vielfälti-
gen Bildungsmöglichkeiten vor-
gestellt. 

Weiterbildungsbedarf

Die große Spannbreite reicht
von der Erstellung eines Films,
der Produktion eines Theater-
stücks oder einer Radiosendung
bis hin zur Erkundung des Inter-
nets mit dem iPad. Werkstätten
erhalten auf Anfrage maßge-
schneiderte Angebote, orientiert
am jeweiligen Weiterbildungs-
bedarf.

Als offizieller Partner der
Werkstätten:Messe ist der Bezirk
Mittelfranken wieder mit einem
Stand in Halle 12, Nummer 510,
vertreten. Dieser befindet sich
direkt neben dem Bereich des
diesjährigen Gastlandes Frank-
reich. Insgesamt sind fünf fran-
zösische Werkstätten für behin-
derte Menschen anwesend, zwei
davon stammen aus dem Limou-
sin, der Partnerregion des Be-
zirks Mittelfranken. DK

Aigner: Neue EU-Mittel für
Start-Ups und Mittelständler

LfA und EIF wollen über eine halbe Milliarde Euro an Investitionen mobilisieren 

Die LfA Förderbank Bayern und der Europäische Investiti-
onsfonds (EIF) bauen ihre Zusammenarbeit für mehr Wachs-
tum in Bayerns Wirtschaft auf zwei Gebieten aus: Zur Aktivie-
rung von mehr Wagniskapital für Start-Ups gibt die LfA nun
insgesamt 75 Mio. Euro in einen Dachfonds des EIF. Der Dach-
fonds soll mit Hilfe von EU-Mitteln und privaten Fonds 375
Mio. Euro an Investitionen in bayerische High-Tech-Gründun-
gen anstoßen. Außerdem baut die LfA zur Öffnung des Fremd-
kapitalzugangs für Mittelständler weiter eine Ausfallgarantie
des EIF in ihre Förderkredite ein; damit sollen 1.200 Betriebe
neue Kredite in Höhe von 150 Mio. Euro für mehr Investitio-
nen, Betriebsmittel und Ausbildungsmaßnahmen erhalten. In
Summe beider Initiativen wollen LfA und EIF 525 Mio. Euro
an Investitionen mobilisieren. 

„Mit dieser Doppelstrategie
begegnen wir dem Mangel an
Wagniskapital für junge High-
Tech-Firmen genauso wie den
Problemen kleinerer Mittel-
ständler beim Kreditzugang. Im
Bereich Wagniskapital für Start-
Ups haben wir dem Dachfonds
des EIF schon bisher Mittel zur
Verfügung gestellt und dadurch
Eigenkapital-Investitionen in
fünffacher Höhe der eingesetz-
ten Gelder aktiviert – damit
fließen unsere Mittel mit einem
Hebel von fünf nach Bayern
zurück“, erklärte LfA-Vorstands-
chef Dr. Otto Beierl bei der Ver-
tragsunterzeichnung in Anwe-
senheit von Bayerns Wirt-
schaftsministerin Ilse Aigner
und Werner Hoyer, dem Präsi-
denten der Europäischen Inve-
stitionsbank. 

Kreditausfallgarantie

Neben dem Zugriff auf mehr
Eigenkapital ist auch der offene
Fremdkapitalzugang ein wichti-
ger Finanzierungsbaustein für

den Mittelstand, so EIF Gene-
ralsekretärin Maria Leander:
„Unsere Kreditausfallgarantie
im Rahmen des COSME-Pro-
gramms sorgt bei Mittelständ-
lern ohne große Sicherheiten-
polster für einen offenen Zu-
gang zu frischem Geld. Ich
freue mich deshalb sehr, die er-
ste COSME-Vereinbarung in
Deutschland sowie die Auf-
stockung der gemeinsame Ei-
genkapitalhilfe zu unterzeich-
nen. Die LfA ist ein langfristi-
ger Partner des EIF und ich bin
sicher, dass wir mit beiden neu-
en Vereinbarungen kleine und
mittlere Unternehmen unterstüt-
zen und Wachstum sowie Inno-
vation in Bayern fördern.“ 

Bayerns Wirtschaftsministerin
Ilse Aigner äußerte sich ebenfalls
begeistert und sieht darin ein
starkes Signal für bayerische
Start-ups: „Oft haben es junge, in-
novative Unternehmen schwer,
einen Investor zu finden, mit des-
sen Hilfe sie ihre tollen Ideen
auch zu unternehmerischen Er-
folg umsetzen können. Genau

hier setzen wir mit dem Fonds an
und beleben den bayerischen
Venture-Capital-Markt.“

Der Fonds ist bei Investoren
äußerst gefragt: Bislang haben 18
Wagniskapitalfonds mit Sitz in
Bayern Investitionszusagen aus
dem Fonds in Höhe von 99,6 Mil-
lionen Euro erhalten. Da damit das
ursprüngliche Volumen von 100
Millionen Euro beinahe vollstän-

dig gebunden wurde, war die Auf-
stockung um 50 Millionen Euro
erforderlich. Von den zugesagten
Mitteln sind bereits rund 33 Mil-
lionen Euro an die finanzierten
Fonds geflossen, davon stammte
je die Hälfte von LfA und EIF. Im
selben Zeitraum haben die Fonds
bereits rund 85 Millionen Euro in
30 bayerische Unternehmen inve-
stiert. Jeder Euro der LfA konnte
damit 5 Euro an Investitionen an-
schieben.

Aigner weiter: „Existenzgrün-

dungen und junge Unternehmen
treiben den Fortschritt voran,
schaffen Arbeitsplätze und sind
ausschlaggebend für die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Volkswirt-
schaft. Um hier Investitionen an-
zuschieben, haben wir schon im
vergangenen Jahr im Bundesrat
die Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für Wagniskapital und
Gründer eingefordert. Der Fonds
reiht sich damit in unser Gesamt-
konzept ein, Bayern zum Gründer-
land Nummer eins zu machen.“

Bayerische Wirtschaft: 

Unsicherheit nimmt zu
BIHK-Chef Driessen: „Belastungsproben durch Politik müssen aufhören“ 

München – Wirtschaftspolitische Unsicherheiten bremsen den
Höhenflug der bayerischen Wirtschaft. Jeder zweite Betrieb be-
zeichnet die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen als Risi-
kofaktor, das ist der höchste Wert seit fünf Jahren. Zum Jahres-
auftakt versprühen die Unternehmen daher trotz einer über-
durchschnittlich guten Geschäftslage spürbar weniger Optimis-
mus als noch vor zwölf Monaten. Für den Freistaat ist damit heu-
er ein schwächeres Wirtschaftswachstum als im Vorjahr zu er-
warten. Dies ergab die Konjunkturumfrage des Bayerischen In-
dustrie- und Handelskammertages (BIHK) zum Jahresbeginn
unter rund 4.000 Unternehmen in Bayern.

Der BIHK-Konjunkturindex
ist binnen Jahresfrist um 6 Punk-
te auf 122 Zähler gefallen. Im
Vergleich zur vorherigen Umfra-
ge im Herbst 2014 verharrte der
Index auf dem gleichen Niveau.
„Neben außenpolitischen Risi-
ken wie dem Ukraine-Konflikt
und der Euroschuldenkrise ent-
falten die hausgemachten Bela-
stungsproben der Wirtschaft –
darunter die Rente mit 63, der
Mindestlohn, die steigende Büro-
kratie und die verkorkste Ener-

giewende – ihre Wirkung“, sagte
BIHK-Hauptgeschäftsführer Pe-
ter Driessen bei der Vorstellung
der BIHK-Konjunkturumfrage in
München. „Dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum ist kein Selbst-
läufer“, mahnte Driessen. Als be-
sonderes Warnsignal bezeichnete
der BIHK-Chef die weiter relativ
geringe Investitionsbereitschaft
der Betriebe. „Der Investiti-
onsturbo wird auch 2015 nicht
gestartet, bei den Investitionsplä-
nen der Unternehmen gibt es

keinen Aufwärtstrend“, zitierte
Driessen aus den Umfrageergeb-
nissen.

Derzeit sind 43 Prozent aller
befragten Betriebe mit ihrer Ge-
schäftslage zufrieden, nur 8 Pro-
zent bewerten die Situation als
„schlecht“. Mit besseren Ge-
schäften in den kommenden
zwölf Monaten rechnen 24 Pro-
zent der Befragten, mit einer Ein-
trübung 13 Prozent. In der Indu-
strie dämpfen die Sorgen um das
Exportgeschäft, besonders mit
Russland, der Ukraine und der
Türkei, die grundsätzlich guten
Aussichten. Die Bauwirtschaft
meldet nach sehr guter Ausla-
stung im Vorjahr weniger Auf-
tragseingänge. Im Einzelhandel
sind die Aussichten dank stabiler
Beschäftigung und wachsenden
Einkommen der Verbraucher sta-
bil. Das Dienstleistungsgewerbe
als Jobmotor der bayerischen

Wirtschaft erwartet weiterhin ei-
ne günstige Geschäftsentwick-
lung. Bei den Beschäftigungsplä-
nen sind die Dienstleister aber et-
was zurückhaltender als zuletzt.

Der Arbeitsmarkt im Freistaat
sollte laut BIHK-Konjunkturum-
frage stabil bleiben. 70 Prozent
der Betriebe planen keine Verän-
derungen bei der Zahl ihrer Mit-
arbeiter, 17 Prozent planen einen
Stellenaufbau und 13 Prozent ge-
ben an, Jobs zu streichen. Vor-
ausgesetzt die Unternehmen fin-
den die gesuchten Fachkräfte,
wird es somit auch 2015 zu ei-
nem leichten Beschäftigungsplus
in Bayern kommen.

„Erfreulich ist, dass die bayeri-
sche Wirtschaft trotz der hohen
Unsicherheit auf ein moderates
Wachstum zusteuert“, fasste
BIHK-Chef Driessen die Ergeb-
nisse zusammen. Vor allem der
private Konsum werde wegen
der guten Beschäftigungs- und
Einkommenssituation das Wachs-
tum antreiben. Die Politik müsse
aber dringend für bessere Rah-
menbedingungen sorgen, so der
BIHK-Chef. „Investitionen, auch
der öffentlichen Hand, müssen
wieder Priorität haben“, meinte
Driessen. 

Außerdem fordere die Wirt-
schaft weniger Bürokratie, eine
bezahlbare und sichere Energie-
versorgung und mehr Flexibilität
am Arbeitsmarkt sowie bei der
Zuwanderung. Der BIHK-Chef
kritisierte die komplexen Ein-
wanderungsregeln und forderte
ein Punktesystem, das anhand
der Erfordernisse des deutschen
Arbeitsmarktes passgenau die
Zuwanderung ausländischer
Fachkräfte steuert. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
weiteres Schwerpunktprogramm
Power-to-Gas (PtG) aufzulegen,
da die Mittel für das derzeitige Pro-
gramm ausgeschöpft sind und
außerdem ein Demonstrationsvor-
haben für Speichertechnologien in
Bayern zu finanzieren. Eine Per-
spektive für den systemdienlichen
Ausbau der erneuerbaren Energien
könne auch die kombinierte Be-
trachtung von Strom und Wärme
liefern. Deshalb sei das 10.000-
Häuser-Programm so wichtig. 

Einsparpotenzial

Für größere Anstrengungen
plädierte Aigner bei der Energie-
einsparung. Das größte Energie-
einsparpotential liege im Wär-
mebereich, unterstrich die Mini-
sterin. Der Gebäudebereich sei
für rund 40 % des Energiever-
brauchs verantwortlich. 

Vom Bund forderte die Mini-
sterin eine schnelle Umsetzung
der steuerlichen Förderung der
energetischen Gebäudemoderni-
sierung. Von bayerischer Seite
sei daran gedacht, ein neues För-
derprogramm „Energiekredit
Gebäude“ der LfA Förderbank
Bayern zur Unterstützung von
Unternehmen bei der Moderni-
sierung ihrer Gewerbebauten auf
den Markt zu bringen, mit besse-
rer Information die Motivation
zum Einsparen von Wärme,
Strom und Kraftstoffen bei Bür-
gern, Unternehmen und Kom-
munen zu verstärken und das In-
formations- und Beratungsange-
bot für Kommunen auszubauen,
z. B. durch Online-Tools als Hil-
festellung für die Aufstellung
kommunaler Energienutzungs-
pläne und zum kommunalen En-
ergiemanagement. Darüber hin-
aus gelte es, die Fördermöglich-
keiten für Kommunen noch pra-
xisnäher und bedarfsgerechter zu
gestalten, z. B. durch das Ener-
gieCoachingPlus, damit sie En-
ergie-Einsparpotenziale identifi-
zieren und Einsparungen reali-
sieren können. 

Dialog wird fortgesetzt

Ministerpräsident Horst See-
hofer wird über die detaillierten
Eckpunkte nunmehr mit den
Parteivorsitzenden von CDU
und SPD verhandeln. Die Mini-
sterin sicherte eine Fortsetzung
des Dialogformats zu einzelnen
Themen wie etwa der Energieef-
fizienz zu.

In einer ersten Einschätzung
wies der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Oberbürgermei-
ster Dr. Ulrich Maly, darauf hin,
dass es nicht ohne zusätzliche
Windräder und Leitungsmasten
gehen werde. Selbst wenn keine
Stromautobahn kommt, müssten
die Verteilnetze ausgebaut wer-
den, denn ohne Leitungsnetz lasse
sich eine dezentrale Versorgung
nicht realisieren. Klar sei: „Die
Stromlücke des Jahres 2025 muss
geschlossen werden. Die Stadt-
werke in Bayern werden dazu
gerne mit weiter hohem Engage-
ment im Zubau von erneuerbaren
Energien, aber auch mit weiteren

(Fortsetzung von Seite 1)
die manches Baugebiet von selbst
wieder umgewidmet haben und
mehr auf qualitative Entwicklung
setzen, auf die Stärkung der Orts-
kerne und auf gemeinde- oder so-
gar grenzübergreifende Zusam-
menarbeit. Beispiele hierfür sind
die Allianz Hofheimer Land für
lebendige Ortsmitten und die In-
terkommunale Kooperation Ro-
dachtal im bayerisch-tschechi-
schen Grenzraum.

Sichtbares Symbol

Bei der Initiative Rodachtal, be-
stehend aus zehn Mitgliedsge-
meinden, bemühen sich laut 1.
Vorsitzendem Martin Finzel (1.
Bürgermeister Ahorn), Bürgerin-
nen und Bürger ebenso wie die
Akteure aus Politik, Verwaltung
und Wirtschaft um eine zukunfts-
orientierte Gestaltung der gemein-
samen fränkischen Heimat, deren
weithin sichtbares Symbol die Ve-
ste Heldburg – die „Fränkische
Leuchte“ – ist. Die Initiative Ro-
dachtal versteht sich als Kristalli-
sationspunkt aller Aktivitäten, die
der Erhaltung und nachhaltigen
Entwicklung der natürlichen Le-
bensgrundlagen und der Wirt-
schaft ebenso wie der sozialen
Entwicklung und der regionalen
Identität im Rodachtal dienen.

Prof. Dr. Gabi Tröger-Weiß
vom Lehrstuhl Regionalentwick-
lung und Raumordnung, TU Kai-
serslautern, stellte folgende Leitli-
nien für die Zukunftssicherung
der Daseinsvorsorge in ländlichen
Räumen auf:
1. Verzicht auf den Anspruch von
Verteilungsgerechtigkeit bei
gleichzeitiger Stärkung der Kom-
munen und Regionen als Ent-
scheidungsebene
2. Stärkung der Flexibilitäten bei
der Leistungserbringung und bei
Standards – Denken in funktiona-
ler Daseinsvorsorge (Beispiel:
Nicht jede Gemeinde benötigt
einen Kindergarten, eine Schule
oder ein Krankenhaus; Festlegung
der Untergrenzen für die Beibe-
haltung dieser Infrastrukturen
nicht über nationale oder auf Län-
derebene festgelegte Mindeststan-
dards, sondern auf der Ebene der
Landkreise)
3. Mut zu Experimenten
4. Mut zur Festlegung von Min-
deststandards
5. Stärkung der Selbstverantwor-
tung bei unterstützendem Einsatz
staatlicher Mittel
6. Managing Diversity (Vielfalt
akzeptieren)
7. Denken in Interkommunalen
Kooperationen und Regionalität;
Stärkung ländlicher Leistungszen-
tren – Diskussion eines Systems
der Regiopole
8. Multifunktionalität der Infra-
struktur
9. Innovative Organisationsstruk-
turen und Eigeninitiative
10. Nutzung der neuen Wettbe-
werbsvorteile der ländlichen
Kommunen angesichts der Ener-
giewende.

Imagewechsel

Als Handlungsansätze für die
Daseinsvorsorge nannte die Wis-
senschaftlerin neben der Verbes-
serung des Images ländlicher Re-
gionen und Kommunen, der Nut-
zung der Energiewende und ent-
sprechenden Bundesinitiativen (z.
B. Modellregionen der Raumord-
nung bzw. Aktionsprogramm re-
gionale Daseinsvorsorge des Bun-
desministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur) auch Maß-
nahmen der Regional- und Struk-
turpolitik sowie ein aktives und
professionelles Demographiema-
nagement. Hierzu zählten Bevöl-
kerungsentwicklungskonzepte auf
der Ebene der Landkreise und Re-
gionen sowie die Nutzung von Pi-
lotversuchen. Als Stichworte führ-
te Tröger-Weiß die Kommunikati-
on mit dem Postboten, mobile
Kindergärten, mobile Landärzte,
virtuelle Dorfläden und mobile

Kleinanlagen und neuen Gas-
kraftwerken beitragen; allerdings
fehlen dazu im Moment die siche-
ren Rahmenbedingungen auf
Bundes- und Landesebene.“

Netzausbau abklären

Der Präsident des Bayerischen
Gemeindetags, Dr. Uwe Brandl,
begrüßte die Aussage von Mini-
sterin Aigner, dass zwei neue
Trassen für Bayerns Versorgung
nicht gebraucht werden, jedoch
sei im Rahmen des Energiedia-
logs eine Lücke bei der Strom-
produktion von 40 Terrawatt-
stunden beziffert worden. Daher
sei die Staatsregierung nun auf-
gefordert, in den Verhandlungen
mit dem Bund den Umfang des
Netzausbaus abzuklären und si-
cherzustellen, dass nur unbe-
dingt notwendige Ausbaumaß-
nahmen durchgeführt werden.
Insofern müsse Bayern dafür
kämpfen, dass in Berlin die
Marktbedingungen für den wirt-
schaftlichen Betrieb und den
Bau von Gaskraftwerken ge-
schaffen werden. Zudem müs-
sten erweiterte Möglichkeiten
der Erdverkabelung, Mindestab-
stände zur Wohnbebauung,
schlankere Masten und entspre-
chende Entschädigungsregelun-
gen für die betroffenen Gemein-
den geschaffen werden. 

Energienutzungspläne
mit Wärmekatastern

Auch begrüßte Brandl, dass
die Wirtschaftsministerin die be-
sondere Bedeutung der Gemein-
den beim Thema Energieeffizi-
enz herausgestrichen hat. Sein
Appell: „Lassen Sie uns gemein-
sam an dem Ziel arbeiten, Ener-
gienutzungspläne mit Wärmeka-
tastern in allen Gemeinden auf-
zustellen.“  

„Nun gilt es in den Verhandlun-
gen mit dem Bund, die aufgezeig-
te Balance zwischen Versorgungs-
sicherheit, Bezahlbarkeit und Um-
weltverträglichkeit zu finden“, un-
terstrich der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Landrat
Christian Bernreiter (Deggendorf).
Dazu müssten alsbald die notwen-
digen Grundsatzentscheidungen
getroffen werden. „Im Interesse
der Menschen und der Wirtschaft
in Bayern fordern die Landkreise
so viel regionale Stromversorgung
wie möglich und so viel deutsche
wie europäische Vernetzung wie
nötig“, sagte Bernreiter.

Der Präsident des Sparkassen-
verbands Bayern, Dr. Ulrich
Netzer, befürwortete Aigners
Darstellung, wonach die Ener-
giepolitik stärker an den Bedarf
der Bürger und Unternehmen
Bayerns angepasst werden müs-
se. Netzer: „Die bayerischen
Sparkassen sind dezentral orga-
nisiert, sie sind ein idealer Part-
ner für die Umsetzung dezentra-
ler und lokaler Ansätze in der
Energiewende. Auch wenn die
Rahmenbedingungen aus Brüs-
sel und Berlin vorgegeben wer-
den, so liegt die Umsetzung der
vielen kleinen Schritte und Maß-
nahmen doch vor Ort.“ DK

Banken an. Beispiel: Seit August
2011 fährt die Saalesparkasse mit
einer mobilen Filiale zehn ländli-
che Gemeinden im Saalekreis in
Sachsen-Anhalt an. Damit über-
nimmt sie in besonderer Weise
Verantwortung für die ländliche
Region, aus der sich andere Insti-
tute mehr und mehr  zurückgezo-
gen haben.

„Das Land gestalten“

Mit Ausführungen zum Thema
„Das Land gestalten“ wartete un-
ter anderem Generalkonservator
Prof. Dr. Egon Johannes Greipl,
Bayerisches Landesamt für Denk-
malpflege, auf. Er verwies darauf,
dass er die Würdigung kulturhi-
storischer Werte im Landesent-
wicklungsprogramm oder im Hei-
matplan vermisse. Greipl: „Hei-
mat hat doch etwas zu tun mit der
Verortung (Beheimatung) des
Menschen in einem Raum, mit
den Identität stiftenden und ent-
haltenden Landschafts, Orts- und
Stadtbildern! Es hat etwas zu tun
mit der Verortung in der Zeit, also
der Geschichte und ihren Wech-
selfällen, die in den Bau- und Bo-
dendenkmälern sichtbar bewahrt
ist. Und mit der Verortung des
Menschen unter Menschen, mit
denen er vertraut kommuniziert!“

Ressortübergreifende Ansätze
in der Landespolitik seien not-
wendig, um wieder Leben in die
sterbenden Dörfer zu bringen und
dort zu halten. Es fehle aber an
wirklichen Konzepten. Greipl:
„Welche Chancen liegen in Heim-
und Telearbeitsplätzen, in Arbeits-
zeitmodellen, die noch viel fle-
xibler sind als wir sie heute haben!
Wohnen und Arbeiten können
wieder viel mehr zusammen-
rücken! Die Chancen liegen in
wirklich aufeinander abgestimm-
ten staatlichen Programmen der
Dorferneuerung, der Denkmal-
pflege, der Wirtschaftsförderung.
Da aber fehlt es noch meilen-
weit.“

Gerade hier liege die Aufgabe
eines Heimatministeriums, so der
Denkmalschützer. „Aber dazu
hätte man beispielsweise die Mit-
tel der Dorferneuerung und der
Städtebauförderung dem Land-
wirtschaftsminister und dem In-
nenminister nehmen müssen, dem
Wissenschaftsminister die Mittel
der Denkmalpflege und dem
Wirtschaftsminister die Förder-
mittel für regionalen und mittel-
ständische Geschäfte und Betrie-
be. Das war nicht möglich.“ 

Auf Augenhöhe

Bei einer abschließenden Podi-
umsdiskussion unter dem Motto
„Der ländliche Raum auf Augen-
höhe“ mit Staatssekretär Albert
Füracker (Heimatministerium),
Stefan Albat (vbw), ALR-Vize-
präsident Dr. Jürgen Busse
(Bayerischer Gemeindetag),
Landrat Peter Dreier (Landshut)
und Bürgermeister Martin Finzel
(Gemeinde Ahorn) bat Staatsse-
kretär Füracker mit Blick auf die
Forderung nach besserer ressortü-
bergreifender Abstimmung um
Geduld: „Wir sind bei der Koordi-
nation noch am Anfang, es ist
nicht so einfach. Stellen Sie sich
vor, sie müssten in ihrer Gemein-
de bei der Arbeit der Ortsteil-Feu-
erwehren entsprechend Prioritäten
setzen“. 

Weitere Punkte, die Kommu-
nen ein Anliegen sind, würden
derzeit überprüft und sollen ggf.
verändert werden, etwa die
Schlüsselzuweisungen oder das
Zentrale-Orte-System sowie
weitere Behördenverlagerungen
in strukturschwache Regionen.
Deutlich war die Forderung von
Vertretern der kommunalen Alli-
anzen: „Wir wollen nicht jam-
mern, wir wollen ja selbst etwas
tun. Bitte stärken Sie die Perso-
nal- und Finanzausstattung der
Ämter für Ländliche Entwick-
lung, sie sind wichtige Partner
für uns!“ DK

Strategien für...

Detaillierte...

Bayerische Landesausstellung 2015:

Napoleon 
und Bayern

Im Jahr 2015 veranstalten das Haus der Bayerischen Geschichte,
das Bayerische Armeemuseum und die Stadt Ingolstadt gemein-
sam die Bayerische Landesausstellung „Napoleon und Bayern“.
Schauplatz ist die ehemals auf Befehl Napoleons niedergelegte
und vom bayerischen König Ludwig I. wieder aufgebaute einsti-
ge Landesfestung Ingolstadt, die heute das Bayerische Armee-
museum beherbergt.

Das Plakatmotiv der Ausstel-
lung geht zurück auf ein Gemäl-
de von Jacques-Louis David
(1748-1825), der zu einem der
Hauptpropagandisten Napoleons
wurde. Es stellt Napoleon Bona-
parte während des Übergangs
über den Großen Sankt Bernhard
in idealer Weise dar. Napoleon
stellt sich damit in eine Reihe mit
dem karthagischen Feldherrn
Hannibal und Karl dem Großen.
Die Neubearbeitung des Motivs
für das Plakat deutet den An-
spruch auf Universalherrschaft
und die Folgen an: Eine in Brand
gesetzte Welt.

Historischer Hintergrund

Der historische Hintergrund:
Frankreich und Österreich
kämpften mit ihren jeweiligen
Verbündeten in den sog. Koaliti-
onskriegen seit 1792 gegeneinan-
der – in Oberitalien wie in Süd-

deutschland. Das Kurfürstentum
Bayern drohte zwischen den
mächtigen Kriegsgegnern aufge-
rieben zu werden und bangte um
seine Existenz. Zuerst auf der
Seite Österreichs, vollzog es
rechtzeitig den Wechsel zu Napo-
leon, der es Bayern mit der Kö-
nigskrone und erhebliche territo-
riale Zugewinnen vor allem in
Franken und in Schwaben dank-
te. Der Preis war ein gewaltiger
Blutzoll und finanzielle Leistun-
gen, die das Land an den Rand
des Staatsbankrotts führten. Ge-
rade noch rechtzeitig wechselte
Bayern erneut die Seiten von Na-
poleon zu seinen Gegnern und si-
cherte seine Existenz.

2015 jährt sich die Niederlage
Napoleons bei Waterloo, seine
Abdankung und Verbannung
nach St. Helena zum 200. Mal.
Damit ist das Ende einer mehr als
20 Jahre währenden Kriegsperi-
ode in Europa eingeläutet und im

Wiener Kongress verhandeln die
Mächte eine neue Friedensord-
nung, die ein halbes Jahrhundert
Bestand haben sollte.

Krieg und Frieden

Das ist für uns der Anlass, die
Geschichte Napoleons und seiner
Zeit, von Krieg und Frieden, ein-
mal aus bayerischer Sicht zu er-
zählen. Einerseits brachte Napole-
on Glanz, Ruhm und Modernität:
die Königskrone, ein vergrößertes
und zusammenhängendes Territo-
rium, die erste liberale und fort-
schrittliche Verfassung. Anderer-
seits forderten die ständigen
Kriegszüge ihren Tribut bei Solda-
ten und Zivilisten. Der Tod von
30.000 bayerischen Soldaten 1812
in Russland ist bis heute im Ge-

dächtnis der Menschen geblieben.
Die Besucher der Ausstellung

können dieses mehr als aufregen-
de Vierteljahrhundert bayerischer
Geschichte im neuen Schloss in
Ingolstadt auf 1200 qm in neun
Abteilungen erleben. Originale
Objekte, kostbare und alltägliche
Stücke, prunkvolle und an-
rührende Dinge aus den Bestän-
den des Bayerischen Armeemu-
seums, aus österreichischen, rus-
sischen und französischen Mu-
seen sowie aus Privatbesitz, me-
diale Inszenierungen und Erleb-
nisstationen zeigen die Entschei-
dungen der großen Politik und
erzählen von den Menschen, die
als Politiker, als Soldaten, als ein-
fache Frauen und Männer, diese
Zeit gestalteten, erlebten und oft
genug auch erlitten. 

Fachtagung „Zu Hause daheim“ in Augsburg:

„Betreutes Wohnen als
wichtige Alternative“

Anlässlich der dritten Fachtagung der Veranstaltungsreihe "Zu
Hause daheim" in Augsburg unterstrich Bayerns Sozialministe-
rin Emilia Müller die Bedeutung des Wohnens im Alter.

Die Ministerin erklärte: „Woh-
nen im Alter ist mehr als ein Dach
über dem Kopf. Menschen haben
heutzutage ganz unterschiedliche
Bedürfnisse und Vorstellungen,
wie sie im Alter wohnen wollen.
Die meisten verbindet der
Wunsch, ihr Leben auch bei Un-
terstützungsbedarf möglichst
selbständig gestalten zu können.
Unser Auftrag ist es daher, älteren
Menschen Wahlmöglichkeiten
zwischen verschiedenen Wohnan-
geboten aufzuzeigen. Mit der heu-
tigen Veranstaltung im Rahmen
unserer Kampagne Zu Hause da-
heim wollen wir vor Ort über die
vorhandenen Möglichkeiten in-
formieren und gezielt Fragen be-
antworten“, so die Ministerin.

Das Betreute Wohnen, das den
Schwerpunkt der heutigen Veran-
staltung bildet, ist eine gefragte Al-
ternative zu traditionellen Pflegeein-

richtungen. Es ist eine Wohn- und
Lebensform, die Selbstständigkeit
und Sicherheit miteinander verbin-
det. In Deutschland gibt es schät-
zungsweise rund 4.000 Betreute
Wohnanlagen mit insgesamt rund
230.000 Bewohnerinnen und Be-
wohnern, die in ihrer jeweiligen
Ausprägung sehr unterschiedlich
sind.

Von November 2014 bis März
2015 informiert das Bayerische
Sozialministerium im Rahmen
von vier Fachtagen sowohl über
neue Wohnformen im Alter als
auch über Konzepte, die das Le-
ben im eigenen Zuhause mög-
lichst lange sicherstellen. Vom 1.
bis 10. Mai 2015 wird darüber
hinaus die bayernweite Aktions-
woche „Zu Hause daheim“ statt-
finden.
Weitere Informationen unter:
www.zu-hause-daheim.bayern.de

Familienleistungen 2014:

Über 1 Milliarde Euro
für Bayerns Familien

Im vergangenen Jahr hat das Zentrum Bayern Familie und
Soziales (ZBFS) Leistungen in Höhe von rund 1,16 Milliarden
Euro an bayerische Eltern mit Kindern unter drei Jahren aus-
bezahlt. Erstmals betrugen die Familienleistungen des ZBFS
damit mehr als eine Milliarde Euro. Das ist der höchste Betrag,
mit dem Familien in Bayern bisher unterstützt wurden.

"Alleine im Bereich des Eltern-
gelds haben wir knapp 1 Milliarde
Euro ausgezahlt. Im Vergleich
zum Vorjahr entspricht das einer
imposanten Steigerung von mehr
als 10 Prozent", so Bayerns Fami-
lienministerin Emilia Müller.
Gründe dafür sind unter anderem
eine höhere Geburtenzahl und
auch eine gestiegene Anzahl von
Vätern, die das Elterngeld in An-
spruch nehmen.

Auf das Bayerische Landeserzie-
hungsgeld entfielen in 2014 rund
73 Millionen Euro und auf das Be-
treuungsgeld rund 90 Millionen.

"Betreuungsgeld und Landeserzie-
hungsgeld sind für unsere Familien
wichtige und unverzichtbare Unter-
stützungsformen im Anschluss an
das Elterngeld. Wir werden die Ein-
kommensgrenzen beim Landeser-
ziehungsgeld in dieser Legislatur-
periode erhöhen, damit in Zukunft
wieder die Hälfte der bayerischen
Familien unterstützt wird. Denn wir
wollen, dass Familien sich best-
möglich entfalten können und in
der Wahrnehmung und Verantwor-
tung für die Erziehung ihrer Kinder
gestärkt werden" so die Ministerin
abschließend. 



1)  Die Maximalgeschwindigkeit von 200 Mbit/s ist in Aurich, Bassum, Bendorf, Frankfurt (Oder), Gransee, Koblenz, Mainz, Meppen, München, Papenburg, Saarbrücken und Wilhelmshaven und mit modernisiertem Hausnetz verfügbar. Weitere Städte und Regionen folgen. Bitte prüfen Sie, ob Sie die Produkte von 
Kabel Deutschland an Ihrem Wohnort nutzen können.

2)  Internet und Telefon von Kabel Deutschland sind in immer mehr Ausbaugebieten mit modernisiertem Hausnetz verfügbar, die Maximalgeschwindigkeit von 100 Mbit/s ist in immer mehr Städten und Regionen der Ausbaugebiete und mit modernisiertem Hausnetz verfügbar.
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Ihr Kabelanschluss für Fernsehen, Internet und Telefon.

Wo die Zukunft Einzug hält,
ist Kabel Deutschland.

Das Hybrid-Glasfaser-Koaxialnetz von Kabel Deutschland
Gemeinden im Internet-Ausbaugebiet von Kabel Deutschland sind bereits heute an die 

multimediale Zukunft angeschlossen. Dank der hohen Bandbreite werden eine zukunfts-

fähige Versorgung und viele weitere Vorteile gewährleistet:

 Zukunftsfähige Infrastruktur für private Haushalte und Gewerbetreibende

 Download-Geschwindigkeiten von bis zu 200 Mbit/s in Ausbaugebieten 1

 Fernsehen, Internet und Telefon über einen Anschluss 2

 Auch im ländlichen Raum verfügbar

Weitere Informationen und Verfügbarkeitsauskunft auf 

www.kabeldeutschland.de/wohnungsunternehmen/kommunen

Für Anfragen zum weiteren Netzausbau in Ihrer Gemeinde wenden Sie sich an: 

breitbandoffensive@kabeldeutschland.de

Es lohnt sich!
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CeBIT 2015 in Hannover:

Frische Ideen für Kommunen
Vom 16. bis 20. März 2015 findet in Hannover wieder die all-
jährliche IT-Fachmesse CeBIT statt. Die weltweit größte Mes-
se zur Darstellung digitaler Lösungen aus der Informations-
und Kommunikationstechnik für die Arbeits- und Lebenswelt
steht in diesem Jahr unter dem Thema „d!conomy“ und doku-
mentiert damit die Dynamik, mit der die Informationstechnik
das Arbeits- und Privatleben immer stärker prägt. 

Nach den Worten von Oliver
Frese, Vorstand der Deutschen
Messe AG, wird auf der diesjähri-
gen CeBIT die gesamte Band-
breite der Digitalisierung erleb-
bar, mit allen Chancen und auch
mit den Herausforderungen. „Das
Digitale ist nicht mehr nur Soft-
oder Hardware. Das Digitale ist
strategische Entscheidung und
kulturelle Veränderung, die jedes
Unternehmen in jeder Branche
betrifft. Die Besucher der CeBIT
finden konkrete Antworten auf
ihre individuellen Fragestellun-
gen, um die Innovations- und Lei-
stungsfähigkeit ihrer Unterneh-
men auch künftig zu erhalten.“

Internet der Dinge

Große Chancen ergeben sich
für Unternehmen etwa aus dem
Internet der Dinge („Internet of
Things“), das sich in nahezu al-
len Bereichen der CeBIT spie-
gelt. „Dabei geht es nicht nur
um ein intelligentes Endprodukt
mit Internetanschluss, sondern
um die gesamte Wertschöp-
fungskette des Internets der

Dinge. Von den Sensoren über
die Netzwerke und Analyse-
Tools bis hin zu den Rechen-
zentren. Jeder, der in einem Un-
ternehmen Verantwortung trägt,
muss die Chancen und grundle-
genden Veränderungen des In-
ternets der Dinge verstehen,
weil es alle Branchen betrifft.“

Gleichzeitig werde die CeBIT
in diesem Jahr so jung und facet-
tenreich wie noch nie. In den 15
Hallen auf dem Messegelände
werden rund 350 junge Unterneh-
men erwartet. „Startups sind oft
Ideengeber und Treiber von Inno-
vation. Sie setzen schneller neue
Impulse um und denken ganze
Wertschöpfungsketten mit digita-
len Ansätzen radikal neu.“ Beein-
druckend werde auch die Präsen-
tation der 50 Finalisten des inter-
nationalen Startup-Wettbewerbs
CODE_n, der in diesem Jahr un-
ter dem Motto „Into the Internet
of Things“ steht. 

Public Sector Parc

Messe-Schwerpunkt für alle
CeBIT-Besucher der öffentli-

chen Verwaltung ist der Public
Sector Parc in Halle 7. Er wen-
det sich vor allem an Führungs-
kräfte, Einkaufsentscheider und
Fachanwender aus dem gesam-
ten öffentlichen Sektor sowie an
politische Mandatsträger auf
der Bundes-, Landes- und Kom-
munalebene. Entsprechend wer-
den auch in diesem Jahr wieder
auf mehr als 6.000 Quadratme-
tern Fach- und E-Government-
Lösungen für unterschiedliche
Fachbereiche präsentiert. 

Entscheider aus dem öffentli-
chen Sektor stehen vor einem
ganzen Bündel von Fragen mit
Blick auf die Digitalisierung: 
E-Akte/E-Rechnung in Verbin-
dung mit Dokumentenmanage-
ment (DMS) und Archivierung,
Anwendungen für den neuen
Personalausweis, sichere und
zuverlässige E-Mail-Kommu-
nikation, Open-Data-Projekte,
Bürgerterminals, Social Media,
digitale Verwaltungsprozesse
und digitale Souveränität. 

Hochkarätige Referenten und
Referentinnen aus der Praxis
gehen auf dem Forum Public
Sector Parc (Halle 7, Stand
E13) wichtigen Fragen auf den
Grund: Wie sieht moderne Ver-
waltung heute aus? Welche neu-
en Entwicklungen gibt es im
Bereich E-Government? Wel-
che innovativen Ideen und Pro-
jekte treiben die Digitalisierung
des öffentlichen Sektors voran?
Die Veranstaltungen im Forum
werden von der Deutschen
Messe in Zusammenarbeit mit
Public Transfer organisiert.

Behördenkontakt

Schon jetzt geht in den Be-
hörden vieles digital und online,
aber aus Sicht vieler Bürger noch
nicht genug. Die Erwartungen
steigen: Laut eGovernment MO-
NITOR der Initiative D21 e.V.
und des Institutes for Public In-
formation Management (ipi-
ma)wurde 2014 zwar nahezu je-
der zweite Behördenkontakt be-
reits online erledigt. Die Zufrie-
denheit mit den E-Government-
Angeboten ist jedoch noch stark
ausbaufähig. Knapp die Hälfte
der Befragten kritisiert das Onli-
neangebot als nicht ausreichend
und wünscht sich mehr Informa-
tionen. Umso wichtiger ist der
Austausch auf den Veranstaltun-
gen des Forums Public Sector
Parc unter Entscheidern aus dem
öffentlichen Sektor über neue, di-
gitale Geschäftsmodelle.

Die traditionelle Eröffnung
findet ebenfalls wieder am er-
sten Messetag um 10 Uhr im
Forum Public Sector Parc statt
(Halle 7, Stand E13). Neben
Bundesinnenminister Dr. Tho-
mas de Maizière, Schirmherr
des Public Sector Parcs, und
dem Präsidenten des Branchen-
verbandes Bitkom, Prof. Dieter
Kempf, sind erstmalig in die-
sem Jahr auch die Kommunen
durch das Geschäftsführende

Präsidialmitglied des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes,
Dr. Gerd Landsberg, bei der
Eröffnungsveranstaltung vertre-
ten. Die CeBIT trägt damit der
wachsenden Bedeutung des
kommunalen Ausstellungsbe-
reichs Rechnung. 

Eingebettet in den Public Sec-
tor Parc ist zudem der neue Ge-
meinschaftsstand „Geoinforma-
tionssysteme“. Dort werden für
die Kommunen etwa Rasterda-
tenservices, Vermessungslei-
stungen, GIS-Einführungen und
-beratungen, 3D-Stadtmodelle,
Unterstützung bei der Ein-
führung des neuen kommunalen
Finanzmanagements und Im-
mobilienbewertungen präsen-
tiert. Im Fokus des Gemein-
schaftsstandes stehen außerdem
moderne Softwarelösungen, um
Geo- und Sachinformationen in-
tegriert auszuwerten, zu visuali-
sieren und zu verteilen. Mit dem
neuen Gemeinschaftsstand greife
man ein Thema auf, das in den
Behörden und Verwaltungen im-
mer stärker an Bedeutung gewin-
ne, so Marius Felzmann, Ge-
schäftsbereichsleiter Cebit bei der
Deutschen Messe AG.

Namhafte Aussteller wie et-
wa Disy Informationssysteme
GmbH, imp GmbH oder die
Geoinform Softwarevertrieb
AG zeigen ihre neuesten Ent-
wicklungen. Auch Leica Geosy-
stems hat bereits seine Teilnah-
men an dem Gemeinschafts-
stand zugesagt. Das Unterneh-
men mit Sitz in der Schweiz mit
3.800 Beschäftigten ist in rund
120 Ländern der Welt aktiv. 

Forum
Marktplatz Kommune

Eine gut funktionierende
Kommunalverwaltung zeichnet
sich nicht zuletzt durch rei-
bungslose Abläufe aus. Die neu-
esten zukunftsweisenden Pro-
dukte, Lösungen und Anwen-
dungen für den kommunalen
Verwaltungsbedarf werden auf
der zweiten Präsentations-Platt-
form, dem Forum Marktplatz
Kommune (Halle 7, Stand A70)
präsentiert. 

Ebenso stehen Projekte der
Europäischen Kommission wie
etwa eSense und eCodex im
Mittelpunkt. Unternehmen wie
etwa FUJITSU, die Bundes-
druckerei, MACH AG, Materna
und viele weitere nutzen den
Public Sector Parc auf der Ce-
BIT zur Präsentation ihrer inno-
vativen IT-Lösungen zur Mo-
dernisierung der Verwaltung auf
allen Ebenen. 

Ergänzt werden die Foren
durch einen Ausstellungsbereich
des IT-Planungsrats „Govern-
ment for you“ und durch den Ge-
meinschaftsstand des Bitkom.
Erstmalig wird es am 18. März
2015 auch einen Thementag mit
dem Titel „Digitale Verwaltungs-
prozesse verändern, gestalten, le-
ben - Digitale Infrastruktur, Infor-
mationssicherheit, E-Akte“ ge-
ben. Dazu können Besucher
Fach-Präsentationen an drei Sta-
tionen in der Halle 7 verfolgen
und sich auch an den Messestän-
den weiter informieren. DK

AKDB-Präsenz
auf der CeBIT

Ihr breites Produktportfolio sowie neueste IT-Trends – ge-
rade aus dem mobilen Bereich - präsentiert die AKDB auf
der CeBIT 2015.

Am Messestand A58 des Bundesinnenministeriums in Hal-
le 7 zeigt das Unternehmen unter dem Begriff „Abgeleitete
Identität“ die Möglichkeit, die vertrauenswürdige und sichere
Identität des neuen Personalausweises bzw. der eID-Funktion
auf ein mobiles Gerät wie Smartphone oder Tablet zu „über-
tragen“. Dies trägt wesentlich zu einer vereinfachten und mo-
bilen Nutzung von Online-Verwaltungsdienstleistungen bei.
Zudem präsentiert die AKDB am Beispiel der medienbruch-
freien Außerbetriebsetzung (iKfz) den Zugriff auf den elek-
tronischen Postkorb des Bürgers mit einem mobilen Gerät. 

Modernste Lösungen

Die umfangreiche Produktpalette der AKDB können sich
Messebesucher wie bereits in den vergangenen Jahren am
Stand A62 der AKDB-Vertriebstochter kommIT in Halle 7 an-
sehen. Dort finden sie die jeweils modernsten Lösungen aus
dem Einwohnermelde-, Verkehrs-, Sozial-, Finanz-, Bau- und
Gebäudewirtschaftsbereich. DK

Kommunale Unternehmen
sind Schrittmacher

beim Glasfaserausbau
Stadtwerke Würzburg und M-net 

erschließen die Würzburger Wohnungswirtschaft 

Die Bereitstellung von leistungsfähigen Datennetzen mit hoher
Bandbreite ist Teil der Daseinsvorsorge. Kommunale Unterneh-
men spielen deshalb beim Ausbau der Glasfasernetze eine tragen-
de Rolle, denn der Aufbau netzgebundener Infrastrukturen
gehört zu ihren Kernkompetenzen. In Würzburg zeigt sich das an
der Kooperation der Würzburger Stadtwerke AG (STW) mit der
Münchner M-net Telekommunikations GmbH. Das Ziel der ver-
einbarten Kooperation ist es, die Wohnungswirtschaft in Würz-
burg mit modernen Glasfaserleitungen auszustatten.

Der Ausbau von Glasfaser-
netzen für schnelles Internet,
Telefonie und digitales Fernse-
hen vollzieht sich abseits be-
völkerungsstarker Ballungs-
räume meist durch regionale
Anbieter und Stadtwerke. Ge-
rade in eher ländlichen Gebie-
ten, in denen hohe Anschluss-
kosten geringen Kundenzahlen
gegenüberstehen, sind es die
alternativen Teilnehmernetzbe-
treiber, die den Netzausbau vo-
rantreiben.

Hohe Bandbreiten
von bis zu 300 Mbit/s

In Würzburg wird dies an der
vereinbarten Kooperation von
STW und M-net deutlich. Ge-
meinsam erschließen die bei-
den Unternehmen die Woh-
nungswirtschaft mit modern-
sten Glasfaserleitungen – die
STW durch die Bereitstellung
der notwendigen Infrastruktur,
die M-net als Telekommunika-
tionsanbieter, der die komplet-
ten Dienste eines Providers mit
Kabel-TV, Internet und Telefo-
nie auf die Glasfaserleitungen
schaltet. 

„Die Zusammenarbeit von
STW und M-net ermöglicht
bereits heute Bandbreiten von
bis zu 300 Mbit/s in Würzburg,
eine Leistungsfähigkeit die
derzeit deutschlandweit seines
gleichen sucht“, erläutert Jens
Prautzsch, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der M-net.

Zahlreiche Vorteile

„Glasfaser-Anschlüsse bieten
der Wohnungswirtschaft und
Hausbewohnern viele Vortei-
le: eine große Sender-Vielfalt,
Ultra-HD-TV sowie eine maxi-
male Zukunftssicherheit hin-
sichtlich weiterer technisch-digi-
taler Entwicklungen. Schließlich
ist die Leistungskapazität der
verfügbaren Bandbreite über
Glasfaser – auch im direkten
Vergleich zu anderen Übertra-
gungsmedien – beinahe unbe-
grenzt.“ 

Peter Saam, Geschäftsführer
der Mainfranken Netze GmbH

(MFN): „Mit M-net haben wir
seit langem einen erfahrenen
und renommierten Glasfaser-
Pionier an unserer Seite, der
schon vielfach unter Beweis ge-
stellt, wie man Glasfaser-Aus-
bauprojekte erfolgreich umsetzt
und professionelle Dienste be-
reitstellt.“ 

Schnelles Internet und
HD-TV für das Hubland

Die STW und M-net werden
im Lauf des Jahres 2015 auch
den entstehenden Stadtteil Hub-
land sukzessive an das Glasfa-
sernetz anschließen. Die Be-
wohner und auch die Unterneh-
men profitieren dann von den
schnellen Datenleitungen. Be-
sonders Hausbesitzer und
Wohnungsbaugesellschaften
bekommen so die Möglichkeit,
ihre Immobilen mit super-
schnellem Internet, HD-TV und
einer großen Auswahl an digita-
len Fernsehprogrammen aufzu-
werten.

Mit der M-net wird ein kom-
munal geprägter Partner den
Betrieb des Glasfasernetzes
übernehmen. Das habe sich be-
reits in der Vergangenheit be-
währt, so Peter Saam, da regio-
nale und kommunale Unterneh-
men aufgrund ihrer Größe,
Struktur und Arbeitsweise die
gleiche Sprache sprächen.

Kommunal geprägte
Unternehmen treiben
den Ausbau voran

Auf den letzten Metern bis
zum Endkunden sind die kom-
munalen Versorger und ihre
Partner der Vorreiter im Glasfa-
serausbau. Durch den Wettbe-
werb erfolgt der Ausbau vor al-
lem in der Fläche schneller und
kostengünstiger als durch einen
einzigen Universaldienstleister,
denn Stadtwerke und ihre Part-
ner planen und investieren beim
Breitbandausbau in langfristige-
ren Zeiträumen und setzen da-
her bereits jetzt auf Glasfaser,
im Gegensatz zu großen Anbie-
tern, die noch auf Brückentech-
nologie setzen.

Breitbandausbau im Landkreis Freyung-Grafenau:

Luft nach oben
Auf Anfrage von Landrat Sebastian Gruber konnte der Lei-

ter des Amtes für Digitalisierung, Breitband und Vermessung,
Erwin Knott, die erfreuliche Nachricht vermelden, dass sich
im Landkreis Freyung-Grafenau alle Kommunen im Förder-
verfahren befinden. Bayernweit sind es bis dato 74 Prozent.

Bei einem durchschnittlichen Förderhöchstbetrag von
815.000 Euro pro Gemeinde könnten bei optimaler Ausnut-
zung dieses Förderprogrammes über 20 Millionen Euro bis
zum Jahr 2018 in den Landkreis fließen, erläuterte Knott. „Bis-
her haben die Gemeinden 1,5 Millionen Euro bei der Regie-
rung von Niederbayern beantragt, wir haben also noch Luft
nach oben. Trotzdem haben wir durch die gute Vorbereitung
und die politische Mitwirkung in allen Gemeinden sowie mit
der guten Begleitung der Breitband-Paten auf jeden Fall Fort-
schritte erzielt, die über dem Landesdurchschnitt liegen“, be-
richtete der Vermessungsdirektor. DK

Generation Y geht 
freigiebig mit Daten um

Studie „Datenland Deutschland“ des Deloitte Analytics 
Institutes zeigt Generationenlücke bei Verhalten im Web

Laut der Deloitte-Studie „Datenland Deutschland – Die Generatio-
nenlücke“ geben Jüngere ihre persönlichen Daten bereitwilliger
preis als die ältere Generation. Das zeigt die zweite Studie der Da-
tenland-Reihe unter Mitwirkung des neu gegründeten Deloitte
Analytics Institutes, das zusammen mit akademischen Institutionen
wie dem Fraunhofer und dem Hasso Plattner Institut an Fragestel-
lungen zum sinnvollen Umgang mit Konsumentendaten in
Deutschland arbeitet. So variiert laut des Reports „Datenland
Deutschland – Die Generationenlücke“ die Internetnutzung stark
nach Altersgruppe: Die Generation Y nutzt das Medium intensiv
und vertraut auf dessen Sicherheit. Sie lässt sich durch persönliche
oder finanzielle Anreize relativ leicht zur Preisgabe privater Daten
motivieren.

„Die zwischen 1985 und 2000
Geborenen sind mit der Digitali-
sierung aufgewachsen und bewe-
gen sich intuitiv und sicher im
Netz – damit steigen auch die An-
sprüche an die Leistungen von
Unternehmen. Gewinnen werden
beim E-Commerce Firmen, die
maßgeschneiderte, innovative An-
gebote bieten und die Unterschie-
de des Online Verhaltens zwischen
den Generationen beachten“, er-
klärt Nicolai Andersen, Leiter In-
novation bei Deloitte.

Die Bereitschaft, Daten zu tei-
len, ist bei jungen Nutzern hoch,
wenn ein monetärer oder persönli-
cher Vorteil erkennbar ist. Die Be-
lohnung für geteilte Informationen
steht für diese Altersgruppe im
Vordergrund. So wird die Ent-
wicklung innovativer Produkte als
langfristiger Vorteil beim Teilen
von Daten gesehen. Für die älteren
Generationen steht hingegen Ver-
trauen bei der Datenteilung im
Vordergrund, Rabatte oder andere
Leistungen motivieren sie sehr
viel weniger.

38 Prozent der „Gen Y“-Vertre-
ter lesen Sicherheits- und Daten-
schutzbedingungen bei Online-
aktivitäten nur selten oder nie.
Unter Baby Boomern (46–60
Jahre) und der Silent Generation
(ab 61 Jahren) sind es lediglich
18 bzw. 15 Prozent, die dem Da-
tenschutz keine Aufmerksamkeit
schenken. 

Generell geht die Gen Y locke-
rer mit Sicherheit, Datenschutz
und Online-Transaktionen um.
Die Einwilligung zu Datenschutz-
hinweisen wird als lästige Pflicht
gesehen. Dennoch wäre die Aus-
sage falsch, die Generation Y wä-

re naiv: Sie weiß, welche Informa-
tionen für sie selbst kritisch sind.
Die Sicherheit von Finanzdaten ist
87 Prozent dieser Befragten wich-
tig, was der höchste Wert vergli-
chen mit anderen Altersgruppen
ist. Daneben hat die Generation Y
ein größeres Vertrauen in europäi-
sche Unternehmen und Institutio-
nen als die anderen Generationen,
die primär deutschen Institutionen
vertrauen.

Mit den sozialen Netzwerken ist
die persönliche Vernetzung in den
Vordergrund getreten. Das hat die
Generation Y von Anfang an mit-
erlebt und gestaltet, da sie das In-
ternet nicht nur passiv erlebt, son-
dern mit Informationen gefüllt
hat. 75 Prozent sind täglich oder
wöchentlich in sozialen Medien
aktiv, die Hälfte postet ebenso re-
gelmäßig. Das Netz bietet ihnen
Informationen für Studium, Beruf
und Freizeit und deckt größtenteils
Unterhaltung und Nachrichten ab.
Der natürliche Umgang mit der di-
gitalen Welt macht die „Gen Y“
unbedarfter. Andere Generationen
hingegen sind „analog“ aufge-
wachsen und nutzen das Internet
zurückhaltender.

„Kosten-Nutzen-Anreize helfen
Unternehmen, die jüngeren Inter-
netnutzer zur Veröffentlichung ih-
rer persönlichen Informationen zu
motivieren und ihren Zugang zu
Daten und die Angebote für die
Kunden zu verbessern. Für ältere
Nutzer müssen Transparenz und
Kommunikation verbessert und
hervorgehoben werden, um ein
Vertrauensverhältnis zu errei-
chen“, resümiert Dr. Alexander
Börsch, Leiter Research bei
Deloitte Deutschland.
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Sachbearbeiterin Monika A. und 
Kollege Guido S. packen privat gerne 
mal bei Umzügen von Freunden mit an. 
Und im Bürgerbüro sind sie dank 
SYNERGO® bei Ummeldungen, Gewer  be- 
anmeldungen und Kfz-Zulassungen 
ohnehin ein unschlagbares Team.

Die Zukunft der Verwaltung fi ndet jetzt statt: Bei der Entwicklung einer völlig neuen Generation 
kommunaler Softwarelösungen hat die AKDB zwei Ziele verwirklicht – die bestmögliche Unterstützung 
der Verwaltungsmitarbeiter sowie einen einheitlichen Fachverfahrensrahmen namens SYNERGO®. 
Der Name ist Programm: Die neu entwickelten Verfahren auf Basis SYNERGO® wissen nicht nur durch 
den Einsatz modernster und offener Technologiestandards zu überzeugen, sondern sind durch eben-
so fortschrittliche wie einheitliche Bedienkonzepte besonders schnell erlernbar. Das schafft Synergien 
über alle Fachbereiche hinweg und begründet eine ganz neue Klasse von Bürgerbüro- und Verwaltungs-
Arbeitsplätzen, die sich in der Vorgangsbearbeitung besonders teamorientiert und kommunikativ 
zeigen. 

Neugierig? Dann überzeugen Sie sich, wie integrativ und teamfähig die neuen Arbeits-

plätze der SYNERGO
®
-Generation sind. 

www.akdb.de/synergo Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

SYNERGO
®

live erleben

16. – 20.03.15

CeBIT in Hannover

Halle 7, Stand A62

Teamplayer.
Der Bürgerbüro-Arbeitsplatz 
powered by SYNERGO®

Wechsel der Vorsitzenden
in den Gremien derAKDB

Ende November 2014 sind die von den Bayerischen Kommunalen
Spitzenverbänden nach der Kommunalwahl neu benannten Gre-
mien der AKDB, Verwaltungsrat und Hauptversammlung, erst-
mals zusammengetreten. Es wurden die neuen Gremienvorsitzen-
den gewählt und der Rechnungsprüfungsausschuss neu benannt.
Neuer Vorsitzender des Verwaltungsrates ist Straubings Ober-
bürgermeister Markus Pannermayr, neuer Vorsitzender der
Hauptversammlung ist dessen Germeringer Amtskollege Ober-
bürgermeisterAndreas Haas. 
Unser Bild zeigt von links: AKDB-Direktor Rudolf Schleyer, der
neue Vorsitzende der Hauptversammlung Andreas Haas (Ober-
bürgermeister der Stadt Germering), der bisherige Hauptver-
sammlungs-Vorsitzende Bürgermeister a. D. Michael Sedlmair,
der bisherige Verwaltungsrats-Vorsitzende Landrat a. D. Roland
Schwing, der neue Vorsitzende des Verwaltungsrates Mar-
kus Pannermayr (Oberbürgermeister der Stadt Straubing) und
Alexander Schroth, Vorstandsvorsitzender derAKDB.

Innovationsstiftung Bayerische Kommune:

Projekte 
zum Datenschutz

Datenschutz und Datensicherheit in der kommunalen Praxis
sind angesichts des zunehmenden Einsatzes von Informations-
technologie eine tägliche Herausforderung. Angesichts der
wachsenden Bedeutung von Datenschutz und Datensicherheit
stellt die Innovationsstiftung Bayerische Kommune neuerdings
zwei unterstützende Angebote für Kommunen bereit: E-Lear-
ning und Quick-Check. Die 2010 von den vier bayerischen
kommunalen Spitzenverbänden und der AKDB errichtete In-
novationsstiftung fördert innovative Projekte und Forschungs-
vorhaben im Bereich der kommunalen IT.

Die Inhalte des E-Learning-
Angebots wurden laut AKDB
auf Grundlage des Bayerischen
Datenschutzgesetzes speziell
auf kommunale Anforderungen
hin erarbeitet. Ziel sei es, die
Verwaltungsmitarbeiter für die
tägliche Arbeit zu sensibilisie-
ren, etwa im Umgang mit Pass-
wörtern, der Weitergabe von
Daten oder der Nutzung von
mobilen Geräten. Außerdem
können die Kommunen in einer
praxisnahen Anwendung Erfah-
rungen mit dem modernen In-
strument E-Learning sammeln. 

Ein eLearning zum Daten-
schutz für die ganze Kommune
hat viele Vorteile: Der Mitarbei-
ter kann die Schulung zu einer
selbst gewählten Zeit durch-
führen, er kann die Geschwin-
digkeit der Schulung selbst be-
stimmen und zum Abschluss er-
hält er nach einem kurzen Test
eine Teilnahmebestätigung. 

Im Projekt Quick-Check wur-
de eine auf kommunale Bedürf-
nisse abgestimmte Checkliste 
erstellt, mit deren Hilfe sich
Kommunen eigenständig einen
Überblick über den Status ihrer
wichtigsten sicherheitsrelevan-

ten Bereiche verschaffen kön-
nen. 

Ein Beispiel: Der Quick-Check
regt die Auseinandersetzung mit
dem Thema Passwort (Länge, Zu-
sammensetzung, Wechselinter-
valle etc.) an. Wichtig ist, dass
am Ende eine belastbare und
dem Stand der Technik entspre-
chende Richtlinie implementiert
wurde. Sollte der geschaffene
Standard (beispielsweise acht
Stellen) von der Vorgabe der
zukünftigen Sicherheitsrichtli-
nie (eventuell zehn Stellen,
keine Details zurzeit bekannt)
abweichen, so kann dies ganz
einfach nachjustiert werden.
Durch die Bearbeitung des The-
mas wurde bereits ein wichtiger
Beitrag für die Sicherheit der
Systeme geleistet, ohne Doppel-
belastung fürchten oder auf die
Fertigstellung der Sicherheits-
richtlinie warten zu müssen.

Mit eigenen, internen Ressour-
cen können eine erste Selbstbe-
wertung des Schutzniveaus
durchgeführt und mögliche
Schwachstellen identifiziert wer-
den. Diese sind im Nachgang mit
internen Mitteln und/oder externer
Unterstützung zu beseitigen. DK

Maßgeschneiderte 
Schulungen für

moderne Kommunen
Für eine erfolgreiche, moderne Kommunalverwaltung
werden Bürgernähe und Dienstleistungsorientierung im-
mer wichtiger. Das erfordert eine permanente Fortbil-
dung von Verwaltungsmitarbeitern in Fachverfahren
und IT-Systemen. Die AKDB als bundesweit führender
IT-Dienstleister präsentiert  das aktuelle Seminarpro-
gramm für das erste Halbjahr 2015 in seinem AKDB-
Seminarkatalog.

Die Softwarelösungen der OK-Produktfamilie machen
Kommunalverwaltungen fit für die Zukunft des eGovern-
ments. Das aktuelle Seminarprogramm mit weit über 600 Kur-
sen an Schulungsstätten in allen Regionen Bayerns bietet im
ersten Halbjahr 2015 maßgeschneiderte, praxisnahe und preis-
werte Lösungen für alle kommunalen Fachbereiche. Schulun-
gen bei der AKDB sind so ein wichtiger Beitrag für den per-
sönlichen Erfolg der kommunalen Mitarbeiter und ihrer ge-
samten Verwaltung. 

Praxis-Workshops

Neben der Ausweitung des Kursangebots, unter anderem im
Finanzwesen, sind zahlreiche Praxis-Workshops zur neuen
Verfahrensverwaltung sowie zur Dokumentenverwaltung im
Einwohnerwesen Schwerpunkte des Programms. Im Bau- und
Grundstückswesen/GIS wurde das Angebot neu strukturiert
und durch Infoseminare zur Einführung und Nutzung von 
ALKIS® und den neuen Geobasisdaten ergänzt. Ab sofort
steht das neue Seminarangebot, das laufend ergänzt wird, auf
www.akdb.de im Bereich Fortbildung für Online-Buchungen
zur Verfügung. Parallel dazu wurden auch die Seminarkatalo-
ge an alle AKDB-Kunden verschickt. 

Optimierung des Angebots

Weit über 6.000 Schulungsteilnehmer im zu Ende gehenden
Jahr 2014 sind für die AKDB Bestätigung und Ansporn, die
Qualität ihres Angebots künftig weiter zu optimieren. Anre-
gungen und Kritik – am einfachsten per eMail an seminaran-
meldung@akdb.de – sind wertvolle Quellen, um immer besser
zu werden. Die AKDB reagiert auf individuelle Wünsche mit
zusätzlichen Kursterminen, spezifischen Seminarschwerpunk-
ten oder Inhouse-Seminaren in der Verwaltung.

Waltraud Seubert entdeckt zusammen mit Theo Brotzeller,
was alles in ihrem Laptop steckt. Bild: Pat Christ

Ein technischer
Tausendsassa

Auch mit 80 Jahren ist Theo Brozeller
vom Senioren-Internetcafé stets up to date

Würzburg. Er hat eine Menge Zeit zu investieren, brennt dar-
auf, Neues zu lernen, und liebt das Tüfteln: Theo Brotzeller ist
aus dem Internetcafé von Senioren für Senioren nicht mehr
wegzudenken. Wenige Monate, nachdem die Einrichtung vor
15 Jahren etabliert wurde, stieß der gelernte Berufsschullehrer
zu dem Team, das sich damals noch im Ehehaltenhaus befand.
Heute ist der Surf-Ort im St. Thekla-Heim der Caritas eta-
bliert. An jedem Dienstag ist Theo Zeller, der soeben 80 Jahre
alt wurde, dort im Einsatz.

Unweit der Innenstadt gelegen,
ist das Internetcafé ein beliebter
Treffpunkt für Seniorinnen und
Senioren. Die meisten sind
Stammgäste, doch zu nahezu je-
dem Treffen verirren sich auch
Neulinge ins Cybercafé. Sieben
Computer stehen zum Surfen,
zum Schreiben und Scannen zur
Verfügung, berichtet Brotzeller:
„Wir hatten schon mal neun, doch
immer mehr Leute kommen mit
ihrem eigenen Laptop.“

So wie Waldtraud Seubert, die
sich, sieben Jahre jünger als Theo
Brotzeller, immer gern neues tech-
nisches Wissen aneignet. Knapp
zwei Jahre ist der tragbare Compu-
ter der Seniorin alt. Er solle sich
das Gerät doch mal anschauen,
bittet die Stammbesucherin ihren
Bekannten Theo Brotzeller. Der
fährt den Laptop rasch hoch. „Wie
komme ich denn nun am besten zu
meinen Dokumenten?“ Ein paar
Klicks und Waltraud Seubert ist
genau da, wo sie hinwollte. So ein-
fach geht das! „Bei mir“, lacht die
73-Jährige, „war das immer viel
komplizierter!“

Theo Brotzeller kümmert sich
in seiner Funktion als „techni-
scher Direktor“ des Internetcafés

vor allem um Hardwareproble-
me. Die Weihnachtsferien ver-
brachte er zum Beispiel damit,
den Laptop des Internetcafés wie-
der auf Vordermann zu bringen.
Nach automatischen Updates
ging nämlich gar nichts mehr:
„Der Computer hat absolut nicht
mehr gewollt.“ Am 1. Januar end-
lich gelang es Brotzeller nach
rund 20-stündiger Arbeit und
über 220 Updates, das Gerät wie-
der ins Leben zu rufen, eine
Schutzsoftware zu installieren
und ein Backup zu machen.

Während Jüngere kaum noch
ein Internetcafé besuchen, lieben
es ältere Leute offensichtlich, ge-
meinsam alle Geheimnisse von
Bits und Bytes zu ergründen.
Doch es ist nicht nur die Gesellig-
keit, die das Interesse am Inter-
netcafé auch im Smartphone-
Zeitalter nicht abflauen lässt, er-
läutert Brotzeller: „Senioren ver-
gessen schnell.“ Was heute noch
so schön nachvollziehbar war, er-
scheint binnen weniger Tage
abermals als Böhmische Dörfer.
Außerdem gibt es ständig neue
Probleme, denn Rechner schei-
nen ein ausgeprägtes Eigenleben
zu führen. Pat Christ
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17. Gunzenhausener IuK-Tage:

E-Government
und IT-Sicherheit

Informationen aus erster Hand über die Umsetzung des neuen
E-Government-Gesetzes in Bayern lieferten die 17. Gunzen-
hausener IuK-Tage, gemeinsam veranstaltet von der Bayeri-
schen Akademie für Verwaltungs-Management gemeinsam mit
den vier kommunalen Spitzenverbänden in Bayern. Praxisbe-
richte von Kommunen, die trotz aller Unwägbarkeiten innova-
tive Prozesse in ihren Verwaltungen aufbauen und weiterent-
wickeln, bildeten einen Schwerpunkt dieses wichtigen Treff-
punkts für Führungskräfte und IT-Verantwortliche der kom-
munalen und staatlichen Verwaltung. 

Über ihre Erfahrungen mit
dem Bürgerservice-Portal be-
richteten Stefan Zeitler und Ro-
land Thiem vom Landratsamt
Bayreuth. Sie plädierten für ei-
ne einfachere Signatur mit we-
niger technischem Aufwand,
die Benutzung des Bürgerkon-
tos als Postkorb (Vorteil: keine
besondere technische Anforde-
rung) sowie verbesserte Portal-
abläufe. 

Wichtigste Zukunftsaufgabe
sei es, ein rechtssicheres und
technisch sicheres eGovernment
zu erreichen, ohne den Bürgern
zu viel technischen Aufwand auf-
zubürden. Das Bürgerservice-
Portal des Freistaates Bayern sei
hierfür die beste Wahl; Basisdien-
ste würden den rechtlichen und
technischen Neuerungen immer
angepasst. 

Stephan Grosser vom Land-
ratsamt Weilheim-Schongau be-
richtete seinerseits über verschie-
dene Möglichkeiten der elektroni-
schen Kommunikation und ging
in diesem Zusammenhang speziell
auf die (rechtssichere) Archivie-
rung von De-mail ein. 

Grosser zufolge ist die Nut-
zung von De-Mail über den
Standardprozess „Webbrowser“
für Verwaltungen der Kommu-
nen nicht möglich, da Vorgänge
nicht (ordnungsgemäß) veraktet
werden können. Für die Sach-
bearbeitung und Veraktung
muss ein De-Mail-Gateway ein-
gesetzt werden. Das Problem:
„Nach dem Abholen der De-
Mail aus dem De-Mail-System
des Providers ist eine De-Mail
de facto eine ‚normale‘ E-Mail,
also nicht mehr rechtssicher.“ 

De-Mails müssten über den
bereits vorhandenen E-Mail-
Client eingehen und versandt
werden, um die Beobachtung
bzw. Bedienung eines zusätzli-
chen Ein- bzw. Ausgangskanals
zu vermeiden. Die Kommunen
hätten in diesem Zusammen-
hang die Aufgabe, die rechtssi-
chere Veraktung von ein- und
ausgehenden De-Mails ebenso
sicherzustellen wie eine ord-
nungsgemäße elektronische Ak-
tenführung. Grundsätzlich, so
Grosser, seien kleine Kommu-
nen mit diesen Anforderungen

überfordert, weshalb es gelte,
zentrale Lösungen zu schaffen. 

Seit 2011 bearbeitet die Stadt
Ulm laut Christian P. Geiger im
Projekt „Ulm 2.0“ verschiedene
Themen rund um den Einsatz
und die Wirkung neuer Techno-
logien und Neuer Medien. Im
Rahmen einer ganzheitlichen
Strategie sollen neue Angebote
für Bürger, Vereine, Politik,
Verwaltung, Verbände, Wirt-
schaft, Tourismus, Presse und
Medien vorgedacht, konzipiert
und umgesetzt werden.

Folgende Ziele wurden hierzu
in der Kurzstrategie festge-
schrieben:

Entwicklung einer leistungs-
fähigen Netzinfrastruktur 

Vereinfachte Abwicklung
von Verwaltungsvorgängen
durch E-Government 

Verbesserter Zugang zur Ver-
waltung für Bürger und Wirt-
schaft 

Förderung von Kommunika-
tion in der Stadt und Stärkung
der Stadtgesellschaft

Transparenz: Bereitstellung
von Daten und Informationen
für die Öffentlichkeit

Einbindung der Bürger in
politische Entscheidungspro-
zesse 

Einbindung der Stadtgesell-
schaft in Verwaltungsprozesse.

In der Umsetzung gliedert
sich das Projekt ulm 2.0 in sie-
ben verschiedene Themen-
schwerpunkte, in die sich die
verschiedenen Tätigkeiten der
Stadt Ulm im Bereich der So-
zialen Medien unterteilen las-
sen. Hierzu gehören ulm.digital,
ulm.diskussion, ulm.mobil, ulm.
portal, ulm.open, ulm.geo sowie
ulm.erleben.

Johannes Barthel stellte für
die Stadt Nürnberg deren Social
Media Konzept mit Praxisbei-
spielen vor. Nach rund fünf-
jähriger Betreuung zentraler Ka-
näle zog Barthel folgendes Fazit:
„Um in den Sozialen Netzwerk-
en erfolgreich zu arbeiten, be-
darf es einer adäquaten perso-
nellen Ausstattung.“ Die Veran-
wortlichen müssten bereit sein,
stetig über Neues aus dem Web
2.0 auf dem Laufenden zu blei-
ben. Engagement auch jenseits
der Kernarbeitszeiten und am
Wochenende sei teilweise unab-
dingbar (je nach Größenord-
nung der Kanäle). Gerade in
Krisensituationen seien diese
Kanäle unverzichtbar und soll-
ten bespielt werden, um die of-

fiziellen Informationen an die
Bürger zu bringen und Gerüch-
ten entgegen zu wirken. 

Jedes Netzwerk, so Barthel,
habe seine Eigenheiten und
sollte entsprechend bespielt
werden; ein identischer Beitrag
für Facebook, Twitter, Google+
werde meist floppen. Reichwei-
te lasse sich nur über relevante
Themen, innovativ gestaltete
Kanäle und eine kritische Min-
destmasse an Nutzern/Abon-
nenten erzielen.

Was die Öffentlichkeitsarbeit
bei der Stadt Nürnberg anbe-
langt, so sei diese prinzipiell de-
zentral organisiert, fuhr Barthel
fort. Aktuell gebe es rund 45 ak-
tive Facebook-Seiten städti-
scher Dienststellen, dazu einige
Twitter- und Youtube-Kanäle
sowie ein Xing-Profil. Für eine
intensive redaktionelle Betreu-
ung der Dienststellen im Social
Web fehlten allerdings die per-
sonellen Ressourcen im Online-
Büro. 

Am zweiten Tag stand die IT-
Sicherheit auf der Agenda. Mit
Blick auf die Frage „Kommuna-
le IT-Sicherheitsleitlinien – was
kommt auf die Kommunen zu?“
wies Wolfgang Bauer, Bayeri-
sches Staatsministerium der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung
und Heimat, darauf hin, dass In-
formationssicherheit weiterhin
an Bedeutung gewinnen werde
– „und das zurecht“. Die Leitli-
nie für Informationssicherheit
kann nach Bauers Ansicht auch
in Kommunen durch ein prag-
matisches Framework in zwölf
Schritten umgesetzt werden.
Davon gelte es den IT-Pla-
nungsrat zu überzeugen. 

Günther Pinkenburg, Geschäfts-
führer INFORA Rechtsanwalts-
gesellschaft mbH München, stell-
te zum Abschluss die Haftungsri-
siken der IT prägnant dar und
zeigte auf, welche Mindestanfor-
derungen haftungsrechtlich er-
füllt werden müssen.

Pinkenburgs Ausführungen zu-
folge muss sich die Behörden-
leitung aufgrund der drohenden
juristischen und ökonomischen
Nachteile mit Fragen der IT-
Compliance befassen. Es gehö-
re zu den ständigen Aufgaben
der Behördenleitung, die aus
den IT-Systemen erwachsenden
Risiken für die Behörde reali-
stisch einzuschätzen und die
notwendigen Prozesse sowie
Kontroll-bzw. Überwachungs-
systeme einzuführen. 

IT-Compliance bedürfe einer
kontinuierlichen, engen Zusam-
menarbeit aller technischen und
rechtlichen Einheiten der
Behörde, um eine möglichst
umfassende Abdeckung des
rechtlich Erforderlichen durch
das technisch Machbare zu ge-
währleisten. DK

Bundesweiter Wettbewerb:

Beste Ideen für
die digitale Welt gesucht
Unter dem Motto „Stadt, Land, Netz! Innovationen für ei-
ne digitale Welt“ sucht die Initiative „Deutschland – Land
der Ideen“  ab sofort 100 innovative Ideen und Projekte,
die nachhaltig Zukunft gestalten. 

Bis einschließlich 15. März 2015 läuft der Bewerbungszeit-
raum für Projekte aus Wirtschaft, Kultur, Wissenschaft, Um-
welt, Bildung und Gesellschaft, die Digitalisierung und Ver-
netzung vorantreiben sowie deren Potenziale erkennen, nutzen
und gestalten. Zusätzlich besteht die Möglichkeit, an or-
te@land-der-ideen.de bis zum 1. März 2015 Vorschläge für
potenzielle Preisträger zu übermitteln.

„Die zunehmende digitale Vernetzung ist zu einem zentralen
Erfolgsfaktor unserer Gesellschaft geworden: Wissen wird als
gemeinsames Erbe in die Zukunft übertragen, und durch den
technologischen Fortschritt profitieren die Menschen in fast je-
dem Bereich ihres täglichen Lebens. Projekte und Ideen zu zei-
gen, die einen besonderen Beitrag für den digitalen Wandel lei-
sten – das ist in diesem Jahr das Ziel des Wettbewerbs ‚Ausge-
zeichnete Orte im Land der Ideen‘“, erklärt hierzu Ulrich Gril-
lo, Präsident des Bundesverbands der Deutschen Industrie e.V.
(BDI) und Präsident des Deutschland – Land der Ideen e.V. 

Informationen zu den Teilnahmebedingungen sowie das On-
line-Bewerbungsformular sind unter www.ausgezeichnete-
orte.de verfügbar. DK

Keine Sucht wie
jede andere

Neue Medien: Lohrer Berater haben immer häufiger
vom Internet abhängige Klienten

Lohr. Gesellig hätte sie werden sollen, die Weihnachtsfeier des
Betriebs. Endlich sollte einmal Zeit sein, um über Privates zu
sprechen und Menschen aus anderen Abteilungen kennen zu
lernen. Doch genau das geschah nicht, erzählte der Ausbilder
dem Suchtberater Hubert Auth, der in Lohr die Psychosoziale
Beratungsstelle (PsB) des Caritasverbands für den Kreis
Main-Spessart leitet: „Die meisten Azubis saßen da und drück-
ten die ganze Zeit auf ihrem Handy herum.“ Worte wurden
kaum gewechselt.

Dass Handy, Laptop, Tablet,
Spielkonsole, MP3-Player und
Computer Menschen jeden Al-
ters immer stärker in ihren Bann
ziehen, macht dem Lohrer So-
zialpädagogen Sorgen. „Immer
mehr Leute stehen unter dem
Zwang, ständig kontrollieren zu
müssen, was sich in den sozia-
len Netzwerken tut“, konstatiert
er. Die reale Welt werde un-
wichtiger - ohne dass die Be-
troffenen dies wirklich wahr-
nehmen. Schleichend verlieren
Schule, Ausbildung und Familie
an Bedeutung, aktive Hobbys
werden als weniger aufregend
erlebt als Facebook, WhatsApp,
Glücks- oder Online-Rollen-
spiele.

Schon Kinder wollen oft
nicht mehr gern ausgiebig mit
ihren Eltern zusammen sein, ge-
meinsam etwas zu unterneh-
men. Am Wochenende einen
Ausflug machen? Am Ende
noch ohne Handy? Wie lang-
weilig!

Besorgte Eltern

Immer mehr Eltern wenden
sich besorgt an die Beratungs-
stelle, weil sie nicht mehr wis-
sen, wie sie an ihre Kinder her-
ankommen sollen. Aus diesem
Grund arbeitet das sechsköpfige
Caritas-Team aktuell an einem
Konzept für einen Informati-
onsabend, der spätestens im
April erstmals angeboten wer-
den soll. Ziel ist es, Eltern für
die Problematik „Mediensucht“
zu sensibilisieren. Diese Sucht,
so Auth, stellt sich komplett an-
ders dar als die bekannten Süch-
te. Während es tabu ist, zu oft
oder zu viel Alkohol zu trinken,
während harte Drogen gesell-
schaftlich völlig abgelehnt und
Nikotin zunehmend tabuisiert
wird, sind Neue Medien und ih-
re fantastischen Möglichkeiten
ungebrochen „in“.

Beziehungsproblematik

Und doch gibt es eine Ge-
meinsamkeit, die für alle For-
men eines pathologischen Ge-
brauchs von Substanzen sowie
für alle Suchtarten gilt, betont
der Experte für Abhängigkeits-
krankheiten: „Süchte sind im-
mer Beziehungsprobleme.“
Menschen beginnen zu trinken,
weil sie entweder mit sich selbst
oder mit den Leuten in ihrer
Umgebung nicht klarkommen.
Sie wissen nicht, wie sie zufrie-
den alleine sein können. Oder
sie sind nicht imstande, mit Ge-
fühlen wie Freude oder Traurig-
keit umzugehen.

Aus Angst, dass die anderen
herausfinden könnten, wie klein,
ängstlich und unbedeutend sie
sind, wagen sie es aber auch
nicht, sich ihren Mitmenschen
zu öffnen. Suchtkranke scheuen
oft andere, sind mitunter chro-
nisch misstrauisch. Alkohol
kann in diesen Fällen ein guter
„Freund“ sein. Dasselbe gilt für
soziale Netzwerke - auch sie er-
setzen Auth zufolge immer häu-
figer echte Freunde.

Rund 600 Menschen aus ganz
Main-Spessart wenden sich je-
des Jahr an die Sozialpädago-
gen der Caritas-Einrichtung.
Viele kommen, weil Alkohol
oder Cannabis sie in die Bre-
douille brachten: Der Führer-
schein ist weg, der Chef droht

mit Kündigung, die Ehefrau ist
verzweifelt und denkt über eine
Trennung nach. Kaum einer
dieser Klienten fragt an, weil er
merkt, dass er sich deutlich
mehr in der virtuellen als in der
realen Welt bewegt. „Doch als
Zweitdiagnose stellen wir Me-
diensucht immer häufiger fest“,
so Auth. Die sechs Berater spre-
chen von einem Anteil von 20
bis fast 40 Prozent an ihren Kli-
enten, die übermäßig Neue Me-
dien benutzen.

Während kaum ein Jugendli-
cher das Problem „Medien-
sucht“ von sich aus anspricht,
berichten Väter und Mütter oft
davon, dass sich ihre Kinder auf
Facebook tummeln, statt Haus-
aufgaben zu machen, und dass
sie in der Schule abbauen. Er-
zieherische Maßnahmen, um
hiergegen vorzugehen, laufen
meist ins Leere. Der Grund:
Nicht selten stehen auch die El-
tern im Bann der Neuen Medi-
en. „Das ist wie mit dem Rau-
chen“, vergleicht Auth. Wer
selbst raucht, ist kaum ein
glaubwürdiger Mahner gegen
Glimmstängel: „Und Väter, die
selbst die ganze Nacht im Inter-
net surfen, werden kaum ver-
mitteln können, warum Pausen
nötig sind.“

Höchststrafe

„Das Handy wegzunehmen,
ist Mamas Höchststrafe“, äußer-
te kurz vor Weihnachten ein 13-
Jähriger Auth gegenüber. Nach
einer solchen Strafaktion hängt
der Haussegen natürlich gewal-
tig schief. Was Eltern zu ver-
meiden versuchen. Doch was
tun? Wie bei jeder anderen
Sucht auch, versuchen Auth und
seine Kollegen, die Klienten da-
hin zu bringen, dass sie selbst
die Verantwortung für ihr Tun
übernehmen.

In den Beratungsstunden be-
gleiten sie Jugendliche und Er-
wachsene Schritt für Schritt
auf ihrem Weg aus der Sucht
hinaus. Jugendliche zum Bei-
spiel sollen an den Punkt kom-
men, an dem sie mit sich selbst
und mit den Eltern eine Art
Vereinbarung abschließen, was
ihren Internetkonsum anbe-
langt. Auth: „Das kann zum
Beispiel heißen, dass das Han-
dy vor den Hausaufgaben so-
wie abends ab 18 Uhr an die
Eltern abgegeben wird.“ Frei-
willig. Versteht sich. 

Hintergrund:
Mediensucht

Eine Studie des Kriminologi-
schen Forschungsinstituts Nie-
dersachsen fand heraus, dass
von knapp 45.000 befragten Ju-
gendlichen über 14.000 compu-
tersüchtig sind. Weitere 23.000
Jugendliche gelten als gefähr-
det. 15-Jährige, die „World of
Warcraft“ nutzten, spielten die-
ser Studie zufolge im Durch-
schnitt 3,9 Stunden am Tag. 8,5
Prozent dieser Jugendlichen
wiesen dabei ein suchtartiges
Verhalten mit Kontrollverlust
und Entzugserscheinungen
auf. Eltern, die vermuten, dass
sich ihre Kinder über Gebühr
intensiv mit Neuen Medien be-
schäftigen, können sich unter
09352-843121 an die Suchtbe-
ratungsstelle der Caritas in Lohr
wenden. Pat Christ

Zukunftskongress
„Bayern“ in München 

„Die Förderung des Breitbandausbaus, die Digitalisierungsstra-
tegie Montgelas 3.0, freies WLAN und unserBayernNetz sind wich-
tige Bausteine für die Digitalisierung Bayerns. Mit der Fortschrei-
bung des E-Government-Pakts haben wir den Schulterschluss mit
den Kommunen gestärkt. Freistaat und Kommunen gestalten mit
dem E-Government-Pakt Hand in Hand die digitale Zukunft und
schließen den digitalen Verwaltungskreislauf. Ziel ist das Angebot
eines orts-, zeit- und personenunabhängigen Zugangs zu den Leis-
tungen der öffentlichen Verwaltung. Das BayernPortal ist dafür ein
wichtiger Baustein“, stellte Finanzstaatssekretär Johannes Hinters-
berger beim Zukunftskongress „Bayern“ des Behörden-Spiegels in
München fest.

Das BayernNetz verbindet ca.
2.200 Behördenstandorte und da-
mit rd. 135.000 staatliche Arbeits-
plätze Bayerns in allen Ressorts
der Staatsregierung miteinander.
Im gesamten BayernNetz werden
die Daten verschlüsselt übertra-
gen. Mit diesem Sicherheitsstan-
dard sei Bayern unter den deut-
schen Bundesländern führend, be-
tonte Hintersberger. Die Daten lie-
gen in staatlichen Rechenzentren.
Vertrauliche Daten werden nicht
ausgelagert. Die Sicherheit der
Daten hat einen sehr großen Stel-
lenwert.

Bayern habe den Breitbandaus-
bau wie kein anderes Bundesland
forciert, hob Hintersberger hervor.

Eine flächendeckende Versorgung
mit 50 Mbit/s ist die Zielsetzung.
Gestartet wurde nach Genehmi-
gung der bayerischen Breitband-
förderrichtlinie durch die EU-
Kommission im Juli 2014. Derzeit
befinden sich bereits knapp 1.600
Kommunen, das entspricht gut 78
Prozent aller Kommunen, im För-
derverfahren. Rund 190 Förderbe-
scheide wurden bereits erteilt. Die
Versorgung von Haushalten mit
50 Mbit/s in ländlichen Kommu-
nen ist von Ende 2013 bis Mitte
2014 von 16 auf 24 Prozent gestie-
gen. Bayern stellt bis 2018 die Re-
kordsumme von bis zu 1,5 Milliar-
den Euro für eine flächendeckende
Breitbandversorgung bereit.

Breitbandausbau in Nürnberg:

Söder übergibt weitere 
55 Förderbescheide

Weitere 55 Gemeinden erhielten
in Nürnberg aus der Hand von
Staatsminister Dr. Markus Söder
ihren Förderbescheid für die Breit-
banderschließung. Damit fließen
weitere 18 Millionen Euro an die
Kommunen. 

Mit den übergebenen Beschei-
den können nun schon 191 Kom-
munen mit einer Gesamtförder-
summe von gut 55 Millionen Euro
vom geförderten Breitbandaus-
bau profitieren. „Der Ausbau von
schnellem Internet läuft in Bayern
auf Hochtouren. Mit unserem in
Deutschland einmaligen Förder-

programm bringen wir ganz Bay-
ern an das schnelle Netz. Bayern
vergibt deutschlandweit die mei-
sten Fördermittel mit 1,5 Milliar-
den Euro bis 2018. Jede Ge-
meinde erhält eine Ausfahrt von
der Datenautobahn“, stellte Sö-
der bei der Übergabe der Förderbe-
scheide fest. 

Mit knapp 1.600 Kommunen
befinden sich bereits 78 Prozent
aller bayerischen Kommunen in
dem neuen verbesserten Förder-
verfahren. In rund 5.100 persönli-
chen Gesprächen wurde fast jede
Gemeinde beraten.
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im Programm von RTL
und jeden Sonntag um 17:00 Uhr auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Ganz nah bei
den Zuschauern
Bayerns.
Von Aschaffenburg
bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten
• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus
Ihrer Region

Mehr unter:
www.tvbayernlive.de

Professionell energetisch sanieren und modernisieren:

Energieeffizienz:
Nur der richtige Weg führt

zum gewünschten Ziel
Von Martin Behrends, Senior Projektleiter Beratung + Vertrieb, BayernFM 

und Manfred Hahn, Direktor Kreissparkasse Reutlingen

Für alle Immobilieneigentümer gilt: Wer seine Ziele erreichen
will, muss die Weichen von Beginn an richtig stellen. Frei nach
diesem Motto hat die Kreissparkasse Reutlingen (KSK) im
Herbst 2013 die BayernFM beauftragt, ihren Geschäftsstellenbe-
stand energetisch zu durchleuchten. Dabei sollten der baulich-
technische Objekt-Zustand, sowie die Potenziale zur Energieein-
sparung und zur Erzeugung von Photovoltaikstrom erarbeitet
und in einem Sanierungsleitfaden zusammengefasst werden. 

Für alle Kommunen, Finanz-
institute und mittelständische
Unternehmen, die nicht die Au-
gen vor der Realität ver-
schließen, sind Zukunftsfähig-
keit und Nachhaltigkeit das Ge-
bot und die Verpflichtung der
Stunde. Dies war auch die Moti-
vation der Kreissparkasse Reut-
lingen im Jahr 2013 den Start-

51 Objekte im Eigentum/Teilei-
gentum von einem Bau und ei-
nem Gebäudetechnik-Experten
in über 15 baulichen und techni-
schen Themenfeldern auf Herz
und Nieren geprüft, bewertet
und auf Objektebene Maßnah-
menvorschläge erarbeitet. Alle
Objekte wurden zusätzlich im
Rahmen eines Energie-Bench-

sichtigung der wirtschaftlichen
Nachhaltigkeit zielorientiert ein-
zusetzen, geht es bei einer Um-
setzung der Maßnahmen um ei-
nen intelligenten Mix aus kurz-
fristig rentablen Maßnahmen
(Austausch der Heizungspum-
pen), eine schrittweise Umset-
zung ausgewählter Sanierungs-
maßnahmen und die Integration
von energetischen Optimie-
rungsmaßnahmen in einen oh-
nehin anstehenden Sanierungs-
prozess. Daneben wird es auch
in Zukunft wirtschaftlich sinn-
voll sein, einen gewissen Sanie-
rungsstau in Kauf zu nehmen,
ohne dabei die Themen Betrei-

rativen) Energieerzeugungspoten-
ziale zu identifizieren und zu nut-
zen. Folglich wurden im Rahmen
der Photovoltaikanalyse die Dach-
fläche, Gebäudehöhe, Verschat-
tung, Dachneigung, Dachaufbau-
ten, Exposition betrachtet sowie
eine erste grobe Wirtschaftlich-
keitsabschätzung durchgeführt.
Von den 24 betrachteten Objekten
im Alleineigentum sind 22 Objek-
te wirtschaftlich (ohne Bewer-
tung der baulichen und statischen
Eignung) gut oder sehr gut als
Photovoltaikstandort für CIS-
Dünnschichtmodule geeignet. Ein
Objekt ist wegen markanter Dach-
formen nicht geeignet. Drei Objek-
te verfügen bereits über eine Pho-
tovoltaikanlage. Die nächsten
Schritte wären die Festlegung einer
Photovoltaikstrategie und die bau-
lich-technische Prüfung sowie eine
detaillierte wirtschaftliche Betrach-
tung bei den ausgewählten Stand-
orten.

Zentrale Handlungsfelder
und Maßnahmen 
auf einen Blick 

Die BayernFM erarbeitet ihre
Projektergebnisse bewusst nicht
in einem „Berater-Elfenbein-
turm“. Stattdessen wurden im
Rahmen eines so genannten Ex-
perten-Workshops auch die
Fachleute der KSK in den Pro-
zess mit einbezogen, um von
dem vor Ort vorhandenen her-
vorragenden Fachwissen zu pro-
fitieren. Anschließend war es
„die Kunst“, die zahlreichen Ein-
zelergebnisse auf Objekt- und
Portfolioebene zu bewerten, zu
ordnen, zu priorisieren und in
dem zentralen, strategischen

Projektergebnis, dem Sanie-
rungsleitfaden (SLF), mit sei-
nem Ausblick bis zum Jahr 2020
zusammenzufassen. 

Im Fokus des SLF stehen
primär Bau-, Technik-, und Risi-
kothemen. Realistische Budget-
und Kapazitätsgrenzen der KSK
wurden bei der Verteilung der
Themen auf der Zeitachse
berücksichtigt. Die definierten
Meilensteine wurden in drei
Handlungsfelder gegliedert. Das
Handlungsfeld I fasst die folgen-
den übergeordneten Portfolio-
themen zusammen:

Trinkwasser
Brandschutz
Energetische Inspektion Kli-

maanlagen gemäß ENEV 2014
Modernisierung Heizungs-

pumpen
Dämmung Kellerdecken

Im Handlungsfeld III werden
drei zentrale Objekte der KSK
betrachtet. Diese drei Objekte
umfassen gut 50 Prozent der be-
triebsnotwendigen Flächen so-
wie knapp 50 Prozent der ver-
brauchten Energie. Aufgrund ih-
rer internen und externen Bedeu-
tung für die KSK wurden diese
drei Objekte von den übrigen 48
Geschäftsstellen getrennt be-
trachtet. 

Verwaltungszentrale

Eines der drei Objekte ist die
Verwaltungszentrale. Diese be-
steht aus drei Bauabschnitten.
Der älteste Bauteil A ist so sehr
„in die Jahre“ gekommen, dass
sich eine Generalsanierung aus
verschiedenen Gründen nicht
mehr lohnt. Stattdessen wurden
ein Abriss des Bestandsgebäudes

und ein Neubau empfoh-
len, der auch die sich wan-
delnden organisatori-
schen Bedürfnisse der
KSK berücksichtigt.

Das Handlungsfeld II
widmet sich den verbliebe-
nen 48 Geschäftsstellen. In
einem mehrstufigen Pro-
zess wurden aus dieser
Menge neun Geschäfts-
stellen ausgewählt und in
den Sanierungsleitfaden
integriert. In Schritt eins
ging es um die Dringlich-
keit der Maßnahme (Ver-
hinderung von Folge-
schäden etc.). 

Im zweiten Schritt
stand die Zugriffsmög-
lichkeit (z.B. kein Teil-
eigentum) auf das Ob-
jekt im Vordergrund. 

In Schritt drei waren
die energetischen Ein-

sparpotenziale das Maß der
Dinge. Für fünf Objekte wurden
Einzelmaßnahmen (z.B. Sanie-
rung Eingangsbereich) definiert.
Für vier Objekte wurde eine wei-
tergehende Sanierung vorge-
schlagen.

Die Potenziale Schritt 
für Schritt realisieren

Nach dem Abschluss der ener-
getischen Portfolioanalyse folgt
die nächste Herausforderung.
Aus dem primär baulich-tech-
nisch geprägten Sanierungsleit-
faden gilt es, unter Berücksichti-
gung interner organisatorischer
und strategischer Themen sowie
der Wirtschaftlichkeit ausge-
wählter Maßnahmen, einen Sa-
nierungszeitplan mit konkreten
Teilprojekten (mit Verantwortli-
chen, Terminen, Meilensteinen
und Budgets) zu erarbeiten und
Schritt für Schritt umzusetzen. 

Wenn Kommunen, Finanzin-
stitute und weitere Mittelständler
ihre begrenzten finanziellen Res-
sourcen wirtschaftlich sinnvoll
und gezielt zur Minimierung von
Betreiberrisiken einsetzen kön-
nen, sollten sie nicht situativ
agieren. Erst der Blick auf das
gesamte Immobilienportfolio
oder wenigstens auf die zentra-
len Objekte ermöglicht es dem
Eigentümer, umfassenden Risi-
ken, Handlungsbedarfe und Po-
tenziale zu erkennen, zu priori-
sieren und Schritt für Schritt um-
zusetzen.
Liebe Leser, haben Sie Fragen
zu dem Artikel? Dann sprechen
Sie mich gerne an: Martin Beh-
rends 089/442333340 und martin.
behrends@bayernfm.de 

Bausteine der Energetischen Portfolioanalyse. 

Projektbeschreibung
Ziele, Analysebausteine und Projektergebnisse

ObjektanzahlObjektstatus

Miete 14 Objekte

Die KSK Reutlingen verfolgt die Ziele, ihre Geschäftsstellen im Rahmen der beschlossenen Nachhaltigkeits-
strategie schrittweise energetisch zu optimieren und die Erzeugung des regenerativen Stroms zu erhöhen.

51 Objekte

24 Objekte

Datenerfassung und EnergieBenchmarking
auf Objekt- und Portfolioebene

Benchmarking-
Bericht

P
ortfoliom

atrix

S
anierungsleitfaden

Objekt-
steckbrief

Objekbericht

Photovoltaik-
ergebnisse im
Portfoliobericht

Erfassung und Auswertung vom
ca. 30 immobilienbezogenen Daten

Objektbegehung und Aufnahme der Ist-
Situation in Bezug auf die energierelevanten
Bauthemen und der Gebäudetechnik

Objektbegehung und Aufnahme der Ist-
Situation in Bezug auf die energierelevanten
Bauthemen und der Gebäudetechnik

Eigentum/
Teileigentum

Eigentum

Analysebausteine Projektergebnisse

schuss für die Ausformulierung
einer Nachhaltigkeitsstrategie zu
geben. Ziel war es, alle Nachhal-
tigkeitsdimensionen noch stärker
und konkreter in der Instituts-
strategie zu verankern. Ähnlich
wie bei der öffentlichen Hand
spielen die Immobilien auch
beim Geschäftsbetrieb von Fi-
nanzinstituten als größter Ener-
gieverbraucher eine zentrale
Rolle.

Gesamtbestand im Fokus

Der hier betrachtete Immobili-
enbestand umfasst 65 Immobili-
en mit einer Gesamtfläche von
rd. 40.000 qm BGF. Davon wer-
den ca. 35.000 qm vom Eigentü-
mer selbst genutzt. Die übrigen
Flächen sind fremdvermietet.
Um diesen Bestand energetisch
und substanziell weiterzuent-
wickeln, gibt es grundsätzlich
zwei Möglichkeiten. Entweder
situativ vorgehen und das umset-
zen, was gerade anfällt oder
portfolioübergreifend Transpa-
renz zu schaffen, Ziele zu defi-
nieren, eine Sanierungsstrategie
zu erarbeiten und diese dann
Schritt für Schritt umzusetzen.
Mit dem Start des Projektes
„Energetische Portfolioanalyse“
hat sich die Kreissparkasse Reut-
lingen für den systematischen
Weg entscheiden. Folgende Zie-
le sollten mit dem Projekt er-
reicht werden:

Senkung des Energiever-
brauchs

Deutliche Erhöhung des An-
teils der selbsterzeugten Energie 

Werterhalt der eigenen Im-
mobilien

Glaubwürdiges Handeln
Stärkung der Rolle als Vorrei-

ter in der Region 
In der Analysephase wurden

markings durchleuchtet. Dabei
wurden auf Objektebene u.a. die
Einsparpotenziale berechnet. Er-
gänzend wurden die 24 Objekte
im Alleineigentum auf Ihre Eig-
nung als Photovoltaik-Standort
hin untersucht. 

Die Objektergebnisse: 
Bestätigung und Potenziale 

Die Analyseergebnisse zeigen
einen aus wirtschaftlicher Sicht
vernünftig gepflegten Bestand
mit gleichzeitig interessanten
Potenzialen. So lassen sich zum
Beispiel Energieverbrauch und
Energiekosten (konservativ be-
rechnet) um gut ein Drittel sen-
ken. In Zahlen ausgedrückt ent-
spricht dies annähernd 2 Mio.
kWh oder rd. 280.000  pro Jahr.
Die Ergebnisse der Objektbege-
hung zeigen, dass der Schwer-
punkt der sparkasseninternen
Maßnahmen bisher im techni-
schen Bereich gelegen hat. So
sind portfolioübergreifend z.B.
die ELT-Einrichtungen, die Be-
leuchtung, die Sanitäreinrichtun-
gen und die Wärmeerzeugung
auf einem guten Stand, während
u.a. die Kellerdecken und Kel-
leraußenhüllen sowie die Fassa-
den und die Heizungspumpen an
zahlreichen Stellen energetisch
optimiert werden können.     

Investitionsbedarf nicht nur
über Energieeinsparungen
finanzierbar

Aggregiert man die Kos-
teneinsparpotenziale über 10
Jahre (2,8 Mio. ) wird schnell
deutlich, dass man den anstehen-
den Investitionsbedarf nicht über
die Energieeinsparungen allein
finanzieren kann. Um die finan-
ziellen Mittel auch unter Berück-

berverantwortung und Werter-
halt zu vernachlässigen.

Exkurs: Photovoltaik

Im Sinne einer zunehmenden
Energieautarkie ist es für Kommu-
nen und Finanzinstitute sinnvoll,
auch alle wirtschaftlichen (regene-

Ergebnis-
Workshop

Die Hauptstelle der KSK Reutlingen. 
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Zeitreise mit 
der Trachtenfahne

Trachtenverein D’Riaser Oettingen lässt 
mit seiner Vereinsfahne ein Stück Geschichte lebendig werden 

Ein besonderes Schmuckstück hat die Werkstatt von Fahnen
Kössinger in Schierling bei Regensburg verlassen und wartet nun
auf seine Weihe: Die neue Fahne des Volkstrachten- Erhaltungs-
vereins „D’Riaser Oettingen“ ist nicht nur das Wahrzeichen der
Trachtler, das künftig bei Festzügen und Gottesdiensten voran-
geht, sondern auch eine Hommage an die Vergangenheit. Gefer-
tigt wurde das wertvolle Tuch nach einem 80 Jahre alten Ent-
wurf. „So etwas haben wir hier nur sehr selten“, sagt Dr. Florian
Englmaier, Chef des Fahnenherstellers. „Es ist schon eine Beson-
derheit, wenn eine Fahne nach einer so langen Zeit von der
Zeichnung zur Realität wird.“ 

Die Fahne gewährt einen Blick
in die Zeit vor dem zweiten Welt-
krieg, in das Jahr 1935, als ihre
Motive gezeichnet wurden. Zu
sehen ist die Stadtansicht von
Oettingen vor dem Fliegeran-
griff, der sich in das Ortsbild ein-
gebrannt hat. „Heute fehlen hier
einige Häuser“, sagt Anton Rei-
ter, Vorsitzender des Trachten-
vereins. Auf der Rückseite steht
ein Paar in evangelischer Tracht.
„Genauso wären damals die bei-
den in die Stadt zum Wochen-
markt oder am Sonntag zum
Gottesdienst gekommen.“ Die
Wappen von Stadt und Fürst dür-
fen nicht fehlen, ebenso der Na-
me des Vereins, gestickt in wert-
vollem altgoldenen Garn. 

Lebendiges Bild

„Wir mussten nur Kleinigkei-
ten am Entwurf ändern, das Mus-
ter auf der Tracht ausbessern, den
Kirchturm etwas verschieben, die
Anordnung von Fenstern und
Türen korrigieren und eine Spie-
gelung der Häuser im Fluss ein-
zeichnen“, sagt Doreen Hei-
demüller, Leiterin der Stickerei.
„Es ist uns wichtig, dass Stadtan-
sichten bis ins letzte Detail stim-
men.“ Der Verein steuerte Bilder
und alte Postkarten bei, die haus-
eigenen Grafiker korrigierten die
Details an dem mit Bleistift ge-
zeichneten Entwurf. Mehr als 100
Stunden dauerte es dann, das Mo-
tiv mit besonderen Stickmaschi-
nen aufzubringen. Diese Maschi-
nen ähneln Nähmaschinen, nur
dass hier nicht die Maschine, son-
dern die Stickerin den Stoff führt.
Mit tausenden einzelner Stiche
entstand so ein lebendiges Bild.

80 Jahre alte Zeichnung

Sorgfältig wurden die Farben
ausgewählt, um fließende Über-
gänge zu schaffen. Die Stoffla-

gen wurden zusammengenäht
und Borten angebracht. „Wir wa-
ren von Anfang an eingebunden
und sind sehr zufrieden mit dem
Ergebnis“, sagt Reiter. Doch
warum erhält der Verein erst jetzt
die Fahne und trägt sie nicht
schon seit 80 Jahren bei festli-
chen Veranstaltungen mit sich?
Geldmangel sei der Grund gewe-
sen, warum man sich 1935 gegen

die Fahne entschieden habe,
meint Reiter. Dann verschwand
der Entwurf unter einem Stapel
alter Zeitungen. 1979, beim Um-
zug der Kleiderkammer, sei er
wieder aufgetaucht - nur, um
wieder ins Archiv zu wandern.
Erst jetzt, wo die alte Fahne des
Vereins zu zerschlissen für Fest-
züge bei Wind und Wetter sei, ha-
be er sich wieder an den alten
Entwurf erinnert. „Der Fürst, der
Heimatverein und vor allem un-
sere jüngeren Mitglieder waren
begeistert, dass es so etwas gibt,
und freuen sich jetzt sehr über die
neue Fahne“, sagt Reiter. Der er-
ste große Auftritt steht im Som-
mer an, die Fahnenweihe. Ab
dann geht ein besonderes
Schmuckstück dem Trachtenver-
ein aus Oettingen voran. 

Die neue Vereinsfahne der D’Riaser Oettingen. 

Marktführer

Die Fahnen Kössinger GmbH
in Schierling (Bayern) ist der
führende Hersteller von hoch-
wertigen Vereinsfahnen im
deutschsprachigen Raum. Zum
Angebot des 1928 gegründeten
Traditionsunternehmens mit et-
wa 60 Mitarbeitern gehören alle
Arten von Fahnen, Fahnenma-
sten, Vereinsbedarf sowie Ver-
eins- und Berufskleidung. 

Umfassendes Spektrum

Neben der Bestickung von
Fahnen finden alle gängigen
Druckarten (vor allem Sieb- und
Digitaldruck) Anwendung. Im
Bereich der textilen Werbung
kann damit ein umfassendes
Spektrum für die optimale Prä-
sentation von Unternehmen, Pro-
dukten und Marken angeboten
werden. Zum breiten Kunden-
stamm zählen namhafte Adres-
sen aus Industrie, Gewerbe und
dem öffentlichen Sektor, sowie
eine Vielzahl von Vereinen. 

Nachhaltigkeitspreise Münchner Oberland:

Best Practice 
zur Nachahmung

Im Rahmen der 6. Nachhaltigkeitskonferenz in Benedikt-
beuern, deren Partner die Europäische Metropolregion Mün-
chen war, wurde der Nachhaltigkeitspreis Münchner Oberland
an die Waldbesitzervereinigung Wolfratshausen e. V., die
Waldbesitzervereinigung Holzkirchen e. V. und das Parkhotel
Egerner Höfe verliehen.

Aus der Begründung der Jury
lässt sich Vieles an „Best Prac-
tice“ zur Nachahmung herausle-
sen. Die Waldbesitzervereini-
gung Wolfratshausen e. V. und
Waldbesitzervereinigung Holz-
kirchen e. V. wurden stellvertre-
tend für alle Waldbauern in der
Region vorgeschlagen. Waldbe-
sitzer im Landkreis pflegen und
erhalten seit Jahrzehnten die
Wälder im Landkreis. Sie pflan-
zen jedes Jahr tausende neuer
Bäume, pflegen diese und ent-
nehmen nicht mehr Holz aus
ihren Wäldern, als wieder nach-
wächst.

Durch die nachhaltige Bewirt-
schaftung ihrer Wälder erhalten
sie den Lebensraum für viele Ar-
ten von Pflanzen und Tieren und
auch einen wichtigen Erholungs-
raum für die Bevölkerung. Damit
vereinigen sie in vorbildlicher
Weise Ökonomie und Ökologie,
wie kaum eine andere Gruppe in
unserer Gesellschaft.

Die Moltke Unternehmens-
gruppe GmbH - Parkhotel Eger-
ner Höfe: Das Unternehmen wid-
met sich vorbildlich, intensiv und
erfolgreich den 3 Säulen der
Nachhaltigkeit: 

Ökologische Nachhaltigkeit

Unter der Überschrift „A bissl
was geht immer“ hat das Unter-
nehmen der Hotel- und Gastro-
nomiebranche u.a. im Energieef-
fizienzbereich in den letzten Jah-
ren Maßstäbe über die Region
hinaus gesetzt. Ausgehend von
einem Stromverbrauch von
1.458.000 kWh p.a. in 2008 wur-
de der Verbrauch innerhalb von 5
Jahren bereits um 26 % auf
1.070.000 kWh verringert. Mit
weiteren Maßnahmen im Be-
reich der Energieeffizienz wird
der Stromverbrauch in den kom-
menden 3 Jahren auf ca. 900.000
kWh p.a. sinken. Damit werden
in 8 Jahren ca. 40 % Stromver-
brauch und 300 Tonnen CO2 p.a.
eingespart. Und dies alles ohne
Komforteinbuße für die Gäste
bei steigenden Übernachtungs-
zahlen.

Halbierung der Belastung

Gefördert vom Bayerischen

Umweltministerium wurde in die-
sem Jahr der CO2 Fußabdruck er-
hoben, um Potenziale zur Redu-
zierung von Umweltbelastungen
zu suchen und umzusetzen. Damit
wurde festgestellt, dass das Unter-
nehmen seinen Fußabdruck inner-
halb von 6 Jahren um knapp 50 %
reduzieren konnte. Als weitere
vorbildliche Maßnahme wurden
die restlichen Emissionen in Höhe
von 1.500 Tonnen CO2 durch den
Kauf von UN-Emissionszertifika-
ten kompensiert. Die Egerner Hö-
fe sind damit ein klimaneutrales
Unternehmen.

Restaurationskonzept

Ein wesentlicher Punkt im Be-
reich der Nachhaltigkeit ist das
Restaurationskonzept. Unter der
Überschrift „Kochen mit Herz &
und Verstand“ bewahren und ent-

wickeln die Egerner Höfe ihr
Werteverständnis konsequent
weiter. Bereits heute ist das Früh-
stücksbuffet zu 90% von Tegern-
seer Produzenten bestückt. Ob
Käsespezialitäten der Naturkäse-
rei Tegernseer Land, frische
Kräuter zum Selberzupfen für die
Eiergerichte oder die Wurst von
regionalen Züchtern – hier stehen
regionale und saisonal frische
Leibspeisen auf der Karte. Durch
konsequente Zusammenarbeit
zwischen Küche, Einkauf und
Lieferanten konnte die Quote der
weggeworfenen Nahrungsmittel
erheblich reduziert werden.

Nachhaltigkeit 
beim Bauen und Planen

„Wenn ich der Region ein
Stück Boden nehme, muss ich ihr
mit der Art und dem Stil der Be-
bauung wieder ein Stück Heimat
zurückgeben.“ Zitat: Klaus-Die-
ter Graf von Moltke. Neben der
Rücksichtnahme auf das Ökosy-
stem und die Umwelt sowie auf
ökonomische, soziale und kultu-
relle Faktoren zielt die Architek-
tur von Baumaßnahmen darauf,
dass die Gebrauchswerte unter
Verwendung von wertbeständi-
gen, nachhaltigen Baustoffen
über mindestens eine Generation
aufrecht erhalten können und in
den wesentlichen Bestandteilen
verwendbar und zeitgemäß blei-
ben. Bei der Umsetzung von
nachhaltigen Bauvorhaben ach-
ten die Egerner Höfe konsequent

auf die Verwendung von nach-
wachsenden und ökologischen
Baustoffen, aber auch auf den
Einsatz von regenerativen Ener-
giequellen. Es werden nur Fach-
firmen beauftragt, welche sich in
einem Umkreis von 50 Kilome-
tern zum Standort befinden. Das
unterstützt die Wirtschaftskraft in
der Region, in der wir leben, si-
chert heimische Arbeitsplätze
und spart durch kürzere An-
fahrtswege CO2 ein.

Soziale Nachhaltigkeit

Unter der Überschrift „Team-
leistung ist viel mehr, als die
Summe aller Einzelleistungen“

setzten die Egerner Höfe auch im
Bereich der sozialen Nachhaltig-
keit Maßstäbe. Der Erfolg eines
perfekten Gastgebers liegt in sei-
ner authentischen Leidenschaft
für die gewählte Aufgabe und
dem Bewusstsein, dies alles nur
mit einer hervorragenden Mann-
schaft zu schaffen. Ein kamerad-
schaftlicher, respektvoller Um-
gang ist die Basis dafür. Dabei
ruht das Personalmanagement
auf drei Säulen: Vertrauen, ge-
meinsame Werte und Konti-
nuität. Ein hochmotiviertes, zu-
friedenes Team mit überdurch-
schnittlicher Betriebszugehörig-
keit ist der Beweis für die geleb-
te soziale Nachhaltigkeit. 

Die Preisträger: Waldbesitzervereinigung Wolfratshausen e. V.,
Waldbesitzervereinigung Holzkirchen e. V. und Parkhotel Eger-
ner Höfe. 

Bodenschutz ist Klimaschutz
2015 ist „Internationales Jahr der Böden“

Bayerns Böden sind besonders wertvoll - für den Menschen,
die Natur und für das Klima. Bodenschutz steht daher im "In-
ternationalen Jahr der Böden" das die UN für 2015 ausgerufen
hat, ganz oben auf der Agenda. Das betonte die Bayerische
Umweltministerin Ulrike Scharf zum Weltbodentag: „Boden-
schutz ist vor allem auch Klimaschutz. Bayerns Böden sind rie-
sige Kohlenstoffspeicher. Sie halten umgerechnet knapp 3 Mil-
liarden Tonnen klimaschädliches Kohlendioxid langfristig und
sicher zurück - viermal so viel wie der jährliche Ausstoß
Deutschlands.“

Insbesondere Moore binden
Kohlenstoff dauerhaft und spei-
chern weltweit doppelt so viel
Kohlenstoff wie im Holz aller
Wälder der Erde zusammen. Al-
lein in den bayerischen Mooren
sind aktuell rund 185 Millionen
Tonnen Kohlenstoff gespeichert.
Um diesen Effekt weiter auszu-
bauen, wird Bayern bis 2020 lan-
desweit 50 Moore renaturieren.
Denn die Renaturierung von Moo-
ren sorgt in Bayern für einen posi-
tiven Klimaeffekt von jährlich et-
wa 25.000 Tonnen CO2-Bindung.
Der Freistaat setzt dafür im laufen-
den Jahr über 2 Millionen Euro
ein. Im kommenden Doppelhaus-
halt ist eine Erhöhung um weitere
1,8 Millionen Euro vorgesehen.

Ein entscheidender Kohlen-
stoffspeicher im Boden ist Hu-

mus. Steigende Temperaturen und
unangepasste Bewirtschaftung
können Abbauprozesse im Boden
beschleunigen. Dadurch könnten
die Humusvorräte in den beson-
ders empfindlichen Böden bis
zum Jahr 2100 um ein Drittel ab-
nehmen. 

Die Aufnahmefähigkeit für
Kohlenstoff würde sich deutlich
reduzieren. Für eine deutschland-
weit einmalige Studie wurden da-
zu knapp 1.500 Bodenproben aus
allen Teilen Bayerns untersucht.
So konnten erstmals die gesamten
Humusvorräte bayerischer Böden
abgeschätzt werden. Die zwei-
jährige Studie wurde vom Landes-
amt für Umwelt in Zusammenar-
beit mit dem Lehrstuhl für Boden-
kunde der TU München erstellt
und vom Bayerischen Umweltmi-

nisterium mit 360.000 Euro finan-
ziert. Scharf: „Bayerns Böden sind
ein Jahrtausendwerk. Sie sind seit
der letzten Eiszeit in den vergan-
genen 10.000 bis 12.000 Jahren
entstanden. Die Studie zeigt klar:
Der Schutz unserer Böden muss in
den Vordergrund rücken. Böden
sind Lebensgrundlage für Men-
schen, Tiere und Pflanzen, schüt-
zen unser Grundwasser und die-
nen der Nahrungsmittelprodukti-

on.“ Es dauert regelmäßig rund
100 Jahre, bis ein Zentimeter neu-
er Oberboden gebildet wird.

In Bayern sind unter dem
Motto „Boden kennen – Boden
nutzen – Boden schätzen – Bo-
den schützen“ im kommenden
Jahr zahlreiche Aktivitäten ge-
plant, darunter ein Themenpa-
villon im Rahmen der Garten-
schau „Natur in Alzenau“ sowie
die Eröffnung eines neuen Bo-
denlehrpfads in Flintsbach/Nie-
derbayern.
Weitere Informationen und
vollständiger Veranstaltungs-
kalender für das Jahr 2015
unter www.boden.bayern.de 

Rhön: Aushängeschild für
nachhaltige Entwicklung in Bayern

Umweltministerin Ulrike Scharf hat jüngst über die Entwicklung
im Biosphärenreservat Rhön berichtet. Dies sei mit seiner einzigarti-
gen Kulturlandschaft ein Aushängeschild für Naturschutz, Öko-Tou-
rismus und nachhaltige Entwicklung in Bayern. 

Mit der Erweiterung des Biosphärenreservats im Jahr 2014 auf rund
1.300 km² im bayerischen Teil - das entspricht knapp der dreifachen
Fläche des Bodensees - wurde eine bayerische Modellregion für Na-
turschutz und nachhaltige Entwicklung realisiert. Dazu betonte Um-
weltministerin Scharf: „Die Erweiterung des Biosphärenreservats
Rhön ist ein Gewinn für Menschen und Natur. Ökologie und Ökono-
mie sind gerade hier keine Gegensätze. Unter dem Prädikat Bio-
sphärenreservat wird wertvolle Natur bewahrt und zugleich werden re-
gionale Wirtschaftskreisläufe gestärkt. Gemeinsam mit den Menschen
in der Region werden wir die Zukunft der Rhön gestalten.“ 

Staatssekretär Füracker:

Staatliche IT
aus einer Hand

„Eine funktionierende IT ist
für die Staatsverwaltung enorm
wichtig. Nutzen wir die große
Chance, die bayerische IT zur
Zufriedenheit der Anwender
gemeinsam zukunftsfähig zu
gestalten“, appellierte Finanz-
staatssekretär Albert Füracker
bei seinem jüngsten Besuch
des IT-Dienstleistungszentrums
in München.

Zum Aufbau des Verwal-
tungs- und Gerichtsrechenzen-
trums im IT-DLZ müssen die
Systemlandschaften der Res-
sorts Finanzen, Arbeit und So-
ziales sowie der Fachgerichts-
barkeiten integriert werden.
Die rund 320 Mitarbeiter be-
treuen circa 2.000 Datenban-
ken mit rund 3.600 Servern.
Die Migration wird vom Fi-
nanzministerium eng begleitet,
hob Füracker hervor: „Der Er-
folg des Projekts ist wesentlich
für den effektiven, sicheren
und zuverlässigen Betrieb der
IT in der gesamten Staatsver-
waltung. 
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Leitfaden des Bayerischen Landesamts für Umwelt:

Umweltschutz
in öffentlichen
Einrichtungen

Umweltschutz in Behörden ist nicht nur wegen seines Verfas-
sungsranges besonders gefordert. Es gilt - bei allen Entscheidun-
gen und behördlichem Handeln - Gemeinwohl und Umweltschutz
ausreichend zu berücksichtigen. Behörden, Städte und Kommu-
nen tragen vor allem bei der Beschaffung und der Vergabe öffent-
licherAufträge, aber auch beim Betrieb ihrer Liegenschaften zum
Erhalt und zur Verbesserung der Lebensgrundlagen bei. 

Der Leitfaden „Umweltschutz
in Behörden“, herausgegeben
vom Bayerischen Landesamt für
Umwelt, bietet für zuständige
Mitarbeiter sowie Umweltbeauf-
tragte der Öffentlichen Hand In-
formationen, Tipps und Hilfe-stel-
lung, wie umweltbewusste Be-
schaffung und umweltgerechtes
Handeln in Behörden rechtssicher
und wirtschaftlich effizient gelin-
gen kann. Öffentliche Auftragge-
ber sind grundsätzlich verpflichtet,
dem wirtschaftlichsten Angebot
den Zuschlag zu erteilen. Behör-
den sind jedoch auch gefordert,
Umweltaspekte und die Betrach-
tung von Lebenszykluskosten bei
der Vergabe öffentlicher Aufträge
zu berücksichtigen. Mit der Um-
setzung europäischer Vorgaben in
nationales Recht wurde der Um-
weltschutz als zu berücksichtigen-
der Aspekt bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge ermöglicht und ge-
setzlich verankert. 

Umweltaspekte 
im Vergabeprozess

Umweltaspekte lassen sich in
allen Phasen eines Vergabever-
fahrens berücksichtigen. Bereits
bei der Festlegung des Auftrags-
gegenstandes besteht die Mög-
lichkeit, eine umweltfreundliche
Alternative zu wählen. In die Lei-
stungsbeschreibung können Um-
weltanforderungen durch techni-
sche Spezifikationen einfließen.
Mittels Eignungsprüfungen darf
bei Bau- und Dienstleistungsauf-
trägen gefordert werden, dass der
Bieter bestimmte Normen für 
das Umweltmanagement erfüllt,
wenn diese für die Auftragsaus-
führung von Bedeutung sind.
Umweltaspekte können zudem
als Zuschlagskriterien in die An-
gebotsbewertung und die Aus-
führung des Auftrages einbezo-
gen werden.

Die wichtigsten Tipps für eine
rechtssichere und effiziente Be-
rücksichtigung von Umweltaspek-
ten im Vergabeprozess lauten: 
1. Nachhaltige Beschaffung in
der Verwaltung verankern: Die
Verankerung einer konsequent
umweltfreundlich ausgerichteten
Beschaffung in der Behörde ist
entscheidend. Nur so lassen sich
die rechtlichen Spielräume im
Vergaberecht nutzen. Jede Be-
hörde sollte interne Regelungen
zur grundsätzlichen Berücksichti-
gung umweltfreundlicher Aspek-
te bei der Beschaffung festlegen.
Benennen Sie Verantwortliche für

umweltfreundliche Beschaffung
bzw. bilden Sie Arbeitsgruppen,
die sich mit dem Thema befassen.
2. Mit kleinen Schritten zum Er-
folg: Beginnen Sie bei einzelnen
Produkten oder Dienstleistungen,
Umweltaspekte in den Vergabe-
prozess zu integrieren. Besonders
eignen sich dafür Produkte wie
energiesparende Bürogeräte, bei
denen der wirtschaftliche Vorteil
umweltfreundlicher Alternativen
klar auf der Hand liegt. 
3. Gute Vorbereitung ist alles: Die
Vorbereitungsphase einer Verga-
be ist ausschlaggebend, um Um-
weltaspekte rechtssicher und effi-
zient in die Vergabe aufzuneh-
men. Dabei gilt es, die Umwelt-
anforderungen für Ausschreibung
und Bewertung klar zu definieren
und Ausschlusskriterien mög-
lichst zu vermeiden.
4. Den Markt analysieren und in-
formieren: Die rechtzeitige Infor-
mation des Marktes über geplante
Auftragsvergaben ermöglicht es
Anbietern, sich auf die geforder-
ten Umweltanforderungen vorzu-
bereiten. 
5. Wirtschaftlichkeit über den ge-
samten Lebenszyklus hinweg be-
trachten: Bei der Vergabe zu Gun-
sten des wirtschaftlichsten Ange-
botes sollten auch Umweltaspek-
te wie Lebenszykluskostenrech-
nungen berücksichtigt werden.
Darüber hinaus können gemein-
same Beschaffungsaufträge, Rah-
menvereinbarungen oder Ener-
gieleistungsverträge dazu beitra-
gen, die durch umweltorientierte
Auftragsvergabe möglichen Ko-
steneinsparungen zu realisieren. 
6. Mitarbeiter informieren und
qualifizieren: Die Berücksichti-
gung von Umweltaspekten in der
Beschaffung ist ein komplexes
Thema. Die Information und
Qualifizierung der Mitarbeiter
sind daher wichtige Bausteine für
ein erfolgreiches umweltfreundli-
ches Beschaffungswesen. Bieten
Sie eigene Schulungen an bzw.
ermöglichen Sie verantwortli-
chen Mitarbeitern die Teilnahme
an Fachschulungen zur umwelt-
freundlichen Beschaffung.
7. Umweltbewusstsein fördern:
Das Wissen um umweltrelevante
Aspekte allein genügt nicht für
funktionierenden Umweltschutz
in Behörden. Vielmehr müssen
alle Beteiligten die nötige Moti-
vation entwickeln, um Hürden
zu identifizieren und aus dem
Weg zu schaffen. Erst dann
kann umweltbewusstes Verhal-
ten gelingen. DK

10. Landshuter Umweltmesse:

Ökologische Plattform
für die Region

Auch 2015 werden der Landshuter Messepark sowie die Flächen
in und um die Sparkassenarena erneut zum Schauplatz für inno-
vative Produkte und Dienstleistungen mit den Schwerpunkten
Natur und Technik, Bauen & Wohnen, Energie und Mobilität so-
wie Gesundheit und Ernährung. Die Landshuter Umweltmesse
zeigt vom 12. bis 15. März bei freiem Eintritt, was Industrie,
Handwerk, Forschung, Handel und Dienstleistung an umwelt-,
klima- und gesundheitsfreundlichen Leistungen offerieren. Dieses
Angebot hat der ganzheitlichen Betrachtungsweise von der Her-
kunft der Rohstoffe über deren Verarbeitung bis hin zur Entsor-
gung standzuhalten.

Neben Ausstellung, Vorträgen
und Vorführungen beinhaltet das
vielfältige Rahmenprogramm
dieser ökologischen Informa-
tions-, Kontakt-, Präsentations-
und Wissensplattform für die ge-
samte Region Kunst- und Kul-
turbeiträge. Ein breites Angebot
an ökologischen Schmankerln
aus der Region und eine unent-
geltliche umweltpädagogische
Kinderbetreuung runden das
Programm ab. 

Ehrenamtliche Organisation

Die hohe Angebotsqualität
der bisher in einzigartiger Weise
ehrenamtlich organisierten und
ohne Steuergelder finanzierten
Landshuter Umweltmesse spie-
gelt sich nicht zuletzt in der
Zahl der Besucher wider: Über
40.000 Gäste informieren sich
laut den Organisatoren Andrea
Lapper und Rudolf Schnur (bei-
de sind geschäftsführende Ge-
sellschafter der gemeinnützi-
gen LA-umwelt GmbH) über
umweltfreundliche Produkte
und Dienstleistungen und neh-
men dafür auch eine weite An-
reise in Kauf. 

„Die Erfolge beruhen auf gu-
ten Partnern, Ausstellern, Me-

Boden- und Gewässerschutz:

Brunner dehnt Modellprojekt
auf ganz Bayern aus

Landwirtschaftsminister Helmut Brunner will den Boden- und Ge-
wässerschutz im Freistaat voranbringen – und hat dazu jetzt eine
in den Landkreisen Traunstein und Rottal-Inn erfolgreich erprob-
te Initiative auf ganz Bayern ausgedehnt.

„Nur wenn Landwirte, Kom-
munen und Fachverwaltungen ge-
meinsam maßgeschneiderte Lö-
sungen erarbeiten, lassen sich Bo-
denerosion und Nährstoffeinträge
in Bäche und Seen nachhaltig ver-
ringern“, sagte Brunner bei einer
Fachtagung in München. Das ha-
be die Initiative „boden:ständig“
der Verwaltung für Ländliche 
Entwicklung während ihrer Test-
phase am Waginger See und am
Rottauensee eindrucksvoll unter
Beweis gestellt.

„Hier sind dank intensiver Zu-
sammenarbeit Mitmachprojek-
te entstanden, die dauerhaft
Fortschritte beim Boden- und Ge-
wässerschutz erwarten lassen“, so
der Minister. Erfolgsgeheimnis sei
eine optimale Arbeitsteilung der
Beteiligten: „Die Landwirte set-

zen auf erosionsmindernde Be-
wirtschaftungsmethoden, die Ge-
meinden sorgen für einen naturna-
hen Zustand der Wasserläufe und
gemeinsam realisiert man Puffer-
systeme wie begrünte Abflussmul-
den und Feuchtflächen“. 

Für eine professionelle Bera-
tung und Begleitung sorgt laut
Brunner die Verwaltung für
Ländliche Entwicklung. Und
zudem gibt es passgenaue staat-
liche Zuschüsse – etwa im Rah-
men des neuen Bayerischen Kul-
turlandschaftsprogramms, das
der Minister gezielt auf den Ge-
wässerschutz ausgerichtet hat.
Schon jetzt ist das Interesse auch
in anderen Landesteilen hoch: 30
Projektgebiete stehen derzeit in
den Startlöchern für „boden:stän-
dig“ – Tendenz steigend.

Hochwasserschutz-Hotspot
Donau wird erlebbar

Der Hochwasserschutz an der Donau kommt mit großen Schritten
voran. Zuletzt haben die Bauarbeiten für die zweite Deichlinie an
der Isar bei Fischerdorf begonnen. Um die Bürger künftig noch
umfassender über die Maßnahmen zwischen Straubing und Vils-
hofen zu informieren, eröffnete die Bayerische Umweltministerin
Ulrike Scharf dazu ein neues Informationszentrum im Schiffmei-
sterhaus Deggendorf. 

Scharf: „Wir setzen beim Hoch-
wasserschutz auf größtmögliche
Transparenz. Deshalb intensivie-
ren wir die Öffentlichkeitsarbeit
am Hochwasserschutz-Hotspot
Donau. Unser Ziel ist, den letzten
freifließenden Abschnitt der Do-
nau als wertvollen Lebensraum zu
erhalten. Gleichzeitig brauchen
wir einen optimalen Hochwasser-
schutz entlang der Wasserstraße.
Dafür werben wir mit dem neuen
Infozentrum.“

Seit 2012 wurden die Bürger
zwischen Straubing und Passau
bereits in über 50 Einzelveranstal-
tungen über den Hochwasser-
schutz und den Erhalt der Donau
informiert. Das neue Informa-
tionszentrum greift nun in ei-
ner Dauerausstellung die The-
men Hochwasserschutz, Schiff-

fahrt sowie den Natur- und Arten-
reichtum an der Donau auf. So ist
die niederbayerische Donau mit
52 Fischarten der artenreichste
Gewässerabschnitt in Bayern. Mit
etwa 135 Brutvogelarten kommen
dort rund 65 Prozent aller bayeri-
schen Arten auf 0,4 Prozent der
Landesfläche vor. Die Kosten für
das Infozentrum betragen rund
280.000 Euro.

In den nächsten zehn Jahren
werden in den Hochwasserschutz
entlang der Donau zwischen
Straubing und Vilshofen rund 600
Millionen Euro investiert. In dem
69 Kilometer langen Abschnitt
sollen die Kommunen vor einem
hundertjährlichen Hochwasser ge-
schützt werden. Zudem wurde das
Wasserwirtschaftsamt Deggendorf
personell deutlich verstärkt.

Umweltministerin Ulrike Scharf eröffnete das neue Infor-
mationszentrum zum Hochwasserschutz an der Donau.

Leitbilder für
Kulturlandschaften

gemeinsam entwickeln
Land(wirt)schaft gestaltet seit jeher Kulturlandschaft
durch die Art der Flächennutzung. Ohne die Beteiligung
der Landwirtschaft als zentralem Wirtschaftszweig im
ländlichen Raum können die Kulturlandschaften nicht
nachhaltig weiterentwickelt werden. 

In Zusammenhang mit anderen Akteuren für ländliche Räume
wollen der Verband der Landwirtschaftskammern (VLK) und der
Bund Heimat und Umwelt (BHU) die Wahrnehmung und Wert-
schätzung von Kulturlandschaftsgestaltern in Prozessen der
Raumordnung beratend und beispielgebend begleiten.

Im Rahmen des BMEL-Zukunftsforums ländliche Entwicklung
schafften VLK und BHU in ihrer Begleitveranstaltung eine Dis-
kussionsplattform für Vertreter aus Forschung, Raumordnungspla-
nung, Heimatvereinen und landwirtschaftlicher Praxis. Sie stellten
heraus, dass informelle Instrumente der Regionalplanung, wie die
von der Ministerkonferenz für Raumordnung geforderten Leitbil-
der, nur dann nachhaltig umgesetzt werden können, wenn alle Be-
troffenen sich in die Leitbildentwicklung und die Handlungsstrate-
gien einbringen können. Vernetzung und Kommunikation sind hier-
für notwendig. Die Landwirtschaft als einen planungsrelevanten
Akteur einzubinden, hat unter anderem der Bund mit seiner avisier-
ten MORO-Studie angekündigt. 
Nähere Infos unter www.landwirtschaftskammern.de 
sowie unter www.bhu.de

dien – ohne sie wäre es keine
Erfolgsgeschichte geworden“,
betont Schnur. Landshuts Ober-
bürgermeister Hans Rampf wie-
derum lobt die bisherige Orga-
nisation auf ehrenamtlicher Ver-
einsbasis und gibt folgendes
klare Bekenntnis ab: „Die Stadt
Landshut will eine Zukunft für
die Umweltmesse herstellen.“

Unternehmen 
als Multiplikatoren

Für Bayerns Umweltministe-
rin Ulrike Scharf, die die
Schirmherrschaft für die Lands-
huter Umweltmesse übernom-
men hat, zeigt die Veranstaltung,
dass Industrie, Handwerk, For-
schung, Handel und Dienstleis-
tungen eine ganze Menge zu bie-
ten haben, wenn es um Ressour-
censchonung und Zukunftsver-
antwortung geht. Dabei sei die
Rolle der Unternehmen als Mul-
tiplikator besonders bedeut-
sam: Durch gezielte Informati-
on über nachhaltige Produkte
könnten sie die Entscheidun-
gen von Konsumenten positiv
beeinflussen – eine Verantwor-
tung, derer sich die Aussteller
der Landshuter Umweltmesse
bewusst seien. DK
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Bayerisch’s Blechle!
Musiker der Chiemgauer Bläsercombo LaBrassBanda 

spielen auf Instrumenten der genossenschaftlichen Miraphone aus Waldkraiburg

Sie heißen Pulsea, Venus, Vinka, Waschel oder Vindra. Sie kauen
gemächlich vor sich hin, schnauben durch die Luft und graben ih-
re Mäuler in Heuhaufen. Und hin und wieder gibt die ein oder an-
dere ein kräftiges „Muh“ von sich. Dass es sich hier um Kühe han-
delt, ist nicht besonders erwähnenswert. Aber mit dem eigenen
Gemuhe auf einem Tonträger verewigt zu sein, dürfte nicht auf je-
des Fleckvieh zutreffen. Die Wiederkäuer mit den etwas exotisch
klingenden Namen sind nämlich auf dem aktuellen Album „Kiah
Royal“ der bayerischen Blechbläsertruppe „LaBrassBanda“ zu
hören. Und nicht nur das: Man findet sie auch auf den Fotos im
Beiheft der CD, zwischen den Bildern der Musiker. Ganz so, als
gehörten sie zur Band.

Tatsächlich waren die Kühe
aber nur Beiwerk bei den Album-
aufnahmen, die die Gruppe in ei-
nem Stall in ihrer Heimat ge-
macht hat. Die Lieder haben dann
doch die Musiker aus dem
Chiemgau eingespielt. Zu den In-
strumenten, die auf der Platte zu
hören sind, gehören auch solche
der Miraphone eG, die Mitglied
des Genossenschaftsverbands
Bayern (GVB) ist. Die Genossen-
schaft stellt seit über 60 Jahren
hochwertige Blechblasinstrumen-
te her. Zu ihrem Kundenkreis
zählen unter anderem professio-
nelle und renommierte Klassik-
und Jazz-Musiker aus der ganzen
Welt. Und seit ein paar Jahren
auch LaBrassBanda. So kam es,
dass die Miraphone auf dem Al-
bum der Band verewigt ist: So-
wohl akustisch auf der CD, als
auch im Beiheft, in dem sich die
Band für die Zusammenarbeit be-
dankt.

Prototypen 
weiterentwickelt

Wenn man so will, ist diese Ko-
operation schon im Namen der
Band angelegt: Denn „Brass“ be-
zeichnet einen Musikstil, der sich
vom englischen Wort für Messing

ableitet – dem Grundmaterial für
Blechblasinstrumente. Die Zu-
sammenarbeit begann vor ein
paar Jahren, als ein Mitarbeiter
des Unternehmens mit Front-
mann Stefan Dettl ins Gespräch
kam. Der Trompeter habe sich
über den Zustand seines alten In-
struments beklagt, erzählt Mira-
phone-Vorstand Christian Nieder-
maier. Daraufhin entwickelte die
Firma gemeinsam mit dem Musi-
ker einen Prototyp einer Hoch-
Es-Trompete mit Drehventilen.
„Das Miraphone-Design hat ihm
zugesagt und er ist bis jetzt sehr
zufrieden“, sagt er. Mit dem In-
strument steht Dettl auf der Büh-
ne, wenn er mit seiner Gruppe
dem Publikum einheizt.

Ein Unikat

Ähnlich lief es bei Stefan Hu-
ber, auch „Huaba“ genannt, dem
Tubisten von LaBrassBanda.
Niedermaier traf ihn bei einem
Konzert im Frühjahr 2014. Auch
er beklagte sich über die schlech-
te Qualität seines Instruments. Da
erzählte ihm Miraphone-Vorstand
Niedermaier von dem Prototyp
eines Helikons. Dabei handelt es
sich um eine Variante einer Tuba,
von der das Unternehmen ein

Muster für eine spätere Weiter-
entwicklung vorgesehen hatte.
Und so kam es, dass die Genos-
senschaft erneut zusammen mit
einem LaBrassBanda-Musiker an
einem Instrument arbeitete. „Bei
Stefan war es Zufall, dass es so
schnell gegangen ist. Da hat es
von Anfang an gepasst“, sagt Nie-
dermaier. So gesehen hat der Tu-
bist bei diesem Blechblasinstru-
ment Entwicklungsarbeit gelei-
stet und hält damit ein Unikat in
Händen. Das ist auch deshalb be-
sonders, weil es nicht mehr viele
Hersteller solcher Instrumente
gibt.

Was das Helikon
besonders macht

Von einer gewöhnlichen Tuba
unterscheidet sich das Helikon
durch die Bauweise: Es eigne
sich besonders gut zum Spielen
im Stehen, weil das Gewicht an-
ders auf den Körper wirke, erklärt
Stefan Huber. Er spricht aus Er-
fahrung, denn er spielt schon seit
13 Jahren Tuba. Auch beim Ton
gebe es Unterschiede: „Der
Klang ist zentrierter, es ist leichter
zum Anspielen und der Klang
projiziert besser“, erklärt der Mu-
siker fachmännisch. Zwar glänzt
und blitzt es nicht so wie die In-
strumente im Ausstellungsraum
der Miraphone. Dem Klang tut
das aber keinen Abbruch.

Satter Klang

Das beweist Huber zusammen
mit seinem Bandkollegen, dem
Posaunisten Manuel Winbeck,
auch „Wimpe“ genannt, mit dem
er zu Besuch in Waldkraiburg ist.
Während des Gesprächs mit dem
„Profil“-Team schnappt sich die-
ser eine der ausgestellten Posau-
nen und stimmt mit „Huaba“ das
Stück „Autobahn“ an, einer der
rasanten Klassiker und ein fester
Bestandteil der Live-Auftritte.
Obwohl sie nur zu zweit sind, fül-
len die beiden den Raum mit ei-
nem satten Blechblas-Klang. Sie
ergänzen sich gegenseitig zu dem
typischen stakkatoartigen und en-
ergischen LaBrassBanda- Sound:
Tubist Huber lässt mit seinem
Helikon die Basstöne hüpfen,
während sein Musikerkollege den
helleren Klang seiner Posaune
dazwischen einwirft. Kurz darauf
geht Winbeck in die Melodie
über, die Ansätze der Töne wer-
den länger und gemeinsam lassen

sie das Stück wieder ausklingen.
Bei den Live-Auftritten hat

Winbeck, der seit 18 Jahren
spielt, allerdings keine Mirapho-
ne-Posaune dabei. Er besitzt aber
ein Tenorhorn des Waldkraibur-
ger Unternehmens. Dessen In-
strumente seien vor allem für Tu-
bisten interessant, meint er. Und
bei manchen Musikergruppen,
wie zum Beispiel Trompetern,
könne die Auswahl recht lang-
wierig sein: „Die suchen ihr
ganzes Leben lang nach dem
richtigen Instrument“, sagt Win-
beck.

Möglicherweise werden sie bei
Live-Auftritten der Band fündig,
denn im Publikum gibt es auch
Blechblasmusiker. „Es passiert
schon immer wieder, dass die
Zuhörer nachfragen, was wir für
Instrumente haben“, sagt Win-
beck. „Es kommt aber auf die Ge-
gend an, in der wir spielen.“ Im
Allgäu oder in Oberösterreich,
wo es viele Blasmusiker gibt,
komme es öfter vor. In Städten
wie München passiere es hinge-
gen eher selten, erklärt der Posau-
nist. Unabhängig davon meint
sein Bandkollege Huber: „Wenn
man Blasmusik macht, kennt
man Miraphone, gerade im tiefen
Blech.“

Gern gesehene Gäste

Nichtsdestotrotz kommt die
Bekanntheit von LaBrassBanda
der Genossenschaft nicht ungele-
gen. Besonders über ihre Online-
kanäle wie Facebook oder Twitter
erhält das Unternehmen für die
Fotos mit den Musikern zahlrei-
che Gefällt-mir- Klicks. Und bei
einer Schulklasse, die im vergan-
genen Sommer das Miraphone-
Werk besichtigte, gab es leuch-
tende Augen, als die Schüler den
Musikern begegneten und sich
Autogramme holten.

Denn sie sind keine unbekann-
ten Gäste in Waldkraiburg. Beim
Rundgang durch die Produktions-
hallen wirkt der Besuch der Mu-
siker wie ein Wiedersehen mit
alten Bekannten: Stefan Huber
unterhält sich mit den Mitar-
beitern und bespricht mit ih-
nen, wo man noch an seinem
Helikon feilen könnte. Doch
auch wenn der Umgang mit-
einander sehr vertraut ist: Für
die Beschäftigten der Mirapho-
ne ist prominente Kundschaft
immer interessant: „Da ist jeder
in der Firma stolz, der an den
Instrumenten arbeitet, weil es
wegen der Bekanntheit natürlich
was Besonderes ist“, macht Vor-
stand Niedermaier deutlich.

Johannes Froschmeir, 
Genossenschaftsverband

Bayern e.V. / Annett Schug

Stefan Huber (l.) und Manuel Winbeck zeigen im Ausstel-
lungsraum der Miraphone, wie die Instrumente der Genossen-
schaft klingen.

Wie versorge ich
meine Mutter?

Vor fünf Jahren brachten Stadt und Landkreis 
Würzburg den Pflegestützpunkt auf den Weg

Würzburg. Endlich hatte Karin Heinrich (Name geändert) ein-
mal darüber sprechen können, wie weh es ihr tut, dass sie sich
nicht um ihre Mutter kümmern kann. 85 Jahre ist ihre Mutter
alt. Sie leidet an Parkinson-Demenz, stürzte schon mehrfach
und zieht sich zunehmend zurück. Die Seniorin lebt in Mün-
ster, woher Karin Heinrich ursprünglich stammt. Eine Berate-
rin im Pflegestützpunkt für die Region Würzburg (PSP) über-
legte mit ihr zusammen, wie man der Mutter von Würzburg
aus helfen könnte.

Die Menschen, die in den
Pflegestützpunkt kommen, er-
zählen oft von schwierigsten Si-
tuationen und Entscheidungen.
Plötzlich stellt der alte Vater al-
lerlei „Blödsinn“ an, er kauft
zum Beispiel an der Haustüre
Zeitschriften, die er nie und
nimmer liest. Doch kann man
ihn einfach „entmündigen“? Für
große Aufregung sorgt es auch
immer, wenn der Medizinische
Dienst der Krankenkassen
kommt, um einen Patienten ein-
zugruppieren. Nicht selten
wehrt sich der Senior dagegen,
fühlt er sich doch wie in einer
Examenssituation. Die Berater
des Pflegestützpunktes helfen,
den MDK-Besuch gut vorzube-
reiten.

Dass sie vor einem Jahr den
Mut gefunden hatte, einmal al-
les zu erzählte, was sie belaste-
te, darüber ist Karin Heinrich
heute sehr froh. Mehrmals such-
te sie seit Februar 2014 den
Pflegestützpunkt auf. Mit im-
mer neuen Themen - denn die
Situation ihrer Mutter ändert
sich permanent.

Hilfe durch Pflegeberater

Mit Hilfe des Pflegestütz-
punktes konnte Heinrich im
März 2014 eine Kurzzeitpflege
für die Mutter organisieren. Im
Sommer ließ sie sich im Vorfeld
eines MDK-Besuchs ausführ-
lich beraten. Leider erhielt die
Mutter dennoch keine Pflege-
stufe. Das wollte Karin Hein-
rich jedoch nicht hinnehmen.
„Einer unserer Pflegeberater
half ihr, einen Widerspruch zu
formulieren“, so PSP-Koordi-
natorin Sabine Seipp.

Aufmerksame Zuhörer

Wenn Außenstehende längst
die Geduld verlieren, hören die
Pflegeberater des Stützpunktes
noch immer aufmerksam zu.
Sie fragen nach, klären kompli-
zierte Situationen und lotsen
durch den immer undurchdring-
licheren Dschungel des Unter-
stützungssystems im Pflegefall.
Fünf Jahre ist es her, dass sich
Stadt und Kreis Würzburg bei
der AOK Bayern um die Errich-
tung eines Pflegestützpunktes
bewarben.

Der Antrag ging durch, Räu-
me wurden gesucht, im Dezem-
ber 2011 konnte die persönliche
Beratung starten. Heute wenden
sich jedes Jahr mehr als 1.500
Menschen an den Pflegestütz-
punkt. Wer mag, kann sich auch
anonym beraten lassen.

Sorgen, Angst, Kummer - al-
les kann in den Beratungsge-
sprächen thematisiert werden.
Die Berater sind speziell für den
Dienst im PSP ausgebildet. Das
Team setzt sich aus Mitarbeitern
von Stadt und Landkreis, Kran-
ken- und Pflegekassen sowie
Beratern des Vereins Halma zu-
sammen.

Viele Fragen

Die Themenpalette ist rie-
sig. Da gibt es Angehörige, die
noch gar keine Idee haben,
wie sie die ambulante Pflege
für den immer gebrechlicheren
Vater oder die demente Mutter
organisieren können. Nicht
selten kommt die Frage auf,
ob denn die Wohnung so ange-
passt werden kann, dass der
Pflegebedürftige darin klar-
kommt. Auch Reha und Hilfs-
mittelversorgung sind wichti-
ge Themen. Außerdem geht es
nicht selten darum, was zu tun
ist, wenn Widerspruchsfristen
verstrichen sind. Schließlich
vermitteln die Berater Kontakt
zu Selbsthilfegruppen und
Pflegeeinrichtungen.

Bewährte Einrichtung

Manche etablierte Beratungs-
stelle war empört, als der Ge-
setzgeber beschloss, Pflege-
stützpunkte einzurichten. Man
befürchtete Konkurrenz. Für
Sabine Seipp und Alexander
Schraml vom Landkreis Würz-
burg sowie Roland Lörner von
der AOK hingegen hat sich der
Pflegestützpunkt bewährt. „Hier
werden Menschen vollkommen
neutral beraten“, betont Sabine
Seipp. Und niemand, unter-
streicht Schraml, müsse Angst
haben, vom Hilfesystem „ver-
einnahmt“ zu werden.

Bayernweit
neun Stützpunkte

Nicht überall in Bayern ist
man so weit wie in Würzburg.
Das politische Ziel, bis Ende
2010 insgesamt 60 Pflegestütz-
punkte einzurichten und sukzes-
sive für eine flächendeckende
Etablierung zu sorgen, scheiter-
te. „Bisher gibt es bayernweit
neun Stützpunkte“, weiß Lör-
ner. Sechs davon sind in Unter-
franken etabliert.

Der Pflegestützpunkt befindet
sich in der Bahnhofsstraße 11.
Weitere Informationen unter
http://www.pflegestuetzpunkt-
wuerzburg.info oder Tel.: 0931-
20781414. Pat Christ

Landkreis Bayreuth:

Fußstapfen 
im Jahresbericht

Im Rahmen einer Pressekonferenz hat Landrat Hermann
Hübner offiziell den Jahresbericht 2014 des Landkreises Bay-
reuth vorgestellt. Neben Aussagen zu wichtigen Themen des
abgelaufenen Jahres wie Asylproblematik, Windkraftanlagen,
Stromtrasse, ÖPNV, Therme Obernsees sowie  Aussagen zur
Energiewende und dem Klimaschutz äußerte sich der Land-
kreischef unter anderem  auch zur Anstellung von Jugendpfle-
gern in den Gemeinden sowie zur Entwicklung eines senioren-
politischen Gesamtkonzepts. 

Wie im Jahresbericht darge-
stellt, konnte das vom Freistaat
Bayern mit insgesamt 140.000
Euro in einem Zeitraum von
drei Jahren geförderte Modell-
projekt „Bedarfsgesteuerte Ver-
kehre im Mittelbereich Pegnitz“
erfolgreich gestartet werden. Im
Rahmen dieses Modellversu-
ches sollen belastbare Erfah-
rungswerte gewonnen werden,
inwieweit taktgebundene Be-
darfsverkehre (Anruf-Linien-
Taxi) in dünn besiedelten Räu-
men unter verkehrlichen und
wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten eine (bislang noch uner-
probte) Mobilitätsalternative
darstellen.

Die ersten Ergebnisse zeigen
laut Hübner, dass die relativ
dichte Fahrplanstruktur gut an-
genommen wird. Dies gelte
gleichermaßen für die erstmals
an Wochenenden eingerichteten
Nahverkehrsangebote, die ins-
besondere von Tagesausflüglern
aus dem VGN-Gebiet zuneh-
mend genutzt werden. Mit einer
Werbeoffensive sollen noch
breitere Bevölkerungsgruppen
auf das Angebot aufmerksam
gemacht werden. Zur Bahn-
strecke Warmensteinach machte
der Landkreischef deutlich, dass
bis spätestens Mai 2015 Klar-
heit darüber herrschen müsse,
ob eine Sanierung des Strecken-
abschnitts von Weidenberg in
Betracht kommt.

Um eine Attraktion reicher ist
nach Hübners Worten seit Au-
gust 2014 die Therme Obern-
sees. Zu Beginn der Sommerfe-
rien konnte eine Breitrutsche
unter freiem Himmel einge-
weiht werden. Außerdem wurde
im Innenbereich eine neue
Kleinrutsche installiert. Die
Baukosten, die sich für beide
Maßnahmen auf 590.000 Euro
belaufen, werden mit 360.000
Euro bezuschusst. Die Rutschen
sind Teil eines Entwicklungs-
konzeptes, das 2010 erarbeitet
wurde, um den Rückgang der
Besucherzahlen aufzuhalten.
Bereits 2013 konnte durch eine
neue Panoramasauna mit Natur-
badeteich und mit der Erweite-
rung der Wohnmobilstellplätze
die Attraktivität der Therme
deutlich spürbar gesteigert wer-
den.

Gutes Verhältnis ausbauen

Wie Hübner ausführte, liege
ihm sehr daran, das gute Ver-
hältnis zur Stadt Bayreuth wei-
ter auszubauen und das inter-
kommunale Miteinander zu
stärken. Es gelte, das breite Auf-
gabenspektrum des Regional-
managements für Stadt und
Landkreis Bayreuth zu intensi-
vieren. Dieses sei u. a. lokaler
Netzwerkpartner des MINT-Netz-
werks in der Region Bayreuth
mit dem Ziel eines mathema-

tisch-naturwissenschaftlich-
künstlerischen Forscherhauses
und der Stiftung „Haus der klei-
nen Forscher“.

Für die im kommenden Jahr
stattfindende Landesgarten-
schau ist Hübner zufolge eine
gute Kooperation beider Ge-
bietskörperschaften unabding-
bar. Die Landesgartenschau
Bayreuth 2016 werde dabei
zum Anlass genommen, um auf
Gärten der Region und auf land-
schaftliche, kulturräumliche
und kulturhistorische Potenziale
der Region aufmerksam zu ma-
chen. Im Mittelpunkt stünden
die herausragenden Blicke in
parkähnliche Naturräume, die in
thematischem Zusammenhang
gebracht, erlebbar gestaltet und
verknüpft werden. Über die
Blickbeziehung von Bayreuth
(Siegesturm), über die Neubürg,
den Wachstein und den Plan-
kenstein bis nach Oberaufseß
und Hollfeld würden Themen-
räume entwickelt. 

Was die Finanzlage anbe-
langt, so bleibt diese bei vielen
Gemeinden im Landkreis ernst,
machte Hübner deutlich. Die
gute Wirtschaftsentwicklung
der vergangenen Jahre lasse die
Steuereinnahmen des Bundes
und der Länder weiterhin an-
steigen. Es gebe jedoch starke

Unterschiede, was die aktuelle
finanzielle Lage der Kommu-
nen angeht. Manche befänden
sich in einer Negativspirale, in
der Ausgaben schneller steigen
als Einnahmen und somit Geld
für längst notwendige Investi-
tionen fehlt. Wichtige Infra-
strukturmaßnahmen könnten oft
nur über den Preis einer weite-
ren Verschuldung durchgeführt
werden oder es wird weiterhin
von der bestehenden Substanz
gezehrt. Beinahe der Hälfte der
Gemeinden im Landkreis sei es
nicht möglich, den jährlichen
Haushalt aus eigener Kraft aus-
zugleichen. 

Die Gesamtverschuldung der
Gemeinden stieg auf über 162
Mio. Euro. Trotz positiver Fi-
nanzierungssalden sei vielerorts
keine wesentliche Rückführung
der Kassenkredite zu erwarten.
Um ihre Infrastruktur zu erhal-
ten und neuen Leistungsanfor-
derungen gerecht werden zu
können, benötigen Gemeinden
mit kritischer Haushaltssituati-
on laut Hübner finanzielle Un-
terstützung von Bund und Land.
Zehn Kommunen hätten dafür
einen Antrag auf Gewährung
von Bedarfszuweisungen ge-
stellt, um unter strengen Vorga-
ben die sog. Stabilisierungshilfe
zu erhalten. DK
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EuRegio Salzburg – Berchtesgadener Land – Traunstein:

EU-Förderprogramm im
bayerisch-österreichischen

Grenzraum
Bereits seit Mitte der 90er-Jahre unterstützt die Europäische 
Union die grenzüberschreitende Zusammenarbeit über das
Programm INTERREG, und dies auch im bayerisch-öster-
reichischen Grenzraum von Passau bis zum Bodensee. Dieser
Raum ist auch mehr oder weniger lückenlos mit Euregios und
grenzüberschreitenden Kooperationsformen abgedeckt. An-
lass genug, um die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer
der Euregios in Freilassing, dem Sitz der Geschäftsstelle der
EuRegio Salzburg – Berchtesgadener Land – Traunstein, über
die Inhalte des neuen Programms zu informieren, mit ihnen
aber auch die Anforderungen und die Umsetzungsmöglichkei-
ten zu diskutieren. 

Markus Gneiß vom Amt der
Oberösterreichischen Landesre-
gierung und Leiter der Pro-

gramm-Verwaltungsbehörde
sowie Matthias Herderich vom
Bayerischen Wirtschaftsmini-

sterium stellten die Inhalte des
neuen INTERREG V A-Pro-
gramms Österreich/Bayern vor.

Struktur und Inhalte

Das Programm wurde als ei-
nes der ersten in Europa am 3.
Dezember 2014 von der Eu-
ropäischen Kommission geneh-
migt und auch der Begleitaus-
schuss als Entscheidungsgremi-
um für die Projekte ist mittler-
weile offiziell eingesetzt. Vor-
gestellt wurden insbesondere

die Struktur und die Inhalte des
Kooperationsprogramms sowie
der aktuelle Stand der Förder-
fähigkeitsregeln. Die EFRE-
Kofinanzierungsrate soll 75
Prozent betragen, mit Ausnah-
me des Spezifischen Ziels 1, in
dem es um den Auf- und Aus-
bau grenzüberschreitender For-
schungs-, Entwicklungs- und
Innovationskapazitäten im Hoch-
schulsektor und bei Kompetenz-
zentren geht; hier werden es 
85 Prozent sein.

Offizieller Startschuss

Mit einer Auftaktveranstal-
tung am 16. April 2015 in Ro-
senheim soll der offizielle
Startschuss für das Programm
fallen, und ab dann sollen auch
die ersten Antragstellungen
möglich sein.

Ein erster Begleitausschuss
für Projektgenehmigungen ist
für Mitte Juli angesetzt. Das
neue Kooperationsprogramm
INTERREG V A Österreich-
Deutschland/Bayern für die Pe-
riode 2014-2020 sowie weitere
Detailinformationen und ein
Formular zur Projektskizzie-
rung finden sich auf der Pro-
gramm-Homepage www.inter-
reg-bayaut.net. 

Für die Euregios wichtig ist
dabei, dass es auch zukünftig
wieder die Möglichkeit zur Be-
antragung von Kleinprojekten
(bis zu 25.000 Euro Gesamtko-
sten) gibt und dass über die Ein-
führung von Pauschalen ver-
sucht wird, den Aufwand für die
Abrechnung der Projekte zu re-
duzieren.

Ansprechpartner

Die Euregio-Geschäftsstellen
stehen gemeinsam mit den Re-
gionalen Koordinierungsstellen
allen Akteuren in der grenzü-
berschreitenden Zusammenar-
beit als Ansprechpartner zur
Verfügung, um über das neue
Programm zu informieren, aber
auch um gemeinsam grenzüber-
schreitende Projekte zu ent-
wickeln – von der Idee über die
Antragstellung und Umsetzung
bis hin zur Abrechnung.

Bilanzveranstaltung des Landkreises Passau:

„Gesunder Landkreis,
gesunde Gemeinde“

Sehr gut vertreten waren die Gemeinden des Landkreises Pas-
sau bei der Abschlussveranstaltung „Gesunder Landkreis – ge-
sunde Gemeinde“ in Hauzenberg. Knapp 100 Gäste hatten
sich dort eingefunden, um über Ergebnisse und Erfahrungen
informiert zu werden. 

Nach den einführenden Worten
von Hauzenbergs Bürgermeiste-
rin Gudrun Donaubauer ist Ge-
sundheit „ein Mega-Thema, das
uns auf vielen Ebenen beschäf-
tigt“. Ihre Stadt war nach Fürsten-
zell, Aldersbach und Aidenbach
die vierte Landkreis-Kommune,
die an dem zweijährigen Projekt
teilnahm. „Es geht dabei um Le-
bensqualität in allen Lebenspha-
sen“, unterstrich die Rathausche-
fin. An diesem Anspruch ändere
sich auch nach Beendigung der
Pilotphase nichts. Donaubauer
äußerte die Bitte und Hoffnung,
„dass dies nur eine Zwischen-,
keine Abschlussbilanz ist“.

Wie Landrat Franz Meyer er-
läuterte, sind Gesundheitsbewus-
stsein und Gesundheitserziehung
gerade auf kommunaler Ebene
unabdingbar notwendig, „denn
hier erreichen wir die Menschen,
hier sind wir unmittelbar bei ihrer
Lebenswirklichkeit“. Gerade die-
se Ausrichtung auf den Alltag sei
ein besonderes Qualitätsmerkmal
des Modellprojekts „Gesunder
Landkreis – Gesunde Gemein-
de“, das der Landkreis Passau als
einziger niederbayerischer Land-
kreis umgesetzt habe.

GanzheitlicherAnsatz

Landrat Meyer bezeichnete
kommunale Gesundheitsförde-
rung als wichtige Aufgabe der
kommunalen Familie. „Gerade
deswegen ist es mir wichtig, dass
sich im Rahmen dieser Aufgaben-
stellung auch unsere Initiativen zu
Klimaschutz und Seniorenpolitik
ebenso vernetzen wie unser Ex-
pertengremium ‚Forum Zukunft‘
und auch die wichtigen Regional-
initiativen im LEADERVerbund“.
Der Landkreis Passau verfolge
hier einen „ganzheitlichen Ansatz
ohne Parallelstrukturen“.

Um weiter alle Möglichkeiten
der Weiterentwicklung auszulo-
ten, wird der Landkreis Passau
Meyer zufolge als nächsten Schritt
am Programm „Gesundheitsre-

gion plus“ teilnehmen. „Und
auch dabei gehen wir konsequent
den Weg von Maßnahmen, die
aus der Praxis für die Praxis wir-
ken.“ 

Ziel sei daher eine Geschäfts-
stelle am Gesundheitsamt, die fol-
gende drei Themenschwerpunkte
bündelt und koordiniert: 1.Die me-
dizinische Versorgung im Land-
kreis weiter optimieren, 2. Ge-
sundheitsförderung und Präven-
tion noch mehr stärken, 3. Gesun-
de Gemeinden betreuen und wei-
tere unterstützen.

Dabei werde die Gesundheits-
branche, die im Passauer Land
besondere und europaweit aner-
kannte Bedeutung hat, auch als
wichtiger Standortfaktor betrach-
tet, unterstrich der Landkreischef.
Nach seinen Ausführungen ist die
bayerische Gesundheitswirtschaft
ist mit einer Bruttowertschöpfung
von rund 50 Milliarden Euro und
mit 875.000 Beschäftigten eine
ökonomisch sehr bedeutende
Branche und einer der größten
Arbeitgeber in Bayern. Die Ge-
sundheitswirtschaft im Freistaat
erzielte 2011 eine Wachstumsrate
von 5 Prozent, also etwa das Dop-
pelte des bundesweiten Durch-
schnitts. 

Diese Zahlen ließen sich auf
den Landkreis Passau übertragen,
„wo unter anderem die Bäderre-
gion und unsere Gesundheitsein-
richtungen ein in Bayern einzig-
artiges Profil als Gesundheits-
standort bilden“. Da es aber
nichts gebe, was sich nicht noch
verbessern ließe, zeichne sich das
Programm „Gesundheitsregion
plus“ der Staatsregierung dadurch
aus, dass es die Optimierung der
medizinischen Versorgung gerade
im ländlichen Raum ganz beson-
ders in den Mittelpunkt rückt.
Dies decke sich unmittelbar mit
einem der Hauptziele der Ge-
sundheitspolitik im Landkreis.
Meyer: „Sie sehen, es gibt also
noch viel zu tun – wir packen es
gemeinsam mit unseren Ge-
meinden an!“ DK

Huml startet
„Gesundheitsregionen plus“

Gesundheitsministerin Melanie Huml hat die Aktion „Gesund-
heitsregionen plus“ gestartet. Damit wird die Zusammenarbeit
in Gesundheitsfragen in den Städten und Landkreisen ver-
stärkt unterstützt. Anlässlich des Beginns der Bewerbungs-
phase für eine entsprechende Förderung betonte die Politike-
rin: „Ziel ist, alle Beteiligten am Gesundheitswesen vor Ort
stärker zu vernetzen. Denn somit kann die Gesundheitsvor-
sorge und die medizinische Versorgung der Menschen weiter
verbessert werden.“

Konkret werden Landkreise und kreisfreie Städte, die künftig
„Gesundheitsregionen plus“ bilden, durch das Staatsministerium
für Gesundheit und Pflege bis Ende 2019 mit bis zu 250.000 Euro
unterstützt. Huml unterstrich: „Ein wichtiges Ziel der bayerischen
Gesundheitspolitik ist es, den Menschen eine gesundheitsförderli-
che Lebensweise näherzubringen. Ich will außerdem eine best-
mögliche medizinische Versorgung in ganz Bayern– ohne lange
Anfahrtswege!“ Die Ministerin fügte hinzu: „Dazu braucht es pass-
genaue Lösungen, die Rücksicht auf die regionalen Besonderheiten
nehmen. Deshalb wollen wir die Zusammenarbeit aller Beteiligten
am Gesundheitswesen vor Ort noch besser fördern. Ganz besonders
gefragt ist hier die Kommunalpolitik.“

Huml bekräftigte: „Mit unseren ‘Gesundheitsregionen plus’ sol-
len auch die unterschiedlichen Stärken und Besonderheiten der ein-
zelnen Regionen weiterentwickelt werden - zum Wohle der Men-
schen in dieser Region. Dabei sollen alle eingebunden werden, die
vor Ort eine wesentliche Rolle bei der gesundheitlichen Versorgung
und Prävention wahrnehmen.“

Ein vom jeweiligen Landrat oder Oberbürgermeister geleitetes
Gesundheitsforum übernimmt Planung und Steuerung der „Ge-
sundheitsregion plus“. Die Organisation und Koordination in-
nerhalb sowie zwischen den „Gesundheitsregionen plus“ über-
nimmt dann eine dafür eingerichtete Geschäftsstelle. Daneben
sollen sich Arbeitsgruppen vertieft mit den vor Ort drängenden
Fragen zu Gesundheitsförderung, Prävention und Gesundheits-
versorgung befassen.

Gemeinsam mit den Regionalen Koordinierungsstellen informierten Markus Gneiß vom Amt
der Oberösterreichischen Landesregierung (Leiter der Programm-Verwaltungsbehörde, 5. v. l.)
und Matthias Herderich (Bayerisches Wirtschaftsministerium, 4. v. l.) die Geschäftsführer der
bayerisch-österreichischen Euregios in Freilassing über die Modalitäten des neuen INTERREG V-
Programms für den österreichisch-bayerischen Grenzraum.

Schwitzen statt sitzen
Straftäter aus der Region Würzburg leisten gemeinnützige Arbeit

Würzburg. Es dauert, bis die Sache „gegessen“ ist: Nicht sel-
ten sind Straftäter aus der Region zwei Jahre lang damit be-
schäftigt, die ihnen aufgebrummten Stunden abzuleisten. Das
liegt weniger an dem Ausmaß der Strafe als vielmehr daran,
dass die Klienten oft krank und sehr unzuverlässig sind, sagt
Jutta Arens von der Würzburger Aktionsgemeinschaft Soziali-
sation (AGS). Rund 440 Straftäter aus dem Landgerichtsbe-
zirk Würzburg wurden von ihr und ihren Kolleginnen 2014
betreut.

Für Florian Reim (Name
geändert) ist das Ende seines
Arbeitseinsatzes fast in Sicht.
„Mitte des Jahres wird er wahr-
scheinlich fertig sein“, bestätigt
Jutta Arens. Der 32-Jährige ver-
kaufte über eBay Sachen, die er
gar nicht besaß. Wegen Betrugs
muss er seit Herbst 2013 insge-
samt 200 Stunden gemeinnützig
ableisten.

200 Stunden

Das ist echt eine ganze Men-
ge, stellte Reim fest. Am An-
fang schaute es noch so aus, als
würde es mit dem Abarbeiten
ruckzuck gehen – entsprechen
doch 200 Arbeitsstunden, legt
man eine reguläre 40-Stunden-
Woche zugrunde, gerade einmal
fünf Arbeitswochen. Doch kaum
einer der Klienten von Jutta
Arens ist imstande, 40 Stunden
in der Woche zu arbeiten.

Auch Florian Reim, der kei-
nen Beruf erlernt hat und stets
nur phasenweise jobbend seine
Existenz sichert, ging es immer
wieder so schlecht, dass er nur
für wenige Stunden oder gar
nicht zur Arbeit gehen konnte.
Zwischendurch hatte er außer-
dem einen Job bei einer Zeitar-
beitsfirma, weshalb das Projekt
„Schwitzen statt Sitzen“ kurz-
fristig ausgesetzt wurde.

„Nach einem Vierteljahr wur-
de er allerdings schon wieder

entlassen“, berichtet Jutta
Arens. Danach rührte sich Flori-
an Reim eine Weile nicht bei
ihr. Irgendwie hoffte er, man
würde vergessen haben, dass
noch immer 110 Stunden ge-
meinnützig abzuleisten sind.
Ein frommer Wunsch. Natür-
lich wurde Reim von der AGS
kontaktiert und aufgefordert,
sich eine neue Einsatzstelle zu
suchen und die verbleibenden
Stunden endlich zu tilgen.

Teilzeitjob

Aktuell stehen noch 60 Stun-
den aus. „Herr Reim hat inzwi-
schen einen Teilzeitjob und
kann nur noch samstags arbei-
ten“, erläutert Arens. Der 32-
Jährige ist sichtlich genervt,
dass es so lange dauert, bis er
wieder frei ist. „Es langt mir“,
meinte er kürzlich zu der Ver-
mittlerin. Ein Satz, der Hoff-
nung macht: Wahrscheinlich
wird Florian Reim so schnell
kein krummes Ding mehr dre-
hen. Beim nächsten Mal, weiß
er, werden noch sehr viel mehr
Stunden abzumalochen sein -
vielleicht 300. Oder er wird oh-
ne Bewährung direkt in den
Knast wandern.

Zahlreiche soziale Einrich-
tungen in der gesamten Region
stellen Einsatzplätze für Straftä-
ter zur Verfügung. Delinquenten
aus Main-Spessart werden zum

Beispiel zu „Intakt“, in Werk-
stätten für Behinderte, in Alten-
heime oder in „Tafel“-Einrich-
tungen vermittelt. Ein Teil der
Klienten hat wegen eines Verge-
hens ursprünglich eine hohe
Geldstrafe bekommen. Doch
Geld haben die wenigsten.
Dann müssen sie die Geldstrafe
im Gefängnis absitzen. Oder sie
können sich entscheiden, sie ge-
meinnützig abzuarbeiten. Ein
anderer Teil der Klienten erhielt
von vornherein gemeinnützige
Arbeit als Bewährungsauflage.

Soziale Verantwortung

Für Einsatzstellen ist es nicht
ganz leicht, sich auf die Klien-
ten der AGS einzulassen. Sehr
viele sind unzuverlässig. Den-
noch halten die Einrichtungen
der Koordinierungsstelle oft über
viele Jahre die Treue. „Das zeugt
von einer hohen sozialen Verant-
wortung“, kommentiert Arens.
Kürzlich befragte die AGS die
Einsatzstellen, wie zufrieden sie
mit den Klienten sind. Das Ergeb-
nis war für die Einrichtungsleite-
rin überraschend: Obwohl die
Männer und Frauen, die vermit-
telt werden, menschlich ziem-
lich schwierig sind, kommen die
kooperierenden Einrichtungen
meist sehr gut mit ihnen zu-
recht.

Auf der Schattenseite

Vielen ist bewusst, dass die
Personen, die zu ihnen ge-
schickt werden, weil sie eine
Ersatzfreiheitsstrafe vermeiden
wollen, auf der Schattenseite
des Lebens stehen. Phänomene
wie ein hoher Krankenstand
werden dadurch erklärlich, sagt

Jutta Arens: „Die meisten unse-
rer Klienten können sich nicht
gut ernähren, sie sind auch im
Winter schlecht angezogen und
leben oft in ungesunden Woh-
nungen.“ Auch haben viele mit
Depressionen zu kämpfen:
„Manche trauen sich deshalb
wochenlang nicht aus dem
Haus.“

Diebstahl und Verstöße ge-
gen das Betäubungsmittelge-
setz, das waren 2014 die häufig-
sten Gründe, warum Menschen
zur AGS kamen, um sich in ge-
meinnützige Arbeit vermitteln zu
lassen. Gleich dahinter kamen
Betrug, Körperverletzung und
Fahren ohne Fahrerlaubnis. Die
vom Amtsgericht Gemünden aus
diesen und anderen Gründen
verurteilten Klienten aus Main-
Spessart leisteten im vergange-
nen Jahr knapp 2.000 ge-
meinnützige Arbeitsstunden ab. 

Hintergrund: 
„Schwitzen statt sitzen“

Durch das Modell „Schwit-
zen statt sitzen“ sollen die Zahl
der Inhaftierten sowie die Haft-
kosten gesenkt werden. In
Mainfranken gelingt dies dank
der Aktionsgemeinschaft Sozia-
lisation (AGS) gut. 2014 betreu-
te der in Würzburg ansässige
freie Träger der Jugendhilfe
rund 460 Straftäter aus dem
Landgerichtsbezirk Würzburg
sowie 570 Delinqenten aus dem
Landgerichtsbezirk Schwein-
furt. Im Rahmen der Voll-
streckung von Geldstrafen lei-
steten die Klienten über 35.000
Stunden gemeinnütziger Arbeit
in mehr als 800 Einsatzstellen
ab. Dadurch konnten nahezu
6.000 Hafttage eingespart wer-
den. pat
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Landkreis Miltenberg:

Gemeinden arbeiten
an Wohnprojekten

Wie können Kommunen ein attraktives Wohnumfeld schaf-
fen? Dieser Frage sind rund 40 Vertreter aus neun Gemeinden
des Landkreises Miltenberg zusammen mit mehreren Fachleu-
ten bei der LBS-Zukunftswerkstatt „Wohnen im Landkreis
Miltenberg“ nachgegangen.

Im Panoramasaal der Spar-
kasse in Miltenberg nahmen
sich alle Teilnehmer einen
ganzen Tag lang Zeit, das Pilot-
projekt der Landesbausparkasse
mit Leben zu erfüllen. Als erster

den. Die Entstehung des Pilot-
projekts geht Wölfel zufolge auf
die LBS-Studie „Kommunen
gestalten“ zurück. Dabei habe
die LBS gemerkt, „dass es viele
vergleichbare Probleme in den

Miltenberg“. Er präsentierte da-
bei aussagekräftige Zahlen, die
weit über die bloße Aufzählung
von Daten zur Bevölkerungs-
entwicklung hinausgingen.
Anschließend bildeten die ein-
zelnen Gemeindedelegationen
– bestehend aus Bürgermeister,
Gemeinderäten und Verwal-
tungsfachleuten – Arbeitsgrup-
pen und wählten jeweils ein
Projekt aus, das sie in ihrer
Kommune verwirklichen wol-
len. 

Blick über den Tellerrand

In einer zweiten Runde gin-
gen die Teilnehmer der anderen
Gruppen und die Fachleute von
einer Arbeitsgruppe zur ande-
ren, um Fachwissen beizusteu-
ern und den Blick aus der Pers-
pektive einer anderen Kommu-
ne beizusteuern. „Es ist wichtig,
über den eigenen Kirchturm
hinaus zu schauen“, erklärte
Moderator Wölfel diese unge-
wöhnliche Methodik. In weite-
ren Arbeitsschritten legten die
Gemeinden konkrete Schritte
fest und entwarfen einen Fahr-
plan, wie sie vorgehen werden.

Ortskerne beleben

Am Ende der Veranstaltung
stellten die Bürgermeister der
beteiligten Kommunen Alten-
buch (Andreas Amend), Bürg-
stadt (Thomas Grün), Klingen-
berg (Ralf Reichwein), Milten-
berg (Helmut Demel), Mömlin-
gen (Siegfried Scholtka), Mön-
chberg (Thomas Zöller), Röll-
bach (Rudi Schreck), Obern-
burg (Dietmar Fieger) und
Schneeberg (Erich Kuhn) im

Plenum die Projekte vor, die sie
realisieren wollen. Dabei han-
delte es sich in den meisten Fäl-
len um die Belebung und Neu-
gestaltung der Ortskerne, um
das Ermöglichen von bedarfs-
gerechtem Wohnen oder die Be-
seitigung von Leerständen; in
Schneeberg sucht man eine Ver-
wendung für die leer stehende
Schule. Dabei betonten alle Ge-
meindeoberhäupter, wie wichtig
ihnen die Einbeziehung der
Kommunalgremien sowie der
Bürgerinnen und Bürger ist.

Positives Fazit

Am späten Nachmittag zogen
alle Beteiligten ein positives Fa-
zit und hoffen darauf, dass in
naher Zukunft eine weitere Ver-
anstaltung dieser Art stattfindet,
um den Fortgang der Projekte
darzustellen. Daniela Kircher
(Regierung von Unterfranken)
bat die Teilnehmer, die Projekte
nicht in der Schublade zu las-
sen, sondern sie auch zu reali-
sieren. Joachim Roth (Sparkas-
se) regte die Erstellung einer Fi-
bel an, in der alle Fördermög-
lichkeiten übersichtlich zusam-
mengefasst sind. 

Wertvolle Hilfestellung

Mehrere Teilnehmer stellten
heraus, dass vor allem die exter-
nen Fachleute – vom Amt für
Ländliche Entwicklung, von der
Regierung von Unterfranken, In-
itiative Bayerischer Untermain,
Kreisbauamt, LAG Main4Eck
und von den lokalen Aktions-
gruppen – wertvolle Hilfestellun-
gen geben konnten. Obernburgs
Stadtoberhaupt Dietmar Fieger
etwa freute sich über gute Ergeb-
nisse, Bürgermeister Thomas
Grün hat der Tag „viel gebracht“
und sein Amtskollege Andreas
Amend fasste den Projekttag mit
den Worten „gelungen, sinnvoll
und pragmatisch“ zusammen.
Er habe hier so viele Informa-
tionen mitgenommen, für die
es sonst Besuche in vier ver-
schiedenen Ämtern gebraucht
hätte.

Gutes Gefühl

In den Lobesreigen stimmte
auch Landrat Jens Marco Scherf
ein, der allen Teilnehmern be-
scheinigte, eine Chance genutzt
zu haben. „Das gibt mir ein gu-
tes Gefühl“, sagte Scherf ange-
sichts der geplanten Projekte in
den Kommunen und stellte fest,
dass die Energie vorhanden sei,
diese auch tatkräftig anzu-
packen.

Einen ganzen Tag lang beschäftigten sich die Teilnehmer der LBS-
Zukunftswerkstatt „Wohnen im Landkreis Miltenberg“ mit je-
weils einem konkreten Projekt in ihren Gemeinden. Am Ende
nahm jede Kommune einen konkreten Fahrplan mit, wie sie wei-
ter vorgehen wird, um dieses Projekt zu verwirklichen.

Nutzen für beide 
Seiten der Grenze

Landkreis Cham: Grenzüberschreitendes 
Arbeitsmarktgespräch mit tschechischerArbeitsministerin

Auf Einladung von Landrat und Bezirkstagspräsident Franz
Löffler und Joachim Ossmann, Vorsitzender der Geschäfts-
führung der Agentur für Arbeit Schwandorf, kam die Ministe-
rin für Arbeit und Soziales der Tschechischen Republik, Mich-
aela Marksová, mit Vizeminister Jan Marek zu einem Grenz-
überschreitenden Arbeitsmarktgespräch in den Landkreis
Cham. 

Mit dabei waren auch Dr.
Markus Schmitz, Vorsitzender
der Geschäftsführung der Re-
gionaldirektion Bayern der
Bundesagentur für Arbeit, und
weitere Vertreter der tschechi-
schen und der deutschen Ar-
beitsverwaltung. Bei dem Ge-
spräch wurden verschiedene
Projekte und Initiativen im Rah-
men der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit vorgestellt
und Möglichkeiten zur Vertie-
fung der Partnerschaft erörtert. 

Wichtiger Handelspartner

Löffler wies darauf hin, dass
sich sowohl der Landkreis
Cham als auch die Region Pil-
sen nicht zuletzt dank der offe-
nen Grenze gut entwickelt hät-
ten. Mit einem Handelsvolumen
von 15 Milliarden Euro sei
Tschechien ein wichtiger Han-
delspartner für den gesamten
Freistaat Bayern. Einen guten
Anteil daran habe der Landkreis
Cham: Mit weit über 2000
tschechischen Arbeitnehmern
habe der Landkreis Cham mit
Abstand den höchsten Anteil in
Bayern. Rund 500 deutsche Ar-
beitnehmer seien in der Region
Pilsen tätig. Herausragend sei
auch die Tatsache, dass über 50
regionale Unternehmen eine
Niederlassung in Tschechien
besitzen. 

Niedrige Arbeitslosenquote

Die Arbeitslosenquote im
Grenzland sei vergleichsweise
niedrig: Im Dezember 2014 lag
sie im Landkreis Cham bei 2,9
Prozent und im Bezirk Pilsen
bei 5,7 Prozent. Mit gemeinsa-
men Projekten wie der Zusam-
menarbeit der Berufsschulen
Cham und Doma lice bei der
Ausbildung von Zerspanungs-
mechanikern, dem CNC-Pro-
jekt an den Mittelschulen und
der Kooperationsvereinbarung
zwischen der Westböhmischen
Universität Pilsen, der Techni-
schen Hochschule Deggendorf
und dem Landkreis Cham habe
man schon vieles erreicht. Noch
stärker müsse man sich der
Überwindung der Sprachbarrie-
re widmen, zum Beispiel durch
Tschechisch-Unterricht an den
Schulen. Für die Zukunft ginge
es darum, eine noch höhere
Wertschöpfung in der gemein-
samen Region zu erreichen.

Bildungssystem

Das Bildungssystem müsse
noch besser auf die regionalen
Potentiale und Bedürfnisse aus-
gerichtet werden, um die Men-
schen für Innovation und Ent-
wicklung zu qualifizieren. Zu-
sammen mit der Verbesserung
der Infrastruktur könne dann ein
gemeinsamer Wirtschaftsraum
mit einem gemeinsamen Ar-
beitsmarkt wachsen. So könne
man die Menschen für ein Blei-
ben in der Region begeistern
oder gar Zuwanderer anziehen.

Die tschechische Arbeits- und
Sozialministerin Michaela Mark-
sová bekräftigte, dass die Zu-
sammenarbeit im Grenzraum
beiden Seiten Vorteile bringen
würde. Allerdings sei die
Sprachbarriere eine große Hür-
de. Außerdem sei die duale Aus-
bildung in Tschechien noch un-
bekannt, die Firmen seien vor
allem hinsichtlich der Kosten

skeptisch. Vizeminister Marek
ergänzte, dass die Tschechische
Republik in einem Aktionsplan
auch Mittel für die Erhöhung
der Sprachkompetenz von jun-
gen Leuten vorgesehen habe.

Für die Agentur für Arbeit
stellten Dr. Markus Schmitz,
Vorsitzender der Geschäfts-
führung der Regionaldirek-
tion Bayern der Bundesagentur
für Arbeit, und Joachim Oss-
mann konkrete Projekte wie die
EURES-Grenzpartnerschaft
Bayern-Tschechien, Zahlen zur 
Entwicklung des grenzüber-
schreitenden Arbeitsmarktes
und den Arbeitsmarktmonitor
vor. Auch die Vertreter der Ar-
beitsverwaltung betonten die
Bedeutung der Sprachkompe-
tenz und einer noch stärkeren
Zusammenarbeit bei der Be-
rufsausbildung.

Landkreis in Bayern sei Milten-
berg hierfür ausgewählt wor-
den, erklärte Moderator Ro-
land Wölfel von der CIMA Be-
ratungs- und Management-
GmbH, „die Strukturen hier
sind spannend.“ Sechs Gemein-
den habe man ursprünglich zu
diesem Projekt einladen wollen,
so Wölfel, aufgrund der riesigen
Nachfrage habe man sich aber
für neun Kommunen entschie-

Orten gibt.“ Deshalb wolle man
nun den Versuch unternehmen,
vor Ort Impulse auszulösen und
die Kommunen zum Handeln
zu bringen.

Aussagekräftige Zahlen

Am Morgen sprach zunächst
Professor Dr. Hans-Ulrich Jung
über „Wohnen und demographi-
sche Entwicklung im Landkreis

Europaregion Donau-Moldau:

Oberpfälzische Stabübergabe
Feierlicher Stabwechsel in Regensburg: Im Rahmen einer Prä-
sidiumssitzung übergab der Oberpfälzer Bezirkstagspräsident
Franz Löffler den Vorsitz in der Europaregion Donau-Moldau
an Ivo Grüner, den stellvertretenden Hauptmann des tschechi-
schen Bezirks Pilsen. Damit endet nach zwölf Monaten die
Präsidentschaft der Oberpfalz in der trilateralen Arbeitsge-
meinschaft.

Die Europaregion Donau-
Moldau wurde am 30. Juni
2012 als politisch vereinbarte
Arbeitsgemeinschaft zwischen
sieben Grenzregionen Bayerns,
Österreichs und der Tschechi-
schen Republik in Linz gegrün-
det. Sie verfolgt das Ziel, die
Stärken und Potentiale des über-
wiegend ländlich geprägten
Raumes zwischen den vier
großen Metropolen München,
Nürnberg, Prag und Wien zu
bündeln und sich so im wach-
senden Wettbewerb der Regio-
nen gezielt zu positionieren. 

Neben der Oberpfalz und
Niederbayern gehören ihr auch
Oberösterreich und Teile Nie-
derösterreichs sowie die tsche-
chischen Bezirke Pilsen, Süd-
böhmen und Vysocina an. Be-
reits im Herbst 2012 wurden
die beiden bayerischen EDM-
Kontaktstellen in Freyung und
Regensburg mit Unterstützung
der Landesentwicklung einge-
richtet.

Erheblicher Mehwert

Wie Löffler bilanzierte, seien
unter seinem Vorsitz im Laufe
des vergangenen Jahres ein er-
heblicher Mehrwert für die Eu-
roparegion geschaffen und zen-
trale Weichenstellungen getrof-
fen worden, auf deren Basis der
Bezirk Pilsen nun weiterarbei-
ten kann. Exemplarisch nannte
er den einstimmigen Beschluss

zur künftigen Finanzierung der
Europaregion und die interna-
tionale Fachkonferenz zu zu-
kunftsrelevanten Themen mit
über 150 Teilnehmern in Am-
berg. In dessen Rahmen hatte
Finanzstaatssekretär Albert
Füracker darauf hingewiesen,
dass grenzüberschreitende Ko-
operationen ein großes Anlie-
gen der Landesentwicklung dar-
stellen. Gezielt wolle man die
Lage Bayerns mit den Außen-
grenzen zur Tschechischen Re-
publik und zu Österreich nut-
zen. Die Europaregion sei ein
starker Partner zur Umsetzung
der bayerischen Heimatstrate-
gie.

Abschluss zentraler Projekte

Als erfreulich erachtete Löff-
ler zudem den Abschluss meh-
rerer zentraler Projekte der sie-
ben Wissensplattformen „For-
schung und Innovation“ (Ober-
pfalz), „Hochschulstandort
EDM“ (Niederbayern), „Unter-
nehmenskooperation und Clu-
sterbildung“ (Oberösterreich),
„Qualifizierte Arbeitskräfte und
Arbeitsmarkt“ (Vysocina), „Na-
tur-, Gesundheits-, Städte-, und
Kulturtourismus“ (Pilsen), „Er-
neuerbare Energien und Ener-
gieeffizienz“ (Niederösterreich)
sowie „Mobilität, Erreichbar-
keit und Verkehr“ (Südböh-
men). 

Neben einem Abschlussbe-

richt der vorrangigen Verkehrs-
projekte aus der letztgenannten
Wissensplattform, der der Poli-
tik zur Kenntnisnahme vorge-
legt wurde, wurde ein Schul-
wettbewerb in Tschechien, der
Schüler motiviert, sich mit der
Europaregion kreativ auseinan-
der zu setzen, als weiteres Er-
gebnis präsentiert. Zudem ent-
stünden im Bereich Tourismus
erste gemeinsame Produkte. So
arbeiten der Landkreis Passau
und die Region Pilsen zusam-
men an dem Projekt „Bier und
Kultur an Donau und Moldau“,
das über die Euregio Bayeri-
scher Wald teilfinanziert wird. 

Wissensplattform Energie

In der Wissensplattform Ener-
gie wiederum wird in allen Re-
gionen der Europaregion Do-
nau-Moldau eine „Energiesy-
stemanalyse“ erhoben. Diese
bietet erstmals einen Gesamt-
überblick zu Energieerzeugung
und Energieverbrauch im Ge-
biet der Europaregion und soll
als Basis für künftige Projekte
zum grenzüberscheitenden Aus-
bau erneuerbarer Energien die-
nen. Denkbar sind beispielswei-
se Projekte zur Gebäudesanie-
rung, mit denen erhebliche En-
ergieeinsparungen erreicht wer-
den können. Laut Analyse ver-
fügt die Europaregion Donau-
Moldau insgesamt über das Po-
tenzial, zu einer energetischen
Musterregion in Europa zu wer-
den.

Franz Löffler wertete es zu-
dem als besonderen Erfolg sei-
nes Vorsitzes, dass sich am 
11. März erstmals hochrangige
Vertreter aus den Verkehrsmi-

nisterien der Bundesrepublik
Deutschland, Österreichs und
der Tschechischen Republik zu
einem trinationalen Verkehrsge-
spräch in Furth im Wald treffen
werden. Ziel der Zusammen-
kunft ist es, bei den Entschei-
dungsträgern in Berlin, Wien
und Prag gezielt auf den Bedarf
zum weiteren Ausbau der grenz-
überschreitenden Verkehrsver-
bindungen hinzuweisen und ei-
ne Aufnahme in die Planungen
der Ministerien zu erwirken. 

Hohe Messlatte

Wie Löfflers Nachfolger Ivo
Grüner konstatierte, sei die
Messlatte hoch, man setzte je-
doch weiterhin auf eine intensi-
ve und fruchtbare Zusammenar-
beit der Regionen. Parallel zur
Kulturhauptstadt Pilsen 2015
übernehme der Bezirk Pilsen
den Vorsitz in der Europaregion
und habe in diesem Zusammen-
hang bereits eine Reihe von
Maßnahmen geplant, mit denen
gezielt die Bevölkerung in der
Europaregion angesprochen
werden soll. 

Doch auch in Brüssel plant
Grüner 2015 verstärkt Präsenz
zu zeigen, um die europäische
Dimension der Europaregion
Donau-Moldau zu unterstrei-
chen. DK
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„Finden Sie, mir steht das?
Ich denke, es ist nie verkehrt,
modisch mit der Zeit zu ge-
hen.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, stand im offenen
weißen Hemd und schwarzem
Anzug vor mir. Ich biss mir
heftig auf die Zunge, um nicht
zu fragen, ob er jetzt den glei-
chen Stilberater wie der früher
iranische Präsident Ahmadi-
nedschad habe, der ja auch
immer aussah wie ein Penner,
der die Arbeitskleidung eines Bestatters auf-
trägt.

Aber das wäre natürlich zu bösartig gewesen,
wollte sich der Chef doch nur aufgeschlossen
zeigen für den neuen politischen Dresscode, der
von Hellas‘ Gestaden aus in Europa Einzug
hält. Denn derzeit touren der neue griechische
Ministerprädient Alexis Tsipras und sein Fi-
nanzminister Giannis Varoufakis durch die
Hauptstädte der europäischen Partner wie zwei

pubertierende Halbstarke, die ihre Eltern dazu
nötigen wollen, das Guthaben auf dem Handy
automatisch und bedingungslos immer wieder
aufzuladen, wenn es abtelefoniert ist. Dabei zei-
gen sie ihren ganz eigenen Kleidungsstil – Tsi-
pras im schicken Anzug, unifarbenem Hemd,
aber ohne Krawatte. Varoufakis hingegen
kommt brutalst möglich machomäßig rüber, ra-
sierter Schädel, das offene Hemd über der Ho-
se, schwere Lederjacke.

Eine britische Zeitung verglich sein Auftreten
mit dem eines Drogendealers der frühen 90er
Jahre. Wie ungerecht, schließlich ist er dabei,
sich den Ehrentitel „Sexiest Finanzminister ali-
ve“ zu sichern. Ja, je mehr Abfuhren er sich für
seine finanzpolitischen Vorstellungen holt, des-
to mehr rückt seine Kleidung in den Vorder-
grund, twittern weibliche Abgeordnete ihre po-
litikfernen Eindrücke und schmachten ihn
Fernsehmoderatorinnen an. So dürfte es nur ei-
ne Frage der Zeit sein, bis sein Poster den Weg
an die Pinnwände seriöser Steuerinspektorin-
nen findet, die George Clooney nach seiner
Heirat von dort entsorgt haben.

Vielen gilt die neue Griechengarde schon als
Stilikone und Verkörperung eines neuen, jun-
gen, wilden Politikstils, der sich wohltuend von
den Ritualen des etablierten Politikgeschäfts
abhebt. Naja, die beste Reaktion kam wohl vom

italienischen Ministerpräsi-
denten Matteo Renzi, der Tsi-
pras bei seinem Rom-Besuch
einen edlen italienischen Bin-
der schenkte. Botschaft: Werd‘
erwachsen.

Dabei ist es ja keineswegs
neu, dass mit Kleidung Politik
gemacht wird. Und damit mei-
ne ich nicht nur den Einsatz
von modischen Akzenten zur
Erlangung von größerer Auf-
merksamkeit, wie es vor allem

Frauen beherrschen, wenn Sie Kostüme in
knalligen Farben anziehen und sich so auf je-
dem Bild von den taubenblau-grau-anthraziten
Herren abheben.

Denken wir etwa an Mahatma Gandhi, der
seine eigenen Stoffe webte, um kein aus Eng-
land importiertes Tuch kaufen zu müssen und
immer in weißen Gewändern unterwegs war.
Diese Abkehr vom Westen spiegelt sich allen
sonstigen Gegensätzen zum Trotz immer noch
in der Kleidung von Politikern in Indien, Paki-
stan und Bangladesch wider. Im Iran wurde
nach der Chomeini-Revolution die Krawatte
ebenso verpönt wie Hemden mit Kragen. So
halten sich dort Stehkragenhemden, die für
mich ein modisches No-Go sind. Das revolu-
tionäre China hat kapitalistische Anzüge gegen
die Mao-Jacke vertauscht, eine Weiterentwick-
lung der Uniformjacke Stalins. Aber seit die
Chinesen reich sind und immer reicher werden
wollen, schlüpfen sie in Brioni oder Cerutti und
überlassen den Mao-Look dem Diktatoren-Azu-
bi in Nordkorea.

Mein Chef, der Bürgermeister, sah schnell
ein, dass ein bayerischer Bürgermeister zum of-
fenen Hemd eine Trachtenweste tragen kann,
aber nicht wie ein Halbstarker rumlaufen soll-
te. Schließlich kommt es in der Kommunalpoli-
tik nicht auf Sexappeal, sondern Substanz an.
Obwohl, da gab es doch mal einen Bürgermei-
ster, der sagte, seine Stadt sei arm, aber sexy?
Danach hat sich Berlin zum Mekka für Start-
ups entwickelt. Hoffen wir für die Griechen,
dass sich die augenblickliche Aufmerksamkeit
für das Land auch so innovativ auszahlt und sie
die Wende schaffen. Zum Thema Mode whats-
appe ich dem Chef dann noch einen Satz von
Oscar Wilde: „Mode ist eine Form der Häss-
lichkeit, die so unerträglich ist, dass wir sie al-
le sechs Monate ändern müssen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Mit Kleidung wird
Politik gemacht

Tourismusreferentin Susanne Kammerer (l.), Vorstand des Tou-
rismusverbandes Ostbayern Dr. Michael Braun und Studentin 
Maria Seitz beleuchten die Tourismusregion Regensburg.

die Online-Buchbarkeit beson-
ders bei kleineren Betrieben und
Vermietern über das Ostbayeri-
sche Buchungsportal Tomas, das
bisher leider nur von elf Betrie-
ben genutzt werde. Oftmals fehle
es den Betrieben am Zugang zum
Thema oder am Zugang zu den
klassischen Buchungsportalen,
wobei dies über das ostbayerische
Buchungsportal möglich wäre.
„Wer sich hier auf Dauer nicht
positioniert, wird langfristig auch
nicht mehr existieren“, hob Braun
hervor.

Trends und Aspekte

In der Masterarbeit von Maria
Seitz, die sich unter anderem auf
eine Reihe von Interviews touri-
stischer Experten und regionaler
Vertreter stützt, wurden als be-
deutendste Trends und Aspekte
für das Regensburger Land
„neue Medien“, „Natur und ak-

Suchtparcours an 
der Knabenrealschule 

Hl. Kreuz in Donauwörth
Kürzlich fand an der Knabenrealschule Hl. Kreuz in Donauwörth
eine Schwerpunktwoche zum Thema „Sucht und Abhängigkeit“
statt. Ursula Schliebe, suchtbeauftragte Lehrkraft, holte dazu den
Suchtparcours des Landratsamtes Donau-Ries „Im Rausch des
Lebens – kein Leben im Rausch“ an die Schule. Die Veranstaltung
wurde in Kooperation mit der Präventionsfachkraft des Land-
kreises Donau-Ries, Stefan Graßl, geplant und durchgeführt. 

Bei dem Suchtparcours han-
delt es sich um eine interaktive
Ausstellung, die aus fünf Statio-
nen besteht. Die Schüler bespre-
chen dabei mit den jeweiligen
Moderatoren die Thematik und
müssen verschiedene Aufgaben
bewältigen. Es wurde angeregt
diskutiert, ob man wirklich je-
des Wochenende Alkohol trin-
ken muss oder ob neue Medien
wie Internet oder Smartphone
auch abhängig machen können.

Moderiert werden die Statio-
nen von den Kooperationspart-
nern der Präventionsfachkraft.
Dazu gehören Ehrenamtliche,
Jugendsozialarbeiter an Schu-
len, die kommunale Jugendpfle-
gerin der Stadt Donauwörth so-
wie Mitarbeiter des Landrats-
amtes Donau-Ries aus dem
Fachbereich „Jugend, Familie
und Senioren“. 

„Wir wollen damit Aufklä-

rungsarbeit leisten und die
Schüler für das Thema sensi-
bilisieren“, so Schliebe. Der
Schule ist es ein wichtiges An-
liegen, dass sich die Schüler mit
ihrem eigenen Konsumverhal-
ten beschäftigen. „Die Ausstel-
lung soll den Schülern vermit-
teln, wie man sich im Umgang
mit Suchtmitteln richtig ver-
hält und was sie alternativ tun
können, um Frust, Langeweile
oder Stress abzubauen“ erklärt
Graßl. Die Vermittlung von Le-
benskompetenzen und die Aus-
einandersetzung mit dem eige-
nen Konsumverhalten stehen
somit im Mittelpunkt der Aus-
stellung. 

Die Veranstaltung fand bei
den Schülern großen Anklang
und es wird auch im nächsten
Jahr geplant, den Suchtparcours
an einer Schule im Landkreis
durchzuführen.

HWK Schwaben:

Vorreiter bei der Integration
von Asylbewerbern
und Flüchtlingen

(treu) „Es warfüruns ein ungewohntes Arbeitsgebiet, als wirdie ers-
ten Berührungspunkte mit dem Thema Integration von Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern ins Handwerk hatten“, stellt Ulrich Wagner,
Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer für Schwaben
(HWK) bei derJahrespressekonferenz 2015 derHWK fest. Als 1999
in großer Zahl Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem Balkan nach
Schwaben kamen, traten Handwerksunternehmen an ihre Kam-
merheran, weil speziell junge Flüchtlinge bei den Handwerksunter-
nehmen eine Berufsausbildung beginnen wollten. Seit diesem Zeit-
punkt gehört das Thema Integration von Menschen mit Migrati-
onshintergrund zum Beratungsportfolio der HWK Schwaben. Da-
mit war die schwäbische Handwerkskammer Vorreiter auf diesem
Gebiet und verfügt inzwischen über eine 15-jährige Erfahrung.

Mit dem Auseinanderbrechen
Jugoslawiens und den kriegeri-
schen Auseinandersetzungen auf
dem Balkan kamen innerhalb kur-
zer Zeit sehr viele Flüchtlinge und
Asylsuchende nach Bayern. Spezi-
ell die Jugendlichen suchten, sobald
es möglich war, Arbeits- und Aus-
bildungsmöglichkeiten. „Für unse-
re Handwerksbetriebe war das eine
komplett neue Situation“, berichtet
Hauptgeschäftsführer Ulrich Wag-
ner. „Die Unternehmen kamen auf
uns zu und wollten kompetente
Hilfe und Unterstützung durch ihre
Kammer.“ Die Handwerkskammer
fungierte als „Lotse“ durch den
Bürokratiedschungel“, leistete Un-
terstützung bei der Prüfungsvorbe-
reitung der Azubis und half bei
rechtlichen Fragen.

Aus diesem Aufgabenfeld ent-
wickelte sich der Gedanke, das
Thema nicht nur als Projekt, son-
dern als festen Bestandteil in die
betriebliche Beratung der Hand-
werkskammer einzugliedern. Im
schwäbischen Handwerk beschäf-
tigt die Hälfte der rund 29.000 Un-
ternehmen Mitarbeiter mit Migra-
tionshintergrund. 

Daher wurde ab 2005 eine eige-
ne Mitarbeiterin, die sich aus-
schließlich um dieses Thema
kümmert, eingestellt. Ihre Aufga-
be ist es, in den Betrieben und bei
Multiplikatoren z. B. Lehrlings-
warten, für den interkulturellen

Umgang zu sensibilisieren, Unter-
nehmen sowie Menschen mit Mi-
grationshintergrund Hilfestellung
zu geben und kompetente An-
sprechpartnerin für die Betriebe zu
sein. Dar-über hinaus wurde ein gut
funktionierendes Netzwerk mit
Partnern aufgebaut. „Als Solist
können Sie hier wenig ausrichten.
Es braucht Partner, die bei Personen
mit Migrationshintergrund Akzep-
tanz haben und mit denen gemein-
sam verschiedene Aspek-te der In-
tegration abgedeckt werden kön-
nen“, erläutert Wagner die Vorge-
hensweise der HWK Schwaben.

Interkulturelle
Laufbahnberatung

Seit 2009 ist nun ein weiterer
Mitarbeiter bei der HWK tätig, der
sich speziell mit der Arbeitsmark-
tintegration und Weiterbildung von
Flüchtlingen und Asylsuchenden
befasst. Hinzu kam ab 2012 ein Ju-
rist, der für die HWK Schwaben in
der Anerkennungsberatung für aus-
ländische Berufsabschlüsse arbeitet. 

Bundesweit nimmt die HWK
Schwaben bei diesem Thema eine
Vorreiterrolle ein. „Wir sind be-
stens vernetzt und verfügen über
eine langjährige Erfahrung, da wir
als Wirtschaftskammer in vielen
regionalen, nationalen und eu-
ropäischen Projekten mitgewirkt
haben“, betont Wagner.

tiv“ unter dem Blickwinkel des
E-Bike-Tourismus und „Netz-
werke und Kooperationen“ inten-
siv beleuchtet. 

Die Leistungsträger sollten en-
ger kooperieren und als gemein-
same Urlaubsregion Regensburg
werben und auftreten. Durch va-

riable Paketangebote bei der An-
gebotsgestaltung könnten mehr
Gäste an die Region gebunden
werden. Auch sollte der wirt-
schaftliche Stellenwert des Tou-
rismus den Menschen bewusst
gemacht werden, betonte die Stu-
dentin.

Tourismus im Regensburger Land: 

Beste Jahresstatistik –
Netzwerkarbeit wichtig

Regensburg. (RL) Ein Rekordergebnis bei den Übernachtungs-
zahlen und damit mehr Wertschöpfung für die Region, gestiegene
Prospektanfragen und viele klassifizierte Privatvermieter: Die Bi-
lanz der Tourismusarbeit für den Landkreis Regensburg kann
sich sehen lassen und ist für Landrätin Tanja Schweiger Bestäti-
gung dafür, „dass die touristischen Konzepte sowie die Werbung
für das Regensburger Land Früchte tragen und man sich durch
das in den letzten Jahren aufbereitete und geschaffene Angebot
immer mehr bei Gästen und Naherholungssuchenden bekannt
macht.“ Im Rahmen des Treffens der Bürgermeister und touristi-
scher Ansprechpartner im Landratsamt stellte die Tourismusre-
ferentin Susanne Kammerer eine Vielzahl an Maßnahmen vor,
um Gäste in die Region zu locken.

Auch wenn die amtliche
Jahresstatistik 2014 erst Mitte Fe-
bruar vorliegt, übertrifft der
Landkreis mit den Übernach-
tungszahlen (Betriebe ab 10 Bet-
ten) in Höhe von 359.815 Über-
nachtungen im Zeitraum Januar
bis November 2014 bereits sei-
nen Letztjahresrekord, der bei
346.212 lag. Kammerer schätzt,
dass im Jahr 2014 insgesamt rund
375.000 Übernachtungen erzielt
werden und führt das gute Ergeb-
nis neben vielen Marketingaktio-
nen natürlich auch auf die Ausnah-
mesituation „Katholikentag“ Ende
Mai 2014 zurück, in welcher die
Region ausgebucht war. „Touris-
mus ist auch für unsere Region 
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor,
schafft Arbeitsplätze, bringt Wert-
schöpfung und sichert letztlich
auch Lebensqualität“, betonte da-
bei die Landrätin vor dem Hinter-
grund der guten Statistik.

„Im Jahr 2014 hatten wir im
Landkreis 39 Sterne-klassifizierte
Ferienwohnungen und Privatzim-

mer, haben verstärkt deutschland-
weit an Messen teilgenommen -
teilweise in Kooperation mit der
Regensburg Tourismus GmbH
und dem Tourismusverband Ost-
bayern -, wir haben ein neues in-
formatives Image- und Gastge-
berverzeichnis erstellt sowie Rad-
und Wanderbroschüren neu auf-
gelegt, um die Region schmack-
haft zu machen und an den
„Mann zu bringen“, beschreibt
Kammerer die getroffenen Maß-
nahmen zur Qualitätssteigerung
im Tourismusbereich. 

Donaupanoramaweg

Der neu eröffnete ostbayeri-
sche Donaupanoramaweg, der
von Passau kommend entlang der
Donauachse über Wörth – Wie-
sent – Bach - Donaustauf –Re-
gensburg und Pentling in Rich-
tung Kelheim führt, vereint Na-
tur, Kultur, Gastronomie und
Stadterlebnis in einem neuen
Wander-Angebot. „Und auch der

Pilgerweg Via Nova, dessen Tras-
se entlang des Tals der Großen
Laaber die Gemeinden Mötzing,
Sünching, Aufhausen, Pfakofen
und Schierling tangiert und im
Frühjahr eröffnet wird, ist ein
Weitwanderweg, der dem spezi-
ellen Wandertrend „Pilgern“ ge-
recht wird“, erläuterte die Touris-
musreferentin weiter.

Marketing

Anzeigenschaltungen und PR-
Berichte mit den beispielhaf-
ten Botschaften Ferienregion
Regensburger Land – „Ra-
deln, Wandern und Kulturge-
nuss“ oder „Urlaub rund um die
UNESCO-Welterbestadt Regens-
burg“ in deutschlandweiten Me-
dien sollen zudem Gäste anspre-
chen und aufmerksam machen.
„Auch ins Online-Marketing
will sich der Landkreis noch
stärker einbringen, ist doch dieser
Kanal wichtiger Wettbewerbsfak-
tor im Tourismus“, erläuterte
Kammerer. Eine Online-Marke-
ting-Offensive mit Fachvorträgen,
Beratungsangeboten für Betrie-
be, speziellen Online-Kampagnen
und Focus auf Zielgruppenmarke-
ting ist für die nächste EU-Förder-
phase als Leaderprojekt geplant.

Bayerischer Jura

Auch im Bayerischen Jura gibt
es viel Neues: Die neue Website
www.jurasteig.de mit gut aufbe-
reiteten Etappen und Rundwe-
gen, das jährlich dreimal erschei-
nende Freizeitmagazin Bayeri-
scher Jura, den Jurasteig Nonstop
Ultratrail („JUNUT“) vom 10. bis
12. April, der in Dietfurt startet
oder ein in Planung befindliches
Kooperationsprojekt zur Aufwer-
tung des Fünf-Flüsse-Radweges,
das in der nächsten EU-Förder-
phase Leader eingereicht werden
soll. Als wichtige Plattform des
fachlichen Austausches hat sich
für den Bayerischen Jura der jähr-
lich stattfindende „Tourismustag
Bayerischer Jura“ etabliert, der
erfreulicherweise am 10. März in
Kallmünz stattfindet und an touri-
stische Leistungsträger und An-
bieter gerichtet ist. 

Masterarbeit

Die Netzwerkarbeit zwischen
allen Tourismuspartnern ist auch
ein Anliegen der beiden Gastred-
ner, Dr. Michael Braun, Vorstand
des Tourismusverbandes Ostbay-
ern, und der Studentin Maria Seitz,
die erste Ergebnisse ihrer Master-
arbeit „Aktuelle Trends im Touris-
mus und deren Implementierung
in das Destinationsmanagement
des Landkreises Regenburg“ vor-
stellte. Ihr Augenmerk richtet sich
dabei stets auf neue Trends, Qua-
lität und regionale Leuchtturmpro-
jekte wie Jurasteig, Fünf-Flüsse-
Radweg oder Goldsteig.

Wichtigstes Anliegen des ost-
bayerischen „Tourismuschefs“ ist
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Landkreis Haßberge:

Jugendamt setzt auf Prävention
Mitmachparcours zu Tabak und Alkohol

informiert und bewegt Schüler zum Nachdenken
„Durchblick haben und sich nichts vormachen“ sind Aspekte,
bei denen die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
Jugendliche unterstützen will, sich intensiv mit dem Konsum
von Tabak und Alkohol und deren Folgen auseinanderzusetzen.
Das Kreisjugendamt Haßberge setzt seit Dezember vergangenen
Jahres auf Prävention und arbeitet auch 2015 mit dem von der
Bundeszentrale entwickelten interaktiven „KlarSicht“-Mit-
mach-Parcours. 

Wegen der großen Nachfrage
und der daraus resultierenden
langen Wartezeiten hat die Bun-
deszentrale eine kleine Koffer-
variante des großen Parcours
entwickelt. Die Präventionsstel-
le des Kreisjugendamtes hat
sich einen solchen Koffer ange-
schafft. Somit können vor Ort in
Kooperation mit den Jugendso-
zialarbeitern an Schulen indivi-
duelle Aktionen umgesetzt wer-
den. 

Betreute Stationen

Wie der große Parcours, be-
steht der „KlarSicht“-Koffer aus
verschiedenen Mitmach-Statio-
nen, an denen sich Schüler ab
zwölf Jahren auf einfache und

interaktive Art über die Risiken
von Nikotin und Alkohol infor-
mieren können. Mit dem Koffer
ist es möglich, eigenständig,
kontinuierlich und nachhaltig
Veranstaltungen in Schulen und
in der Jugendarbeit durchzu-
führen. Bei Rollenspielen, Quiz
und Diskussionen können sich
die Teilnehmer mit ihren unter-
schiedlichen Fähigkeiten und
Interessen einbringen und von-
einander lernen. 

Entscheidungshilfen

Der KlarSicht-Parcour ent-
spricht dem Bedürfnis der Ju-
gendlichen, sich alltagsnah, auf
unterhaltsame aktive Art und
Weise mit Themen auseinander-

zusetzen. Es sollen aber auch
Entscheidungshilfen für ge-
sundheitsförderliches Verhalten
angeboten, ein eigenständiger
und verantwortungsvoller Um-
gang mit legalen Suchtmitteln
gefördert sowie Nichtkonsu-
menten in ihrer Haltung be-
stärkt werden. 

Beteiligte Mittelschulen

Beteiligt an der großen „Klar-
Sicht“-Aktion im Landkreis
Haßberge sind die Mittelschule
Haßfurt, Mittelschule Eltmann,
Mittelschule Ebelsbach, Mittel-
schule Zeil, Mittelschule Knetz-
gau, Mittelschule Ebern und die
Mittelschule Hofheim. 

Es gibt fünf betreute Statio-
nen: „Tabak – nichts vernebeln“,
„Alkohol – alles im blauen Be-
reich“, „Werbung – mach dir ein
Bild“, „Rauschbrillen – voll da-
neben“ und „Talkshow – was
meinst du?“.

Jeweils am Anfang und am
Ende des Parcours gehen die
Schüler durch den „Checkpoint“
und müssen sich bei einer spe-
ziellen Frage wie zum Beispiel
„Gehört Alkohol und Rauchen
zum Erwachsensein dazu?“ für
eine Antwort entscheiden. Im
Frühjahr 2015 werden, zusam-
men mit einer 7. Klasse der Mit-
telschule Knetzgau, nochmals
drei Schulklassen an der Mittel-
schule Haßfurt die Möglichkeit
bekommen, sich 90 Minuten
lang mit dem Thema Alkohol
und Tabak zu beschäftigen. DK


